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Geltende Fassung Änderungsvorschlag Begründung 

Änderungen im allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) 

§ 4b Prüfsachverständige § 4b Prüfsachverständige  

(1) Prüfsachverständige prüfen im Auftrag der Ei-
senbahnen, der Hersteller, der Sicherheitsbehör-
de oder der Eisenbahnaufsichtsbehörden der Län-
der 

1. die Einhaltung der nationalen technischen Vor-
schriften, die nicht nach Artikel 17 Absatz 3 der 
Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Juni 2008 über die 
Interoperabilität des Eisenbahnsystems in der Ge-
meinschaft (Neufassung) (ABl. L 191 vom 
18.7.2008, S. 1; L 103 vom 22.4.2015, S. 11), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2014/106/EU (ABl. L 
355 vom 12.12.2014, S. 42) geändert worden ist, 
oder nach Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2016/797 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2016 über die Interoperabilität des Eisen-
bahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 
138 vom 26.5.2016, S. 44) in der jeweils geltenden 
Fassung notifiziert worden sind, oder 

2. den Nachweis einer zulässigen Abweichung von 
in Nummer 1 bezeichneten technischen Vorschrif-
ten im Bereich 

a) der Erstellung von baulichen Anlagen, Signalan-
lagen, Telekommunikationsanlagen und elektro-

(1) Prüfsachverständige prüfen im Auftrag der Eisen-
bahnen, der Hersteller, der Sicherheitsbehörde oder 
der Eisenbahnaufsichtsbehörden der Länder 

1. die Einhaltung der nationalen technischen Vor-
schriften, die nicht nach Artikel 17 Absatz 3 der Richt-
linie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Juni 2008 über die Interoperabilität 
des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft (Neufas-
sung) (ABl. L 191 vom 18.7.2008, S. 1; L 103 vom 
22.4.2015, S. 11), die zuletzt durch die Richtlinie 
2014/106/EU (ABl. L 355 vom 12.12.2014, S. 42) ge-
ändert worden ist, oder nach Artikel 14 der Richtlinie 
(EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2016 über die Interoperabilität des 
Eisenbahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 
138 vom 26.5.2016, S. 44) in der jeweils geltenden 
Fassung notifiziert worden sind, oder 

2. den Nachweis einer zulässigen Abweichung von in 
Nummer 1 bezeichneten nationalen technischen Vor-
schriften im Bereich 

a) der Erstellung von baulichen Anlagen, Signalanla-
gen, Telekommunikationsanlagen und elektrotechni-
schen Anlagen sowie 

b) der Verwendung von Bauprodukten, Bauarten, 

Das EBA beauftragt keine PSV 
mit der Prüfung von Antragsun-
terlagen im IBG-Verfahren. 
Vielmehr beauftragt der Antrag-
steller die PSV im Vorfeld mit 
der Erstellung eines Prüfberichts 
gem. § 20 Abs. 2 EPSV, um 
damit gegenüber dem EBA den 
Nachweis der Einhaltung der 
nationalen technischen Vor-
schriften zu erbringen (§ 16 Abs. 
1 S. 3: „mit Vorlage folgender 
Unterlagen: (…)). Der PSV-
Prüfbericht gehört zu den vom 
Antragsteller vorzulegenden 
Antragsunterlagen. Das EBA 
führt dann eine „Nachvollzieh-
barkeitsprüfung“ hinsichtlich des 
Prüferzeugnisses der PSV 
durch (§ 19 Abs. 1 S. 2 EIGV). 
Bei der Nachvollziehbarkeitsprü-
fung bedient sich das EBA in 
der Praxis keiner PSV als Belie-
hene oder Verwaltungshelfer. 

Die Rolle des PSV im IBG-
Verfahren ist damit am ehesten 
vergleichbar mit der Rolle des 
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technischen Anlagen sowie 

b) der Verwendung von Bauprodukten, Bauarten, 
Komponenten, Systemen und Verfahren. 

Prüfsachverständige werden anerkannt, sofern sie 
die erforderliche Fachkompetenz besitzen, zuver-
lässig und vom Auftraggeber unabhängig sind. Ihre 
Tätigkeit wird überwacht. Das Nähere zu Anerken-
nung und Überwachung regelt eine Rechtsverord-
nung im Sinne des § 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1f. 

Komponenten, Systemen und Verfahren. 

Prüfsachverständige werden anerkannt, sofern sie die 
erforderliche Fachkompetenz besitzen, zuverlässig 
und vom Auftraggeber unabhängig sind. Prüforgani-
sationen werden im Bereich der Signal-, Tele-
kommunikations- und Elektrotechnik anerkannt, 
sofern sie gewährleisten können, dass die dort 
organisierten Prüfsachverständigen ihre Tätigkeit 
unabhängig und weisungsfrei ausüben können. 
Die Tätigkeiten der Prüfsachverständigen und 
Prüforganisationen werden überwacht. Das Nähere 
zu Anerkennung und Überwachung regelt eine 
Rechtsverordnung im Sinne des § 26 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1f. 

NoBo und des DeBo als Prüf-
stelle, die einen bestimmten Typ 
von Vorschriften („nationale 
Vorschriften“1) prüft und deren 
Einhaltung mittels Prüfbericht 
nachweist. 

Beabsichtigt ist die Legitimie-
rung des Systems der Prüfstel-
len bzw. Prüfleitstellen (Prüfor-
ganisationen), in denen sich 
Prüfsachverständige im STE-
Bereich organisieren können. 
Die Prüforganisationen haben 
u.a. folgende Aufgaben: Vorbe-
reitung der Verfahren zur Aner-
kennung von PSV durch das 
Eisenbahn-Bundesamt, Monito-
ring der ihr zugehörigen PSV 
und Förderung bzw. Ausbildung 
der Nachwuchskräfte. Die 
Prüforganisationen ermöglichen 
eine Verwaltung und Unterstüt-
zung insbesondere der ange-
henden Prüfsachverständigen, 
wodurch die Tätigkeit insgesamt 
attraktiver gemacht und dem 
Mangel an Prüfsachverständi-
gen im STE-Bereich begegnet 
werden soll. Zudem führt die 
Bündelung administrativer Tä-

 

1 Der Begriff „Technische Vorschriften“ ist veraltet. Mit Einführung der RL (EU) 2016/798 wurde die Unterscheidung zwischen den  Begriffen „nationale Sicherheitsvorschriften“ 
und „nationale technische Vorschriften“ im Sinne der Richtlinie 2004/49/EG bzw. der Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates gestrichen und durch 
das Konzept der „nationalen Vorschriften“ ersetzt, die entweder im Rahmen der RL (EU) 2016/797 und/oder der RL (EU) 2016/798 notifiziert werden müssen (vgl. Erwägungs-
grund 14 der RL (EU) 2016/798). Um den Begriff an das aktuelle EU-Recht anzupassen, ohne ihn inhaltlich zu verändern, wäre zu klären, ob der Zusatz „nationale technische 
Vorschriften“ erforderlich ist, um auszuschließen, dass der PSV ehemalige „Sicherheitsvorschriften“ prüft.  
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tigkeiten (Vertragsmanagement, 
Fortbildungsnachweise, Verlän-
gerungsanträge usw.) zur Ent-
bürokratisierung und Ressour-
censchonung auf Seiten der 
Industrie, Eisenbahnen, Prüf-
sachverständigen und des EBA. 

Die Prüforganisationen werden 
nur vorbereitend tätig, über-
nehmen aber, keine eigenstän-
digen hoheitlichen Aufgaben 
oder Entscheidungen (wie z.B. 
Anerkennung, Widerruf, Ermah-
nung), diese verbleiben beim 
EBA. 

(2) Prüfsachverständige nach Absatz 1 werden im 
Falle eines Auftrages der Sicherheitsbehörde oder 
der Eisenbahnaufsichtsbehörden der Länder als 
deren Verwaltungshelfer tätig. 

Entfällt. Die Rolle des PSV als Verwal-
tungshelfer ist für das EBA prak-
tisch irrelevant. Ob die PSV für 
die Aufsichtsbehörden der Län-
der als Verwaltungshelfer tätig 
werden, hängt von den Einzel-
fallumständen, insbesondere 
der konkreten Art der Tätigkeit 
und der hoheitlichen Aufgabe 
der Landesbehörden ab. Die 
gesetzliche Regelung kann da-
her im Einzelfall unzutreffend 
sein, ist jedenfalls aber ohne 
Mehrwert. Beauftragung und 
Tätigkeitsumfang der PSV sind 
darüber hinaus in der EPSV 
geregelt. Eine Beauftragung 
durch die Behörde ist stets mög-
lich. 
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 (3) Im Rahmen von Genehmigungsverfahren ge-
mäß der Verordnung über die Erteilung von Inbe-
triebnahmegenehmigungen für das Eisenbahnsys-
tem prüfen Prüfsachverständige die Einhaltung 
der in Absatz 1 Satz 1 genannten nationalen tech-
nischen Vorschriften ausschließlich im Auftrag 
der Antragsteller. 

Klarstellung der Rolle des PSV 
im IBG-Verfahren als vom An-
tragsteller beauftragte Prüfstelle.   

 § 4c Eisenbahnspezifische technische Baube-
stimmungen 

 

 (1) Für Betriebsanlagen der Eisenbahnen des 
Bundes können die Anforderungen an den siche-
ren Bau nach § 4 Abs. 3 Satz 2 AEG durch Eisen-
bahnspezifische Technische Baubestimmungen 
(EiTB) konkretisiert werden. Die EiTB sind auch 
als anerkannte Regeln der Technik zu beachten. 
Von den EiTB kann abgewichen werden, wenn 
mindestens die gleiche Sicherheit wie bei Beach-
tung dieser Regeln nachgewiesen ist. Im Bereich 
des übergeordneten Netzes gemäß § 2b des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes ist zu diesem Zweck 
ein Risikomanagementverfahren nach der Durch-
führungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 durchzu-
führen. Wenn im Falle des Satzes 4 keine signifi-
kanten Änderungen nach Artikel 4 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 vorliegen, ist 
die Anwendung einer eigenen Sicherheitsmethode 
notwendig. 

Gesetzliche Legitimation der 
EiTB als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik im Baube-
reich, deren Einhaltung auch im 
Rahmen der Eisenbahn- bzw. 
Bauaufsicht überwacht werden 
können. Die Legitimation im 
AEG sorgt dafür, dass die EiTB 
zur Einhaltung der öffentlichen 
Sicherheit i.S.d. § 4 AEG allge-
mein einzuhalten sind. Zugleich 
ermöglicht die Verortung im 
AEG eine flexiblere Handha-
bung, ob und inwieweit der 
Nachweis der Einhaltung der 
EiTB eine Voraussetzung zur 
Erlangung der IBG gemäß EIGV 
sein wird, oder ausschließlich im 
Rahmen der Bauaufsicht über-
wacht wird. 

 (2) Das Deutsche Institut für Bautechnik veröffent-
licht nach Anhörung der beteiligten Kreise im Ein-
vernehmen mit den obersten Bauaufsichtsbehör-
den der Länder eine Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen (MVVTB). Das Ei-

Absatz 2 stellt klar, dass die 
EiTB zu großen Teilen auf den 
MVVTB beruhen, die in einem 
formalisierten Verfahren unter 
Beteiligung der jeweiligen Kreise 
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senbahn-Bundesamt ändert und ergänzt die 
MVVTB entsprechend den eisenbahnspezifischen 
Anforderungen und legt auf dieser Grundlage die 
EiTB fest. Das Eisenbahn-Bundesamt erlässt die 
EiTB als Verwaltungsvorschrift und veröffentlicht 
diese auf ihrer Internetpräsenz. 

und im Einvernehmen mit den 
obersten Bauaufsichtsbehörden 
der Länder entsteht. Das EBA 
wird zudem ermächtigt, die not-
wendigen eisenbahnspezifi-
schen Anpassungen eigenstän-
dig auszuarbeiten, in die 
MVVTB zu integrieren und das 
Gesamtregelwerk als normkon-
kretisierende Verwaltungsvor-
schrift verbindlich zu machen. 

 § 4d Jahresbaumaßnahmenliste  

 Eisenbahnen im Zuständigkeitsbereich des Eisen-
bahn-Bundesamtes, die Baumaßnahmen an ihrer 
Eisenbahninfrastruktur durchführen, übermitteln 
dem Eisenbahn-Bundesamt zweimal jährlich je-
weils bis spätestens 31. Mai und 30. November 
jeden Jahres eine Jahresbaumaßnahmenliste mit 
Angaben zu 

1. dem wesentlichen Inhalt, 

2. der näheren örtlichen Bezeichnung, 

3. dem Zeitpunkt der Durchführung und 

4. dem zuständigen Ansprechpartner bei der 
Eisenbahn 

aller für die nächsten 12 Monate geplanten Bau-
maßnahmen, die über eine Instandhaltung hin-
ausgehen. Das Eisenbahn-Bundesamt veröffent-
licht den zu verwendenden Vordruck auf seiner 
Internetseite. Über nicht in den Jahresbaumaß-
nahmenlisten enthaltene Baumaßnahmen ist 

Die Regelung dient der Sicher-
stellung der Aufgabenwahrneh-
mung des EBA für die Überwa-
chung der Erstellung der IOH- 
und STE-Anlagen sowie der 
Bauaufsicht gemäß § 3 Abs. 1 
Nr. 3 BEVVG. Die Übersicht ist 
zudem Voraussetzung für die 
deutliche Vereinfachung der 
Anzeige- und Genehmigungs-
pflichten gemäß EIGV, da die in 
Art. 18 Abs. 6 RL (EU) 2016/797 
geforderten Anzeigen teilweise 
in Form der Jahresbaumaß-
nahmenliste erfolgen kann. Zu-
dem wird die Jahresbaumaß-
nahmenliste beispielsweise 
auch benötigt für Plausibilisie-
rung von InfraPlan und LV In-
fraGO. 

Über Instandhaltung hinausge-
hende Baumaßnahmen sind 
insbesondere solche, bei denen 
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elektronisch zu informieren.  etwa Bestandspläne, Statiken 
oder Brandschutzkonzepte ge-
ändert bzw. angepasst werden. 
Instandhaltung ist insbesondere 
nicht mehr gegeben, wenn sich 
die Bauform oder wesentliche 
Projektierungsmerkmale ändern. 

Der wesentliche Inhalt einer 
geplanten Baumaßnahme um-
fasst insbesondere deren Be-
schreibung, die Bezeichnung 
der Betriebsanlage, den Umfang 
und die räumliche Ausdehnung 
der Maßnahme. Bei Maßnah-
men an STE-Anlagen sind ins-
besondere Angaben zu den 
eingesetzten Systemen sowie 
zu den Schnittstellen zu über-
geordneten und benachbarten 
Teilen des Eisenbahnsystems 
erforderlich. 

Zur näheren örtlichen Bezeich-
nung gehören ggfs. Straßenan-
gaben, Streckenkilometer, 
Bahnhofsangabe usw. 

Die Bereitstellung eines Vor-
drucks über eine digitale 
Schnittstelle dient den Eisen-
bahnen zur vereinfachten Über-
sendung.  

 § 4e Risikobeherrschung bei Regelwerksabwei-
chungen im übergeordneten Netz  
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 Eisenbahnen im Zuständigkeitsbereich des Eisen-
bahn-Bundesamtes, die den Betrieb ihrer Eisen-
bahninfrastruktur im übergeordneten Netz auf-
nehmen und dabei von den anerkannten Regeln 
der Technik abweichen, haben ein Risikoma-
nagementverfahren nach der Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 402/2013 durchzuführen. Wenn 
keine signifikanten Änderungen nach Artikel 4 der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 vor-
liegen, ist die Anwendung einer eigenen Sicher-
heitsmethode notwendig. Die Eisenbahnen über-
mitteln dem Eisenbahn-Bundesamt elektronisch 
eine Beschreibung der Abweichungen nach Satz 1 
sowie die Erklärung nach Art. 16 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 402/2013 spätestens 4 Mo-
nate, bei kurzfristigen Maßnahmen 4 Wochen, vor 
Betriebsaufnahme. 

Die Regelung dient der Sicher-
stellung der Aufgabenwahrneh-
mung des EBA für die Überwa-
chung der Erstellung der IOH- 
und STE-Anlagen sowie der 
Bauaufsicht und ist erforderlich 
für die Bewertung der Fort-
schreibung der Regelwerke.  

Damit kann das Verfahren der 
Zustimmung im Einzelfall (ZiE) 
vereinfachend für Maßnahmen 
außerhalb des IBG-Verfahrens, 
für signifikante Änderungen und 
generell im STE-Bereich entfal-
len. Neue Bauprodukte oder 
Bauarten sowie Komponenten 
und Systeme können gemäß 
EIGV zugelassen werden. Im 
IBG-Verfahren gemäß EIGV 
kann im IOH-Bereich weiterhin 
eine ZiE beantragt werden. In 
diesem Bereich dient die ZiE als 
vorgezogene behördliche Bestä-
tigung der Risikobeherrschung 
der Planungssicherheit des An-
tragstellers. Hierfür wird ein be-
sonderes Bedürfnis gesehen, da 
im IOH-Bereich aufgrund der 
langfristigen Baumaßnahmen 
ein besonderes Bedürfnis für 
eine frühzeitige behördliche Klä-
rung der Abweichung besteht. 

Die Beschreibung der Abwei-
chung sollte in digitaler Tabel-
lenform erfolgen und muss An-
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gaben zu der Infrastruktur 
selbst, dem Gegenstand der 
Abweichung sowie dem be-
troffenen Regelwerk enthalten. 

Kurzfristige Maßnahmen sind 
i.d.R. solche, in denen die Vier-
monatsfrist nicht eingehalten 
werden kann. 

§ 26 Rechtsverordnung § 26 Rechtsverordnung  

(1) Zur Gewährleistung der Sicherheit und der 
Ordnung im Eisenbahnwesen, des Umweltschut-
zes oder zum Schutz von Leben und Gesundheit 
der Arbeitnehmer wird das Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates für öffentliche Eisenbahnen 
Rechtsverordnungen zu erlassen 

(…) 

1f. über die näheren Voraussetzungen und das 
Verfahren für die Anerkennung und Überwachung 
der Prüfsachverständigen sowie ihre Tätigkeit; 

(1) Zur Gewährleistung der Sicherheit und der Ord-
nung im Eisenbahnwesen, des Umweltschutzes oder 
zum Schutz von Leben und Gesundheit der Arbeit-
nehmer wird das Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr ermächtigt, mit Zustimmung des Bundes-
rates für öffentliche Eisenbahnen Rechtsverordnun-
gen zu erlassen 

(…) 

1f. über die näheren Voraussetzungen und das Ver-
fahren für die Anerkennung und Überwachung der 
Prüfsachverständigen und Prüforganisationen sowie 
ihre Tätigkeiten; 

S.o. Begründung zu § 4b Abs. 1 
S. 2 AEG. 

Redaktionell. 

Änderungen in der Verordnung über die Erteilung von Inbetriebnahmegenehmigungen für das Eisenbahnsystem (EIGV) 

Teil 1 

Allgemeine Vorschriften 

Teil 1 

Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 Anwendungsbereich § 1 Anwendungsbereich  

(1) Diese Verordnung regelt die Bedingungen für 
das Inverkehrbringen und für die Inbetriebnahme 
von Bestandteilen des Eisenbahnsystems nach 

(1) Diese Verordnung regelt die Bedingungen für das 
Inverkehrbringen und für die Inbetriebnahme von Be-
standteilen des Eisenbahnsystems nach Maßgabe der 

Aktualisierung des Zitats der RL 
(EU) 2016/797 



 

Seite 9 von 113 

Maßgabe der Richtlinie (EU) 2016/797 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2016 über die Interoperabilität des Eisenbahnsys-
tems in der Europäischen Union (ABl. L 138 vom 
26.5.2016, S. 44) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die In-
teroperabilität des Eisenbahnsystems in der Europäi-
schen Union (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 44; L 303 
vom 17.9.2020, S. 23; L 458 vom 22.12.2021, S. 
539), die durch die Richtlinie (EU) 2020/700 (ABl. L 
165 vom 27.5.2020, S. 27) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Diese Verordnung gilt nicht für 

1. 

2. Fahrzeuge, die von Eisenbahninfrastrukturen, 

die in den Zuständigkeitsbereich der Länder fallen, 

in den nächsten Bahnhof verkehren, der in den 

Zuständigkeitsbereich des Eisenbahn-

Bundesamtes fällt, 

3. Zweisystem-Stadtbahnfahrzeuge sowie 

4. Fahrzeuge, die ausschließlich zu historischen 
oder touristischen Zwecken genutzt werde  

(4) Diese Verordnung gilt nicht für 

1. 

2. Fahrzeuge, die von Eisenbahninfrastrukturen, die in 
den Zuständigkeitsbereich der Länder fallen, in den 
nächsten Bahnhof verkehren, der in den Zuständig-
keitsbereich des Eisenbahn-Bundesamtes fällt, sowie 

3. mit Ausnahme von Teil 4, 6 und 7 Fahrzeuge, 
die in erster Linie auf den Infrastrukturen der 
Stadtbahnen genutzt werden, aber mit bestimmten 
Bauteilen für Eisenbahnfahrzeuge ausgerüstet 
sind, die für den Durchgangsverkehr auf einem 
begrenzten Abschnitt der Eisenbahninfrastruktu-
ren ausschließlich zu Verbindungszwecken erfor-
derlich sind, sowie 

4. mit Ausnahme der Teile 4, 6 und 7 Fahrzeuge, 
die ausschließlich zu historischen oder touristischen 
Zwecken genutzt werden. 

Begründung zu Nr. 3: 

Anpassung an europarechtliche 
Vorgaben des Art. 1 Abs. 4 d) 
der RL (EU) 2016/797. Der ge-
änderte Wortlaut ist erforderlich, 
da der bisherige Wortlaut nicht 
richtlinienkonform war. 

Der Ausnahmetatbestand ist 
lediglich für eine bestimmte (Un-
ter-)Gruppe der Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge im Sinne 
von Art. 2 Nr. 18 der RL (EU) 
2016/797 eröffnet. Es können 
gemäß Art. 1 Abs. 4 d) der RL 
(EU) 2016/797 durch die Mit-
gliedstaaten ausgenommen 
werden: „Fahrzeuge, die in ers-
ter Linie auf den Infrastrukturen 
der Stadtbahnen genutzt wer-
den, aber mit bestimmten Bau-
teilen für schwere Eisenbahn-
fahrzeuge ausgerüstet sind, die 
für den Durchgangsverkehr auf 
einem begrenzten Abschnitt der 
Eisenbahninfrastrukturen aus-
schließlich zu Verbindungszwe-
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cken erforderlich sind. “ 

Es verkehren bspw. in Karlsruhe 
Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge über länge-
re Strecken auf dem übergeord-
neten Netz und halten hierbei 
zum Fahrgastwechsel an meh-
reren Stellen.  Diese Fahrzeuge 
sind nicht von dem in Art. 1 Abs. 
4 d) der RL (EU) 2016/797 er-
öffneten Ausnahmetatbestand 
erfasst. Dies ist aus fachtechni-
scher Sicht auch sinnvoll: Aus-
rüstung dieser besonderen 
Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge z.B. mit 
Zugsicherung nach EBO, PZB 
bzw. zukünftig auch mit ETCS, 
GSM-R, GFM nach TSI ZZS.  

Die pauschale Ausnahme aller 
Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge in § 1 Abs. 
4 Nr. 3 a.F. ist daher europa-
rechtlich nicht konform und be-
darf einer genaueren Differen-
zierung zwischen den in der RL 
im Wortlaut genannten Fahr-
zeugen. 

Die im englischen Original ver-
wandte Begrifflichkeit „heavy rail 
components“ (in der aktuellen 
deutschen Übersetzung „Bautei-
len für schwere Eisenbahnfahr-
zeuge“) ist im deutschen und 
insbesondere eisenbahnrechtli-
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chen Sprachgebrauch nicht üb-
lich, sodass eine derartige Un-
terscheidung im Wege einer 1:1-
Übernahme keine Rechtsklar-
heit bedeuten würde. 

Fahrzeuge im Sinne von § 1 
Abs. 1 Nr. 3 n.F. und Art. 1 Abs. 
4 d) der RL (EU) 2016/797 sind 
solche, die in erster Linie auf 
den Infrastrukturen der Stadt-
bahnen genutzt werden, aber 
mit bestimmten Bauteilen für 
Eisenbahnfahrzeuge ausgerüs-
tet sind und ausschließlich einen 
begrenzten – also einen einzi-
gen und zuvor eindeutig be-
stimmten – Abschnitt der Eisen-
bahninfrastrukturen ohne Fahr-
gastwechsel bzw. ohne Auf-
nahme/Abgabe von Gütern auf 
der kürzesten Verbindung zwi-
schen den Infrastrukturen der 
Stadtbahnen mit Startpunkt und 
Ziel außerhalb der Eisen-
bahninfrastrukturen im Bereich 
der Infrastrukturen der Stadt-
bahnen befahren. In erster Linie 
auf den Infrastrukturen der 
Stadtbahnen wird ein Fahrzeug 
genutzt, wenn der Anteil jeder 
einzelnen der Kenngrößen 
„Wegstrecke“, „Personenkilome-
ter“, „Fahrzeit“ sowie „durch-
schnittliche Fahrgastfahrzeit“ auf 
der Stadtbahninfrastruktur nicht 
kleiner als 80 % und auf der 
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Eisenbahninfrastruktur nicht 
größer als 20 % ist. 

Begründung zu Nr. 3 und Nr. 4 
am Anfang (Anwendbarkeit von 
Teil 4,Teil 6 und Teil 7): 

Das Fahrzeugeinstellungsregis-
ter hat eine große Bedeutung für 
die Rückverfolgbarkeit und die 
Eisenbahnsicherheit (s. Erwä-
gungsgrund Nr. 56 RL (EU) 
2016/797). In diesem Zusam-
menhang ist die konstitutive 
Wirkung für die Verantwor-
tungsübertragung (Halter und 
ECM) durch die Fahrzeugregis-
tereintragung sowie die öffent-
lich-rechtliche Erklärung der 
Zweckbindung durch den Halter 
mit der Eintragung des europä-
isch harmonisierten Restrikti-
onscodes „4.3.“ von praktischer 
Relevanz, sowohl für die Akteu-
re im Eisenbahnsektor als auch 
für die Eisenbahnaufsicht. Vor 
der Schaffung der EIGV waren 
ausschließlich zu historischen 
und touristischen Zwecken ge-
nutzte Fahrzeuge von den Re-
gelungen der TEIV (vgl. § 1 Abs. 
3 Satz 2 TEIV) erfasst und somit 
Fahrzeugeinstellungs-
registerpflichtig, weshalb diese 
Fahrzeuge bereits überwiegend 
in das Register eingetragen 
sind. Die Anwendbarkeit von 
Teil 4 und Teil 6 auf die nach § 
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1 Abs. 4 Nr. 3 und Nr. 4 im Üb-
rigen vom Anwendungsbereich 
der EIGV ausgenommenen 
Fahrzeuge ist auch deshalb 
sachgerecht, weil durch die 
nunmehr in § 29b nF geregelte 
Registerpflicht die Ziff. 4.2.2.3 
des Anhangs i. V. m. Anlage H 
der DVO (EU) 2019/773 in nati-
onales Recht überführt wird und 
der technische Anwendungsbe-
reich der unmittelbar anwendba-
ren DVO (EU) 2019/773 gem. 
Ziff. 1.1. des Anhangs weder für 
den Betrieb von Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeugen noch für 
den Betrieb von Fahrzeugen, 
die ausschließlich zu histori-
schen oder touristischen Zwe-
cken genutzt werden, Ausnah-
men vorsieht. Durch den mit der 
Schaffung der EIGV 2018 gere-
gelten vollumfänglichen Aus-
schluss in § 1 Abs. 4 Nr. 3 und 
Nr. 4 aF vom Anwendungsbe-
reich (und somit auch von der 
Registrierungs- und Aktualisie-
rungspflicht) besteht eine zu 
beseitigende Rechtsunsicher-
heit. 

Teil 4 enthält zudem grundsätz-
liche Vorgaben für die Lebens-
zyklusphase „Betrieb“, welche 
die Sicherheit gewährleisten 
sollen. Hierbei handelt es sich 
um Konkretisierungen der be-
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stehenden Sicherheitspflichten 
der §§ 4 und 4a AEG. Diese 
gelten materiell-rechtlich für alle 
Fahrzeuge, unabhängig davon, 
ob sie zu gewöhnlichen Zwe-
cken oder ausschließlich zu 
historischen oder touristischen 
Zwecken verwendet werden 
oder ob es sich um Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge handelt. 

Das Ausmaß der Ausnahme 
(vom Anwendungsbereich oder 
nur von konkreten Bestimmun-
gen der EIGV) wird in Art. 1 
Abs. 4 der RL (EU) 2016/797 
nicht vorgegeben, sodass die 
Einschränkung der Ausnahme 
mit Hinblick auf die praktische 
Umsetzung EU-rechtlich zuläs-
sig ist. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und -klarheit 
für den Anwender ist die Anpas-
sung unmittelbar im Anwen-
dungsbereich erforderlich. 

Die Teil 7 regelt Schlussbe-
stimmungen (Ordnungsvor-
schriften und Übergangsvor-
schriften), die auch für die nach 
Nr. 3 und Nr. 4 teilweise vom 
Anwendungsbereich der EIGV 
ausgenommenen Fahrzeuge 
gelten müssen  

§ 2 Begriffsbestimmungen § 2 Begriffsbestimmungen  

5. „Bestandteile des Eisenbahnsystems“ die struk- 5. „Bestandteile des Eisenbahnsystems“ die struktu- Redaktionell. Zum Entfall der 
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turellen Teilsysteme und die übrige Eisen-
bahninfrastruktur; 

rellen Teilsysteme; „übrigen Eisenbahninfrastruktur“ 
in der gesamten EIGV, siehe 
Begründung zu § 2 Nr. 27. 

9. „erstmalige Inbetriebnahme der Teilsysteme 
Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zugsteue-
rung, Zugsicherung und Signalgebung oder der 
übrigen Eisenbahninfrastruktur“ die Inbetrieb-
nahme nach erfolgter Errichtung einer neuen Stre-
cke, eines neuen Bahnhofs oder Haltepunktes an 
einer neuen Strecke, mit der eine bislang noch 
nicht bestehende Verbindung geschaffen wird; 

9. „erstmalige Inbetriebnahme der Teilsysteme Infra-
struktur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zug-
sicherung und Signalgebung“ die Inbetriebnahme 
nach erfolgter Errichtung einer neuen Strecke, eines 
neuen Bahnhofs oder Haltepunktes an einer neuen 
Strecke, mit der eine bislang noch nicht bestehende 
Verbindung geschaffen wird; 

Redaktionell. 

 10a. „Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen“ eine Genehmigung im Sinne von Ar-
tikel 2 Nummer 15 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/545 der Kommission vom 4. April 2018 
über die praktischen Modalitäten für die Genehmi-
gung für das Inverkehrbringen von Schienenfahr-
zeugen und die Genehmigung von Schienenfahr-
zeugtypen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/797 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 
90 vom 6.4.2018, S. 66) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

Durch Verweis auf Art. 2 Nr. 15 
der DVO (EU) 2018/545 wird 
eindeutig bestimmt, was unter 
einer Genehmigung für das In-
verkehrbringen von Fahrzeugen 
zu verstehen ist. Da § 9 Abs. 1 
S. 2 „abweichend“ vom sonsti-
gen Genehmigungserfordernis 
für Zweisystem-Stadtfahrzeuge 
auch eine Abnahme nach § 32 
Abs. 1 EBO zulässt, ist diese 
Begriffsbestimmung aus Grün-
den der Rechtssicherheit und -
klarheit erforderlich. 

 11a. „Bereich IOH“ die Anlagen des Ingenieur-
baus, Oberbaus und Hochbaus; 

Da für IOH-Anlagen z. T. be-
sondere Voraussetzungen gel-
ten, wird der Begriff in die Be-
griffsbestimmungen aufgenom-
men. 

17. „notifizierte technische Vorschriften“ die notifi-
zierten nationalen technischen Vorschriften nach 
Artikel 17 Absatz 3 der Richtlinie 2008/57/EG des 

17. „notifizierte nationale technische Vorschriften“ die 
notifizierten nationalen technischen Vorschriften nach 
Artikel 17 Absatz 3 der Richtlinie 2008/57/EG des Eu-

Redaktionell, s.o. Fußnote 1. 



 

Seite 16 von 113 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Juni 2008 über die Interoperabilität des Eisen-
bahnsystems in der Gemeinschaft (Neufassung) 
(ABl. L 191 vom 18.7.2008, S. 1; L 103 vom 
22.4.2015, S. 11), die zuletzt durch die Richtlinie 
2014/106/EU (ABl. L 355 vom 12.12.2014, S. 42) 
geändert worden ist, oder nach Artikel 14 der 
Richtlinie (EU) 2016/797, die zur Erfüllung der 
grundlegenden Anforderungen einzuhalten sind; 

ropäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 über die Interoperabilität des Eisenbahnsystems 
in der Gemeinschaft (Neufassung) (ABl. L 191 vom 
18.7.2008, S. 1; L 103 vom 22.4.2015, S. 11), die zu-
letzt durch die Richtlinie 2014/106/EU (ABl. L 355 vom 
12.12.2014, S. 42) geändert worden ist, oder nach 
Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2016/797, die zur Erfül-
lung der grundlegenden Anforderungen einzuhalten 
sind; 

21. „sicherungstechnische Systeme“ Systeme in 
der Signaltechnik und der Telekommunikations-
technik, die zur Sicherheit im Eisenbahnsystem 
beitragen; 

21. „sicherungstechnische Systeme“ Systeme, in der 
Signaltechnik und der Telekommunikationstechnik, die 
sicherheitsbezogene Funktionen im Eisenbahnsys-
tem ausführen; 

Es sollte im Zusammenhang mit 
dem Sicherheitsbegriff der ST-
Systeme klargestellt werden, 
dass hier nicht nur der enge 
Sicherheitsbegriff der EN 50129 
(signaltechnische Sicherheit) 
gemeint ist, sondern der Weiter-
gefasste der CSM-RA bzw. der 
EN 50126. Das ist wichtig, da im 
folgenden z.B. auch Systeme 
der IT-Sicherheit der TK behan-
delt werden, welche selbst keine 
Sicherheitsfunktion ausführen. 

 21a. „Bereich STE“ die Signal-, Telekommunikati-
ons- und elektrotechnischen Anlagen; 

Da für STE-Anlagen z. T. be-
sondere Voraussetzungen gel-
ten, wird der Begriff in die Be-
griffsbestimmungen aufgenom-
men. 

24. „technische Vorschriften“ die nationalen techni-
schen Vorschriften, die zusätzlich zu den notifizier-
ten technischen Vorschriften im Bereich der Teil-
systeme Infrastruktur, Energie, streckenseitige 
Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung 
sowie der übrigen Eisenbahninfrastruktur zur 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen ein-

24. „nationale technische Vorschriften“ die nationalen 
technischen Vorschriften, die zusätzlich zu den notifi-
zierten nationalen technischen Vorschriften im Bereich 
der Teilsysteme Infrastruktur, Energie, streckenseitige 
Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung zur 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen einzuhal-
ten sind; 

Redaktionell. 
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zuhalten sind; 

27. „übrige Eisenbahninfrastruktur“ alle baulichen 
Anlagen, die nicht in den Teilsystemen Infra-
struktur, Energie sowie streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung 
enthalten sind; 

Entfällt. Die übrige Eisenbahninfrastruk-
tur wurde in der EIGV definiert 
für die zu den Teilsystemen zu-
gehörigen Anlagen, die in den 
TSI nicht erfasst sind und als 
Grundlage für die Genehmi-
gungstatbestände aus bisheri-
gen nationalen Anforderungen 
sowie als Überblick über den 
Aufsichtsbereich des EBA im 
Bereich der Eisenbahninfra-
struktur. Der Begriff kann entfal-
len. Die Teilsysteme sind in den 
TSI, die Betriebsanlagen im 
AEG definiert, sodass für die 
Genehmigungstatbestände kei-
ne besondere Definition für 
zwingend erforderlich gehalten 
wird. 

 31a. „Zweisystem-Stadtbahnfahrzeug“ ein Fahr-
zeug im Sinne von Artikel 2 Nummer 18 der Richt-
linie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 66) in 
der jeweils geltenden Fassung.  

Klarstellender Verweis auf Be-
griffsbestimmung in Art. 2 Nr. 18 
der RL (EU) 2016/797. Danach 
ist ein Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeug in techni-
scher Hinsicht ein Fahrzeug, 
das für die kombinierte Nutzung 
sowohl auf Infrastrukturen für 
Stadtbahnen als auch auf Ei-
senbahninfrastrukturen ausge-
legt ist. 

 32. „Zusammenhangsmaßnahme“ mehrere Auf-
rüstungen an einem Teilsystem, die in einem 
räumlichen und betriebstechnischen Zusammen-

Ein räumlicher und betrieblicher 
(funktionaler) Zusammenhang 
liegt insbesondere vor, wenn für 
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hang stehen sowie insgesamt zehn Mio. Euro Pro-
jektkosten übersteigen, insbesondere Ausbau-
strecken und Bahnhofsknoten; 

eine Maßnahme eine gemein-
same Planentscheidung oder 
Finanzierungsvereinbarung vor-
liegt. Beispiele für derartige Zu-
sammenhangsmaßnahmen sind 
NBS, ABS, Generalsanierun-
gen, ESTW – Neubauten oder 
auch Spurplananpassungen. Ein 
betriebstechnischer Zusam-
menhang liegt insbesondere 
vor, wenn die Nutzung der Infra-
struktur als Eisenbahnbetriebs-
anlagen nur durch das Zusam-
menwirken der verschiedenen 
Anlagen erreicht wird. Ergän-
zend zu den für den Bahnbe-
trieb zwingend erforderlichen 
Anlagen sind auch diejenigen zu 
berücksichtigen, die als ergän-
zende Anlagen entstehen. Hier-
zu zählen beispielsweise auch 
Lärmschutzwände, Zugänge 
und Zufahrten zu den Anlagen. 

32. „zwischenzeitliche Betriebsaufnahme“ die Auf-
nahme des Eisenbahnbetriebs auf einer Eisen-
bahninfrastruktur, die noch nicht den baulichen 
Endzustand erreicht hat; 

33. „zwischenzeitliche Betriebsaufnahme“ die Auf-
nahme des Eisenbahnbetriebs auf einer Eisenbahninf-
rastruktur, die noch nicht den baulichen Endzustand 
erreicht hat; 

Nummerierung angepasst. 

33. „Zwischenzustände“ für einen Übergangszeit-
raum bestehende, in sich abgeschlossene Ände-
rungen an der Eisenbahninfrastruktur, die sich in-
folge des baulichen Fortschritts ergeben und nicht 
den baulich realisierten Endzustand der Gesamt-
maßnahme darstellen. 

34. „Zwischenzustände“ für einen Übergangszeitraum 
bestehende, in sich abgeschlossene Änderungen an 
der Eisenbahninfrastruktur, die sich infolge des bauli-
chen Fortschritts ergeben und nicht den baulich reali-
sierten Endzustand der Gesamtmaßnahme darstellen; 
in diesem Übergangszeitraum wird die Eisen-
bahninfrastruktur bereits betrieblich genutzt. 

In der Definition wird nun aus-
drücklich darauf hingewiesen, 
dass es sich bei Zwischenzu-
ständen um von vornherein ge-
plante Bauabschnitte einer 
Maßnahme an der Netzinfra-
struktur handelt, die in der An-
zeige nach § 21 beschrieben 
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und die betrieblich als Zwi-
schenzustand genutzt werden. 

§ 4 Anwendung der Technischen Spezifikatio-
nen für die Interoperabilität, der notifizierten 
technischen Vorschriften und der technischen 
Vorschriften 

§ 4 Anwendung der Technischen Spezifikationen 
für die Interoperabilität, der notifizierten nationa-
len technischen Vorschriften und der nationalen 
technischen Vorschriften 

Redaktionelle Folgeänderung. 

(4) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 müssen die 
Bestandteile des Eisenbahnsystems, die unter die 
vorgenannte Vorschrift fallen, ausschließlich die 
technischen Anforderungen folgender Verordnun-
gen erfüllen:  

(…) 

(4) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 müssen die Be-
standteile des Eisenbahnsystems, die unter die vor-
genannte Vorschrift fallen, ausschließlich die techni-
schen Anforderungen folgender Verordnungen erfül-
len:  

(…) 

Redaktionelle Änderung („aus-
schließlich“ im Einleitungssatz 
gestrichen). 

§ 5a Ausnahmeverfahren betreffend die An-
wendung der Technischen Spezifikationen für 
die Interoperabilität 

§ 5a Verfahren zur Nichtanwendung der Techni-
schen Spezifikationen für die Interoperabilität 

„Ausnahme“ ist ein Begriff aus 
der alten RL 2008/57/EG. In der 
RL (EU) 2016/797 heißt es 
„Nichtanwendung“ der TSI. 

(1) Der Antrag auf Zulassung von Ausnahmen 
von der vollständigen oder teilweisen Anwendung 
der Technischen Spezifikationen für die Interope-
rabilität ist beim Eisenbahn-Bundesamt zu stellen. 
Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch zu 
stellen. Der Antragsteller muss dem Antrag die 
Unterlagen nach Anhang IX Buchstabe b der 
Richtlinie 2008/57/EG beifügen. Das Eisenbahn-
Bundesamt kann verlangen, dass der Antrag in 
elektronischer Form und in einem bestimmten Da-
teiformat übermittelt wird. 

(1) Der Antrag auf Zulassung der vollständigen oder 
teilweisen Nichtanwendung der Technischen Spezi-
fikationen für die Interoperabilität ist beim Eisenbahn-
Bundesamt zu stellen. Der Antragsteller muss dem 
Antrag die Informationen nach Artikel 2 der Durch-
führungsverordnung (EU) 2020/424 der Kommis-
sion vom 19. März 2020 über die Übermittlung von 
Informationen an die Kommission betreffend die 
Nichtanwendung technischer Spezifikationen für 
die Interoperabilität gemäß der Richtlinie (EU) 
2016/797 (ABl. L 84 vom 20.3.2020, S. 20) in der 
jeweils geltenden Fassung beifügen. Das Eisen-
bahn-Bundesamt kann verlangen, dass der Antrag in 
elektronischer Form und in einem bestimmten Da-
teiformat übermittelt wird. 

Da der Antrag sowohl schriftlich 
als auch elektronisch erfolgen 
kann, wurde die Regelung zur 
Antragsform weggelassen. 

Anhang IX der RL 2008/57/EG 
wurde durch die DVO (EU) 
2020/424 ersetzt. 
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§ 6 Zur Erfüllung der grundlegenden Anforde-
rungen anzuwendende Vorschriften 

§ 6 Zur Erfüllung der grundlegenden Anforderun-
gen anzuwendende Vorschriften 

 

(1) Für strukturelle Teilsysteme sind zur Erfüllung 
der grundlegenden Anforderungen einschließlich 
der technischen Kompatibilität und der sicheren 
Integration die folgenden Vorschriften anzuwen-
den: 

1. die entsprechenden Technischen Spezifikatio-
nen für die Interoperabilität, 

2. die notifizierten technischen Vorschriften und 

3. die technischen Vorschriften, die für die Teilsys-
teme Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung zu-
sätzlich gelten. 

Für strukturelle Teilsysteme sind zur Erfüllung der 
grundlegenden Anforderungen einschließlich der 
technischen Kompatibilität und der sicheren Integrati-
on die folgenden Vorschriften anzuwenden: 

1. die entsprechenden Technischen Spezifikationen 
für die Interoperabilität, 

2. die entsprechenden notifizierten nationalen tech-
nischen Vorschriften und 

3. die entsprechenden nationalen technischen Vor-
schriften im Sinne des § 4b Absatz 1 des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes.  

Begriffliche Vereinfachung. Die 
Formulierung der bisherigen Nr. 
3 „Vorschriften, die für die Teil-
systeme (…) gelten“ ist entbehr-
lich, da der Satz beginnt mit „für 
strukturelle Teilsysteme (…)“. 

(2) Für Bestandteile des Eisenbahnsystems, die 
nicht in den Anwendungsbereich der Techni-
schen Spezifikationen für die Interoperabilität 
fallen, sind zur Erfüllung der grundlegenden 
Anforderungen einschließlich der technischen 
Kompatibilität und der sicheren Integration die 
notifizierten technischen Vorschriften und die 
für die übrige Eisenbahninfrastruktur gemäß 
Anlage 2 geltenden technischen Vorschriften 
anzuwenden. 

Entfällt Bisherige Regelung redundant. 

§ 7 Notifizierung von technischen Vorschriften § 7 Notifizierung von nationalen technischen Vor-
schriften 

Redaktionelle Folgeänderung 

(5) Das Eisenbahn-Bundesamt übermittelt der 
Kommission und der Agentur nach Artikel 14 Ab-
satz 5 der Richtlinie (EU) 2016/797 den Entwurf 
einer neuen technischen Vorschrift spätestens drei 

(5) Das Eisenbahn-Bundesamt übermittelt der Kom-
mission und der Agentur nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 den Entwurf einer neuen zu 
notifizierenden nationalen technischen Vorschrift 

Zur Klarstellung, dass hier nur 
zu notifizierende technische 
Vorschriften gemeint sind. 
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Monate vor der geplanten Veröffentlichung der 
neuen Vorschrift. 

spätestens drei Monate vor der geplanten Veröffentli-
chung der neuen Vorschrift. 

(6) Werden für strukturelle Teilsysteme neue tech-
nische Vorschriften als dringliche Präventions-
maßnahmen erlassen, können die neuen nationa-
len Vorschriften unverzüglich angewendet werden. 
Das Eisenbahn-Bundesamt notifiziert die neue 
technische Vorschrift umgehend nach Erlass und 
begründet deren Dringlichkeit. 

(6) Werden für strukturelle Teilsysteme neue zu noti-
fizierende nationale technische Vorschriften als 
dringliche Präventionsmaßnahmen erlassen, können 
die neuen nationalen Vorschriften unverzüglich ange-
wendet werden. Das Eisenbahn-Bundesamt notifiziert 
die neue nationale technische Vorschrift umgehend 
nach Erlass und begründet deren Dringlichkeit. 

Zur Klarstellung, dass hier nur 
zu notifizierende technische 
Vorschriften gemeint sind. 

 § 7a Prüfverfahren und Umsetzungsvorschriften 
für die notifizierten technischen Vorschriften bei 
Fahrzeugen sowie dem fahrzeugseitigen Teilsys-
tem ZZS 

 

 (1) Für das Prüfverfahren bei Anwendung no-
tifizierter nationaler technischer Vorschriften sind 
die in den Technischen Spezifikationen für In-
teroperabilität vorgesehenen Verfahrensgrundsät-
ze entsprechend anzuwenden, soweit diese über-
tragbar sind. 

Schaffung einer ausdrücklichen 
Rechtsgrundlage für die An-
wendung von NNTR-
Prüfverfahren bei Fahrzeugen 
und Teilsystemen 

§ 7a basiert auf dem mit dem 
Sektor vereinbarten Memoran-
dum of Understanding vom 
30.01.2025 und dient der An-
gleichung des Prüfverfahrens für 
notifizierte nationale technische 
Vorschriften an die in den Tech-
nischen Spezifikationen für In-
teroperabilität etablierten Ver-
fahrensgrundsätze. 

 (2) Das Prüfverfahren umfasst insbesondere  

1. die Festlegung des Prüf- und Bewertungsrah-
mens, einschließlich der  

Das konkrete Verfahren orien-
tiert sich u.a. an den unions-
rechtlichen Vorgaben des Be-
schluss 2010/713/EU und sieht 
für die Bewertung der NNTV bei 
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a) Bestimmung der anzuwendenden Modulkombi-
nationen sowie 

b) der Integration in das EG-Prüfverfahren,  

2. die Durchführung der Konformitätsbewertung 
auf Grundlage geeigneter Nachweise und Bewer-
tungsmethoden,  

3. die Bewertung von innovativen Lösungen, die 
von den maßgeblichen Bestimmungen der notifi-
zierten technischen Vorschriften abweichen oder  
diese ergänzt, im Hinblick auf den Nachweis eines 
gleichwertigen Sicherheitsniveaus,  

4. die Festlegung der maßgeblichen notifizierten 
technischen Vorschriften für das Prüfverfahren, 
die zum Zeitpunkt der vertraglichen Beauftragung 
der Konformitätsbewertungsstellen gelten, sowie 
deren  

a) Anwendung während der Entwurfs- und Pro-
duktionsphase und 

b) Fortschreibung; die freiwillige Anwendung neu-
er Regelungen ist zulässig, sofern diese nichts 
Abweichendes bestimmen  

5.die Ausstellung und den Inhalt von Prüfbeschei-
nigungen durch die zuständigen Stellen,  

6. die Sicherstellung der Widerspruchsfreiheit bei 
Anwendung unterschiedlicher oder geänderter 
technischer Vorschriften sowie  

7. die Dokumentation des Prüfverfahrens und sei-
ner Ergebnisse 

Fahrzeugen sowie dem fahr-
zeugseitigen Teilsystem ZZS die 
Modulkombinationen (SB+SD) 
oder (SB+SF) oder (SH1) vor. 
Dies entspricht der gängigen 
Praxis in den TSI, insbesondere 
der Verordnung (EU) Nr. 
1304/2014 und kann bei Beach-
tung der entsprechenden Prü-
fungsanforderungen für die 
komplementär geltenden NNTV 
vereinfachend in die EG-
Prüfung durch eine Benannte 
Stelle integriert werden.  

Innovative Lösungen können – 
in Anlehnung an Art. 7 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1304/2014 – 
berücksichtigt werden, sofern 
ein mindestens gleichwertiges 
Sicherheitsniveau nachgewie-
sen wird. Die Berücksichtigung 
solcher Lösungen ist unions-
rechtlich im Risikomanagement-
verfahren nach Artikel 5 i. V. m. 
Anhang I der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 402/2013 
geregelt. Dieses Instrument hat 
sich auch national, insbesonde-
re im Sinne von § 2 Abs. 2 EBO, 
langjährig bewährt, um Innovati-
onen und technischen Fort-
schritt zu ermöglichen.  

Zur Verbesserung der Planbar-
keit wird das Prüfverfahren an 
die in den TSI vorgesehene 
Struktur angepasst. Maßgeblich 
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sind die Anforderungen der 
NNTV in der Fassung, die zum 
Zeitpunkt der vertraglichen Be-
auftragung der Konformitätsbe-
wertungsstellen gelten. Diese 
legen den Bewertungsrahmen 
für die Entwurfs- und Produkti-
onsphase fest. Erfolgt die ver-
tragliche Beauftragung einer 
Bestimmten Stelle innerhalb 
eines Zeitraums von 3 Monaten 
nach der Beauftragung einer 
Benannten Stelle kann der 
maßgebliche Bewertungsrah-
men auf einen einheitlichen 
Stichtag festgelegt werden. Zu-
dem wird – entsprechend der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2023/1694 – die freiwillige An-
wendung neuer Regelungen 
ermöglicht,  

Das Eisenbahn-Bundesamt 
kann zur Konkretisierung des 
Prüfverfahrens Leitlinien erlas-
sen. 

§ 8 Nebenbestimmungen § 8 Nebenbestimmungen  

Die Genehmigungen oder Zulassungen nach den 
§§ 16, 17, 20, 26 und 27 können mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, soweit dies zur 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen oder 
für die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs erforder-
lich ist. 

Die Genehmigungen oder Zulassungen nach den §§ 
16, 17, 20, 26, 26a und 27a können mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, soweit dies zur Erfül-
lung der grundlegenden Anforderungen oder für die 
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs erforderlich ist. 

 

 § 8a Anträge und Anzeigen  
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 Anträge und Anzeigen nach § 18 Absatz 1, § 21 
Absatz 1, § 26 Absatz 2, § 27 Absatz 2 jeweils ein-
schließlich der beizufügenden Unterlagen gemäß 
§ 16 Absatz 1 und Anlage 6 sind dem Eisenbahn-
Bundesamt in schriftlicher Form oder auf elektro-
nischem Übermittlungsweg vorzulegen. Das Ei-
senbahn-Bundesamt legt die Bedingungen für den 
elektronischen Übermittlungsweg in einer Verwal-
tungsvorschrift fest. 

Möglichkeit, das IBG-Verfahren 
vollumfänglich elektronisch 
durchzuführen und für den elekt-
ronischen Übermittelungsweg 
einen bestimmten E-Service 
verbindlich festlegen zu können. 

Klarstellung, dass Einreichung 
von Unterlagen in Schriftform 
möglich, aber gesetzlich nicht 
vorgeschrieben ist. 

Die Regelung einer „Textform“ 
würde aufgrund der vorhande-
nen und etablierten E-Service-
Strukturen eine Verschlechte-
rung darstellen. 

Teil 2  

Genehmigung für das Inverkehrbringen, Fahr-
zeugtypgenehmigung und Inbetriebnahmege-

nehmigung 

Teil 2  

Genehmigung für das Inverkehrbringen, Fahr-
zeugtypgenehmigung und Inbetriebnahmegeneh-

migung 

 

§ 9 Erfordernis der Genehmigung für das In-
verkehrbringen oder der Inbetriebnahmege-
nehmigung 

§ 9 Erfordernis der Genehmigung für das Inver-
kehrbringen oder der Inbetriebnahmegenehmi-
gung 

 

(1) Das erstmalige Inverkehrbringen eines Fahr-
zeugs bedarf einer Genehmigung für das Inver-
kehrbringen. 

(1) Das erstmalige Inverkehrbringen eines Fahrzeugs 
bedarf einer Genehmigung für das Inverkehrbringen. 

Abweichend von Satz 1 gilt für ein Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeug auch die Abnahme nach § 32 
Absatz 1 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsord-
nung als Genehmigung für das Inverkehrbringen. 
Für ein Zweisystem-Stadtbahnfahrzeug im An-
wendungsbereich dieser Verordnung gilt Satz 2 

Europarechtskonforme Umset-
zung des Art. 1 Abs.  5 der RL 
(EU) 2016/797 i. V. m. Art. 11 
Abs. 1 DVO (EU) 2018/545. 

Die Erteilung der Fahrzeugge-
nehmigungen für Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge i. S. d. Art. 
2 Nr. 18 der RL (EU) 2016/797 
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nur, wenn die Behörde, die die Abnahme erteilt, 
das Eisenbahn-Bundesamt anhört, um sicherzu-
stellen, dass der Mischbetrieb von Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeugen und Eisenbahnfahrzeugen 
alle grundlegenden Anforderungen sowie alle ein-
schlägigen gemeinsamen Sicherheitsziele (com-
mon safety targets, CSTs) erfüllt. 

erfolgt nach den nationalen Vor-
gaben der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung (EBO).  

Das in Art. 1 Abs.  5 der RL 
(EU) 2016/797 i. V. m. Art. 11 
Abs. 1 DVO (EU) 2018/545 vor-
gesehene Anhörungserfordernis 
für den Mischbetrieb ist bislang 
nicht ausdrücklich geregelt und 
hat zur Verunsicherung seitens 
der zuständigen Behörden ge-
führt, ob und wie eine Beteili-
gung des Eisenbahn-
Bundesamtes als nationale Si-
cherheitsbehörde zu erfolgen 
hat. Durch die Aufnahme der 
europarechtlich gewollten und 
inhaltlich insoweit auch konkret 
bestimmten Anhörung für die 
entsprechenden Genehmi-
gungsverfahren wird diese Lü-
cke geschlossen. Im gleichen 
Zug erfolgt eine inhaltliche An-
passung des Anwendungsberei-
ches der EIGV, um der Differen-
zierung des Wortlauts der RL 
(EU) 2016/797 gerecht zu wer-
den. § 9 Abs. 1 S. 3 nF stellt 
zusätzlich klar, dass das Anhö-
rungserfordernis nicht gilt für 
Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeuge i. S. d. Art. 
1 Abs.  4 d) der RL (EU) 
2016/797, die gem. § 1 Abs. 4 
Nr. 3 nF vom Anwendungsbe-
reich der EIGV ausgenommen 
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sind 

(2) Die erstmalige Inbetriebnahme eines Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie 
die erstmalige Inbetriebnahme der übrigen Ei-
senbahninfrastruktur bedarf einer Inbetriebnah-
megenehmigung. Satz 1 gilt unbeschadet einer 
vorherigen Planfeststellung oder Plangeneh-
migung für das Vorhaben. 

(2) Die erstmalige Inbetriebnahme eines Teilsystems 
Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung bedarf einer Inbe-
triebnahmegenehmigung. 

Satz 2 wird in den neuen Absatz 
5 verschoben. 

(3) Das Inverkehrbringen eines aufgerüsteten oder 
erneuerten Fahrzeugs bedarf einer Genehmigung 
für das Inverkehrbringen, wenn eine in Anlage 4 
genannte Maßnahme durchgeführt werden soll. 

(3) Das Inverkehrbringen eines aufgerüsteten oder 
erneuerten Fahrzeugs bedarf einer Genehmigung für 
das Inverkehrbringen, wenn eine in Anlage 4 genann-
te Maßnahme durchgeführt werden soll. Abweichend 
von Satz 1 gilt für ein Zweisystem-
Stadtbahnfahrzeug Absatz 1 Satz 2 und 3 entspre-
chend. 

Absatz 3 Satz 2 stellt klar, dass 
Maßnahmen zur Aufrüstung 
oder Erneuerung eines Fahr-
zeugs nach Anlage 4 dieser 
Verordnung auch bei Zweisys-
tem-Stadtbahnfahrzeugen eine 
neue Genehmigung für das In-
verkehrbringen eines bereits 
genehmigten Fahrzeugs oder 
eine neue Abnahme nach § 32 
EBO erforderlich machen. 
Gleichwertig einer Genehmi-
gung für das Inverkehrbringen 
nach dieser Verordnung ist die 
Abnahme nach § 32 EBO aus-
schließlich dann, wenn das Ei-
senbahn-Bundesamt entspre-
chend § 9 Absatz 1 Satz 3 im 
behördlichen Verfahren ange-
hört wurde. 

Danebenstehende Pflichten aus 
der EBO für eine neue Abnah-
me nach der Änderung eines 
bereits abgenommenen Fahr-
zeugs bleiben unberührt und 
sind nach den dortigen Voraus-
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setzungen zu beurteilen. 

(4) Einer Inbetriebnahmegenehmigung bedarf die 
Inbetriebnahme 

1. eines aufgerüsteten oder erneuerten Teilsys-
tems Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung sowie 

2. einer aufgerüsteten oder erneuerten übrigen 
Eisenbahninfrastruktur, 

wenn eine in Anlage 4 genannte Maßnahme 
durchgeführt werden soll. Die in Anlage 5 ge-
nannten Maßnahmen gelten als Austausch im 
Zuge von Instandhaltungsarbeiten, für die es 
keiner Inbetriebnahmegenehmigung bedarf. 

(4) Einer Inbetriebnahmegenehmigung bedarf die In-
betriebnahme eines aufgerüsteten oder erneuerten 
Teilsystems Infrastruktur, Energie, streckenseitige 
Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung, wenn 
eine in Anlage 4 genannte Maßnahme durchgeführt 
werden soll. Zusammenhangsmaßnahmen bedür-
fen einer gesamthaften Inbetriebnahmegenehmi-
gung, wenn eine in Anlage 4 genannte Maßnahme 
Teil der Zusammenhangsmaßnahme ist.  

Die Einführung des Begriffs der 
„Zusammenhangsmaßnahme“ 
dient einer maßvollen IBG-
Abschnittsbildung zur mittelfris-
tigen Erreichung des Ziels eines 
gesamthaft als interoperabel 
zertifizierten Netzes. Gleichzei-
tig dient dies dem Bürokratie-
rückbau, indem eine gesamthaf-
te IBG für mehrere Einzelmaß-
nahmen erteilt wird. 

 (5) Die Absätze 2 und 4 gelten unbeschadet einer 
vorherigen Planfeststellung oder Plangenehmi-
gung für das Vorhaben. Für Inbetriebnahmege-
nehmigungen nach den Absätzen 2 und 4 sind die 
Vorschriften gemäß § 6 maßgeblich, die zum Zeit-
punkt des Antrags auf Inbetriebnahmegenehmi-
gung anzuwenden waren. Bei Aufrüstungen und 
Erneuerungen tritt an die Stelle des Antrags die 
Anzeige gemäß § 21 Absatz 1. 

Satz ist auch im Hinblick auf 
Aufrüstung und Erneuerung 
(Absatz 4) erforderlich. 

Neue Regelung in Satz 2 ent-
spricht Art. 4 Abs. 2 RL (EU) 
2016/797 und bringt die Pla-
nungssicherheit der Eisenbahn 
einerseits und das staatliche 
Interesse an zukunftsfähiger 
und langlebiger Infrastruktur 
andererseits in ein ausgewoge-
nes Verhältnis. 

 (6) Fahrzeuge mit einer gültigen Genehmigung für 
das Inverkehrbringen oder einer Inbetriebnahme-
genehmigung bedürfen keiner weiteren Abnahme 
oder sonstigen eisenbahnrechtlichen Genehmi-
gung. 

Ausschluss weiterer Genehmi-
gungserfordernisse 

Vorschrift ist erforderlich, um zu 
entbürokratisieren und hinsicht-
lich des Verhältnisses zwischen 

Kommentiert [BM1]: Hinweis an BMV: Eine Überarbei-
tung der Anlage 4 unter Zugrundelegung der fachlichen 
Kriterien wird durch das EBA im Nachgang übersandt. 
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EIGV und anderen eisenbahn-
rechtlichen Genehmigungstat-
beständen Rechtsklarheit zu 
schaffen. Aktuell gibt es keine 
explizite Regelung, dass Fahr-
zeuge mit GIF auch auf dem 
nachgeordneten Netz verkehren 
dürfen, da sich die GIF grds. nur 
auf die Genehmigung zum Be-
trieb auf dem übergeordneten 
Netz bezieht. Dies führt zu auf-
sichtsrechtlichen Konflikten mit 
der LEA. Eine zusätzliche Ab-
nahme nach EBO oder BOA ist 
für diese Fahrzeuge jedoch aus 
EBA-Sicht nicht zweckmäßig. 
Vorgeschlagen wird daher eine 
Formulierung, die dem § 6 Ab-
satz 5 TEIV a.F. ähnlich ist. 

Durch die Begrifflichkeit der 
"gültigen Genehmigung" wird 
klargestellt, dass dies nur für 
Fahrzeuge gelten kann, deren 
Genehmigung nicht entzogen 
und/oder erloschen ist. Der Zu-
satz der "Inbetriebnahmege-
nehmigung" schließt alle vorhe-
rigen Genehmigungen in Um-
setzung des europäischen 
Rechts nach KonVEIV, TEIV 
und EIGV (alt) mit ein, sodass 
auch „ältere“ der GIF entspre-
chende Genehmigungen inklu-
diert sind. 

Umgekehrt gelten Inbetrieb-
nahmegenehmigungen der Län-
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der wie auch sonstiger vormali-
ger Genehmigungsbehörden 
(Staatsbahn), die vor dem In-
kraftreten der KonVEIV am 
04.07.2005 erteilt wurden auch 
auf dem übergeordneten Netz 
fort. 

§ 10a Bestandteile der Teilsysteme Infrastruk-
tur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung sowie der 
übrigen Eisenbahninfrastruktur auf Grenzbe-
triebsstrecken und Durchgangsstrecken 

§ 10a Bestandteile der Teilsysteme Infrastruktur, 
Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsiche-
rung und Signalgebung auf Grenzbetriebsstrecken 
und Durchgangsstrecken 

 

Bestandteile der Teilsysteme Infrastruktur, Ener-
gie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsicherung 
und Signalgebung sowie der übrigen Eisen-
bahninfrastruktur können auf Grenzbetriebsstre-
cken und Durchgangsstrecken nach den Vorschrif-
ten des Nachbarstaates 

1. errichtet, umgerüstet oder erneuert werden und 

2. betrieben werden. 

Satz 1 gilt nicht für Bahnübergänge und Anlagen 
zur Sicherung von Bahnübergängen. 

Bestandteile der Teilsysteme Infrastruktur, Energie, 
streckenseitige Zugsteuerung, Zugsicherung und Sig-
nalgebung können auf Grenzbetriebsstrecken und 
Durchgangsstrecken nach den Vorschriften des 
Nachbarstaates 

1. errichtet, aufgerüstet oder erneuert werden und 

2. betrieben werden. 

Satz 1 gilt nicht für Bahnübergänge und Anlagen zur 
Sicherung von Bahnübergängen. 

Beseitigung eines Redaktions-
versehens 

§ 11 Voraussetzungen und Verfahren § 11 Voraussetzungen und Verfahren  

(1) Die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Erteilung einer Genehmigung für das Inverkehr-
bringen von Fahrzeugen und einer Fahrzeugtyp-
genehmigung richten sich nach der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2018/545 der Kommission 
vom 4. April 2018 über die praktischen Modalitäten 
für die Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Schienenfahrzeugen und die Genehmigung von 

(1) Die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Erteilung einer Genehmigung für das Inverkehrbringen 
von Fahrzeugen und einer Fahrzeugtypgenehmigung 
richten sich nach der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/545 der Kommission vom 4. April 2018 über die 
praktischen Modalitäten für die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Schienenfahrzeugen und die 
Genehmigung von Schienenfahrzeugtypen gemäß der 

Aktualisierung des Zitats der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/545. 
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Schienenfahrzeugtypen gemäß der Richtlinie (EU) 
2016/797 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 66) in der je-
weils geltenden Fassung und nach Maßgabe die-
ser Verordnung. 

Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 66), 
die durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2020/781 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 1) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und 
nach Maßgabe dieser Verordnung. 

(3) Die Genehmigung für das Inverkehrbringen 
bedarf keiner Änderung, wenn 

1. das Verwendungsgebiet des Fahrzeugs auf 
Bahnhöfe von Grenzbetriebsstrecken benachbarter 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit ähnli-
chen Netzmerkmalen erweitert wird und 

2. die zuständigen Sicherheitsbehörden der be-
troffenen Mitgliedstaaten angehört worden sind. 

Satz 1 gilt auch für Durchgangsstrecken. 

(3) Die Genehmigung für das Inverkehrbringen eines 
Fahrzeugs ist ohne Erweiterung des Verwen-
dungsgebiets gültig, wenn das Fahrzeug 

1. Bahnhöfe von Grenzbetriebsstrecken benachbarter 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit ähnlichen 
Netzmerkmalen anfährt, und 

2. die zuständigen Sicherheitsbehörden der betroffe-
nen Mitgliedstaaten angehört worden sind.  

Satz 1 gilt auch für Durchgangsstrecken. 

Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Verkehrs und 
Harmonisierung mit EU-Recht 

Die vorgeschlagene Änderung 
dient der Harmonisierung mit 
Art. 21 Abs. 8 der Interoperabili-
tätsrichtlinie 2016/797, die den 
grenzüberschreitenden Eisen-
bahnverkehr zwischen benach-
barten EU-Mitgliedstaaten er-
leichtern soll. Durch die Rege-
lung wird die Genehmigung für 
Fahrzeuge auf Grenzbetriebs- 
und Durchgangsstrecken ohne 
Erweiterung des Verwendungs-
gebiets ermöglicht, wenn die 
Netzmerkmale der betroffenen 
Länder ähnlich sind und die zu-
ständigen Sicherheitsbehörden 
der Mitgliedstaaten angehört 
wurden. 

Hinweis: Die derzeitige Fassung 
von § 11 Abs. 3 EIGV setzt Art. 
21 Abs. 8 der Interoperabilitäts-
richtlinie (IOR) bislang nicht in 
vollem Umfang und konsistent 
um. Insbesondere wird die Er-
weiterung des Verwendungsge-
biets von Fahrzeuggenehmi-
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gungen – ein grundsätzlich ge-
nehmigungsbedürftiger Vorgang 
gemäß Art. 21 Abs. 13 IOR und 
Art. 14 Abs. 1 Buchst. c der 
DVO 2018/545 – nicht ausrei-
chend vom dem hier vorliegen-
den Fall differenziert. Art. 21 
Abs. 8 IOR verfolgt nämlich dem 
Wortlaut nach das Ziel, die Gül-
tigkeit von Fahrzeuggenehmi-
gungen auf Grenzbetriebsstre-
cken zu erweitern, was im nati-
onalen Kontext nicht eindeutig 
reflektiert wird. Die ggf. geneh-
migungspflichtige Erweiterung 
des Verwendungsgebietes ist 
dabei gerade nicht beabsichtigt. 
Die vorgeschlagene Änderung 
soll daher eine präzisere Rege-
lung zur Ausweitung der Ge-
nehmigungsfähigkeit auf Grenz-
betriebsstrecken und Durch-
gangsstrecken zwischen be-
nachbarten EU-Mitgliedstaaten 
schaffen und dabei auch den 
grenzüberschreitenden Verkehr 
mit der Schweiz als Nicht-EU-
Mitgliedstaat, ggf. unter konkre-
ter Nennung in der Begründung, 
einbeziehen. 

 (4) Im Ausland betriebene Fahrzeuge, die dort 
über eine gültige Zulassung verfügen, benötigen 
keine Genehmigung für das Inverkehrbringen 
nach dieser Verordnung, wenn sie auf deutschem 
Hoheitsgebiet ausschließlich auf Grenzbetriebs-
strecken betrieben werden. Satz 1 gilt auch für 

Erleichterungen für den Betrieb 
auf Grenzbetriebs- und Durch-
gangsstrecken 

Mit der Neufassung wird klarge-
stellt, dass im Ausland geneh-
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Durchgangsstrecken. migte Fahrzeuge, die in 
Deutschland lediglich auf 
Grenzbetriebs- oder Durch-
gangsstrecken betrieben wer-
den, keiner gesonderten GIF 
nach dieser Verordnung bedür-
fen. Dies erleichtert den grenz-
überschreitenden Verkehr, re-
duziert den Verwaltungsauf-
wand und stellt sicher, dass für 
Fahrten auf Grenzbetriebs- und 
Durchgangsstrecken keine zu-
sätzlichen umfangreichen Ver-
fahrensschritte erforderlich sind. 
Die vertraglichen, sicherheitli-
chen und organisatorischen 
Pflichten des EVUs zur Erfüllung 
der spezifischen Anforderungen 
der Grenzbetriebsstrecke an die 
Fahrzeuge, insbesondere zur 
Nutzung der Infrastruktur, blei-
ben hiervon unberührt. 

Hinweis: Die Genehmigungsver-
fahren für Fahrzeuge im kleinen 
Grenzverkehr sind in der Praxis 
sehr komplex und aufwändig. Es 
liegen in relevanter Fallzahl Ver-
fahren vor, und auch künftig ist 
mit weiteren Anträgen für Fahr-
zeuge zu rechnen, die im Aus-
land genehmigt wurden und in 
Deutschland nur auf Grenzbe-
triebsstrecken und Durchgangs-
strecken betrieben werden sol-
len. Teilweise ist eine Abrech-
nung des dem EBA entstehen-
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den Aufwandes gegenüber der 
anhörenden nationalen Sicher-
heitsbehörde (NSB) nicht mög-
lich, was den Verwaltungsauf-
wand zusätzlich erhöht. Eine 
Abrechnung gegenüber dem 
Antragsteller ist nicht möglich, 
da dieser keinen Antrag beim 
EBA stellt. 

Vor dem Hintergrund des gefor-
derten Bürokratieabbaus ist es 
daher sinnvoll, eine Regelung 
ähnlich der früheren TEIV (da-
mals § 8 Abs. 4) und der vorma-
ligen EIGV-Fassung (bis 
16.06.2020, § 21 Abs. 1) einzu-
führen. Es sind keine negativen 
Auswirkungen der Anwendung 
dieser früheren Regelungen 
bekannt. Die vorgeschlagene 
Regelung entspricht Art. 21 Abs. 
8 der RL (EU) 2016/797. Vor 
dem Einsatz des Fahrzeugs 
muss das EVU jedoch stets ei-
nen Infrastrukturnutzungsvertrag 
mit der DB InfraGO AG ab-
schließen, die entsprechende 
Trasse bestellen und eine Prü-
fung der Streckenkompatibilität 
gemäß Art. 23 RL (EU) 
2016/797 sowie den Techni-
schen Spezifikationen für In-
teroperabilität Verkehrsbetrieb 
und Verkehrssteuerung (TSI 
OPE) durchzuführen. Die Rege-
lung sollte auch für den Nicht-
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EU-Mitgliedsstaat Schweiz An-
wendung finden.    

§ 12 Konformität von Fahrzeugen mit geneh-
migtem Fahrzeugtyp 

§ 12 Konformität von Fahrzeugen mit genehmig-
tem Fahrzeugtyp 

 

(1) Für Fahrzeuge oder für eine Serie von Fahr-
zeugen, die mit einem genehmigten Fahrzeugtyp 
übereinstimmen, ist eine Genehmigung für das 
Inverkehrbringen ohne weitere technische Prüfung 
zu erteilen auf der Grundlage einer Typenkonformi-
tätserklärung nach Artikel 10 in Verbindung mit 
Anhang VI der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/250 der Kommission vom 12. Februar 2019 
über die Muster der EG-Erklärungen und -
Bescheinigungen für Eisenbahn-
Interoperabilitätskomponenten und -Teilsysteme, 
das Muster der Typenkonformitätserklärung für 
Schienenfahrzeuge und über die EG-Prüfverfahren 
für Teilsysteme gemäß der Richtlinie (EU) 
2016/797 des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 201/2011 der Kommission (ABl. L 42 vom 
13.2.2019, S. 9) in der jeweils geltenden Fassung. 

(1) Für Fahrzeuge oder für eine Serie von Fahrzeu-
gen, die mit einem genehmigten Fahrzeugtyp über-
einstimmen, ist eine Genehmigung für das Inverkehr-
bringen ohne weitere technische Prüfung zu erteilen 
auf der Grundlage einer Typenkonformitätserklärung 
nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang VI der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/250 der Kom-
mission vom 12. Februar 2019 über die Muster der 
EG-Erklärungen und -Bescheinigungen für Eisen-
bahn-Interoperabilitätskomponenten und -
Teilsysteme, das Muster der Typenkonformitätserklä-
rung für Schienenfahrzeuge und über die EG-
Prüfverfahren für Teilsysteme gemäß der Richtlinie 
(EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 
201/2011 der Kommission (ABl. L 42 vom 13.2.2019, 
S. 9), die durch die Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/779 (ABl. L 188 vom 15.6.2020, S. 6) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

Aktualisierung des Zitats der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2019/250. 

§ 13 Fahrzeuge oder Fahrzeugtypen, die die 
grundlegenden Anforderungen nicht erfüllen 

§ 13 Fahrzeuge oder Fahrzeugtypen, die die 
grundlegenden Anforderungen nicht erfüllen 

 

(1) Stellt das Eisenbahn-Bundesamt fest, dass ein 
Fahrzeug oder ein Fahrzeugtyp, 

1. das oder der bestimmungsgemäß verwendet 
wird, und 

2. für das oder den eine Genehmigung für das In-
verkehrbringen oder eine Typgenehmigung vor-

(1) Stellt das Eisenbahn-Bundesamt fest, dass ein 
Fahrzeug oder ein Fahrzeugtyp,  

1. das oder der bestimmungsgemäß verwendet wird, 
und 

2. für das oder den eine Genehmigung für das Inver-
kehrbringen oder eine Typgenehmigung vorliegt, 

Grds. kein Bestandsschutz bzgl.  
veränderter grundlegender An-
forderungen 

Es besteht kein Bestandsschutz 
bzgl. veränderter grundlegender 
Anforderungen. Sofern nicht 
ausdrücklich anders bzw. als 
solche bezeichnet (die zum 
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liegt, 

die grundlegenden Anforderungen nicht erfüllt, 
unterrichtet es die Eisenbahn, die das Fahrzeug 
oder den Fahrzeugtyp einsetzt, die Agentur und 
die betroffenen Sicherheitsbehörden über den Vor-
fall. 

(2) Erfüllt ein Fahrzeug oder ein Fahrzeugtyp nach 
Absatz 1 die grundlegenden Anforderungen nicht, 
fordert das Eisenbahn-Bundesamt die Eisenbahn 
oder den Halter des Eisenbahnfahrzeugs auf, 
Maßnahmen zu ergreifen, damit dieses Fahrzeug 
oder dieser Fahrzeugtyp die grundlegenden Anfor-
derungen erfüllt. 

(3) Beschränkt sich die Nichterfüllung der grundle-
genden Anforderungen auf einen Teil des Verwen-
dungsgebiets des betreffenden Fahrzeugs und 
bestand diese Nichterfüllung bereits zum Zeitpunkt 
der Erteilung der Genehmigung, so ändert die Ge-
nehmigungsstelle die Genehmigung, dass sie für 
die betreffenden Teile des Verwendungsgebiets 
nicht gilt. 

(4) Führen die ergriffenen Maßnahmen nach Ab-
satz 2 oder die Verpflichtung nach § 29 Absatz 1 
nicht zur Erfüllung der grundlegenden Anforderun-
gen und führt dieser Umstand zu einem schwer-
wiegenden Sicherheitsrisiko, so kann das Eisen-
bahn-Bundesamt vorübergehende Sicherheits-
maßnahmen ergreifen. 

die grundlegenden Anforderungen nicht erfüllt, unter-
richtet es die Eisenbahn oder den Halter, die oder 
der das Fahrzeug oder den Fahrzeugtyp einsetzt, die 
Agentur und die betroffenen Sicherheitsbehörden über 
den Vorfall. 

(2) Erfüllt ein Fahrzeug oder ein Fahrzeugtyp nach 
Absatz 1 die grundlegenden Anforderungen nicht, 
fordert das Eisenbahn-Bundesamt die Eisenbahn oder 
den Halter des Eisenbahnfahrzeugs auf, Maßnahmen 
zu ergreifen, damit dieses Fahrzeug oder dieser Fahr-
zeugtyp die grundlegenden Anforderungen erfüllt. 

(3) Beschränkt sich die Nichterfüllung der grundlegen-
den Anforderungen auf einen Teil des Verwendungs-
gebiets des betreffenden Fahrzeugs und bestand die-
se Nichterfüllung bereits zum Zeitpunkt der Erteilung 
der Genehmigung, so ändert die Genehmigungsstelle 
die Genehmigung, dass sie für die betreffenden Teile 
des Verwendungsgebiets nicht gilt. 

(4) Führen die ergriffenen Maßnahmen nach Absatz 2 
oder die Verpflichtung nach § 29 Absatz 1 nicht zur 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen und führt 
dieser Umstand zu einem schwerwiegenden Sicher-
heitsrisiko, so kann das Eisenbahn-Bundesamt vo-
rübergehende Sicherheitsmaßnahmen ergreifen. 

Zeitpunkt der Erteilung der Ge-
nehmigung für das Inverkehr-
bringen des Fahrzeugs/Typs zu 
erfüllen sind konkret bspw. in § 
29 Abs. 2 EIGV) handelt es sich 
bei den grundlegenden Anforde-
rungen in dieser Verordnung um 
die jeweils aktuellen grundle-
genden Anforderungen. 

Anpassung in Abs. 1 ist erfor-
derlich, um auch den Halter von 
der Unterrichtung ausdrücklich 
einzubeziehen, da dieser auch 
von Abs. 2 zu entsprechenden 
Maßnahmen verpflichtet werden 
kann. 

Kapitel 4 

Erteilung einer erstmaligen Inbetriebnahmege-
nehmigung für die Teilsysteme Infrastruktur, 

Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsi-

Kapitel 4 

Erteilung einer erstmaligen Inbetriebnahmege-
nehmigung für die Teilsysteme Infrastruktur, 

Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsiche-

Redaktionell. 
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cherung und Signalgebung sowie für die übrige 
Eisenbahninfrastruktur 

rung und Signalgebung 

§ 16 Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Inbetriebnahmegenehmigung, sofern Techni-
sche Spezifikationen für die Interoperabilität 
anzuwenden sind 

§ 16 Voraussetzungen für die Erteilung einer Inbe-
triebnahmegenehmigung, sofern Technische Spe-
zifikationen für die Interoperabilität anzuwenden 
sind 

 

(1) Sofern Technische Spezifikationen für die In-
teroperabilität anzuwenden sind, ist die Inbetrieb-
nahmegenehmigung zu erteilen, wenn der Antrag-
steller nachweist, dass die betreffende Infrastruktur 
oder Anlage die grundlegenden Anforderungen 
erfüllt. Hierbei hat der Antragsteller insbesondere 
die technische Kompatibilität und die sichere In-
tegration nachzuweisen. Dieser Nachweis gilt als 
erbracht mit Vorlage folgender Unterlagen: 

1. (…) 

3. einer Erklärung des Antragstellers, dass 

a) alle ermittelten Gefährdungen und damit ver-
bundenen Risiken auf einem vertretbaren Niveau 
gehalten werden und 

b) eine Bewertungsstelle einen Sicherheitsbewer-
tungsbericht nach Artikel 15 der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 402/2013 erstellt hat, wenn 

aa) eine Technische Spezifikation für die Interope-
rabilität die Durchführung des Risikomanagement-
verfahrens nach Artikel 5 der Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 402/2013 vorschreibt oder 

bb) der Antragsteller bestätigt hat, dass eine signi-
fikante Änderung vorliegt, 

(1) Sofern Technische Spezifikationen für die In-
teroperabilität anzuwenden sind, ist die Inbetriebnah-
megenehmigung zu erteilen, wenn der Antragsteller 
nachweist, dass die betreffende Infrastruktur oder 
Anlage die grundlegenden Anforderungen erfüllt. 
Hierbei hat der Antragsteller insbesondere die techni-
sche Kompatibilität und die sichere Integration nach-
zuweisen. Dieser Nachweis gilt als erbracht mit Vorla-
ge folgender Unterlagen: 

1. (…) 

3. einer Erklärung des Antragstellers, dass  

(…) 

c) die Bauprodukte, die sicherungstechnischen 
oder elektrotechnischen Systeme und deren Be-
standteilen verwendbar und die Bauarten an-
wendbar sind, 

4. der Freigaben der geprüften Planung im Bereich 
IOH, 

5. der notwendigen Abnahmeprüfungen im Be-
reich STE. 

6. eines Nachweises über die durchgeführte Bau-
überwachung 

Im bisherigen § 16 Abs. 1 S. 3 
Nr. 4-7 EIGV sind ausschließlich 
Nachweise nationaler, europa-
rechtsfremder Anforderungen 
enthalten. Die Nrn. 4, 5 und 7 
stellen dabei den Anteil der na-
tionalen Vorschriften dar, deren 
Einhaltung von PSV gemäß § 
16 Abs. 4 EIGV geprüft und 
nachgewiesen wird.  

Ziel der Änderung ist eine effizi-
entere Nutzung der Kapazitäten 
der Prüfsachverständigen durch 
Präzisierung der Prüfschwer-
punkte, Ersatz von Prüftätigkei-
ten durch digitale Tools und 
Optimierung des vorgelagerten 
Sollprozesses bei Bahn und 
Industrie. Auf dem deutschen 
Markt herrscht – überwiegend 
im STE-Bereich – ein gravieren-
der Mangel an verfügbaren 
Prüfsachverständigen.  

Um Kapazitäten der PSV einzu-
sparen, soll eine Bestätigung 
durch den PSV teilweise entfal-
len, teilweise auf qualifizierte 
Mitarbeiter der EIU übertragen 
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4. einer Freigabe der geprüften Planung, 

5. einer Bestätigung der Verwendbarkeit der Bau-
produkte, der sicherungstechnischen oder elektro-
technischen Systeme und von deren Bestandteilen 
oder der Anwendbarkeit der Bauarten, 

6. eines Nachweises über die durchgeführte Bau-
überwachung und 

7. der notwendigen Abnahmeprüfungen. 

Der Antragsteller ist für die Erstellung des techni-
schen Dossiers verantwortlich, das der EG-
Prüferklärung beiliegen muss. 

[7. entfällt] 

Der Antragsteller ist für die Erstellung des technischen 
Dossiers verantwortlich, das der EG-Prüferklärung 
beiliegen muss. 

Anstelle der Prüfbescheinigung darf eine Zwi-
schenprüfbescheinigung zugrunde gelegt werden, 
wenn der Genehmigungsgegenstand sich auf ei-
nen Teil eines Teilsystems oder auf einzelne 
Technische Spezifikationen für die Interoperabili-
tät bezieht. 

werden. Im Einzelnen: 

Die bisherige Nr. 5 soll nur noch 
vom Antragsteller nach eigener 
Prüfung bestätigt werden (neue 
Nr. 3 lit. c)).  

Nr. 4 wird auf den Bereich IOH 
beschränkt, da im Bereich STE 
geeignete Ersatzprüfungen z.B. 
durch den Einsatz von Prüfsoft-
ware zu erwarten sind.  

Nr. 7 wird in der neuen Nr. 5 auf 
den Bereich STE beschränkt, da 
der Nachweis durch PSV nur 
dort als im Genehmigungsver-
fahren nachzuweisender sicher-
heitlicher Schwerpunkt erforder-
lich erscheint.  

Für sämtliche Prüfschritte gilt, 
dass die Verantwortung für die 
Prüfung der a.R.d.T. bei den 
Antragstellern liegt und das EBA 
dies im Rahmen der (Bau-
)Aufsicht stichprobenartig über-
wacht. 

Der Nachweis gemäß Nr. 6 wird 
beibehalten. Mit Wegfall der 
Regelungen zu den am Bau 
beteiligten Funktionsträgern 
werden künftig jedoch keine 
personenbezogenen Anforde-
rungen mehr an den Beschäftig-
ten des Antragstellers gestellt, 
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der diesen Nachweis erstellt. 

(4) Für die Nachweise nach Absatz 1 Satz 3 
Nummer 4, 5 und 7 sind die technischen Vorschrif-
ten einzuhalten. Die Einhaltung dieser Vorschriften 
müssen Prüfsachverständige nach § 4b des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes in Prüfbescheini-
gungen bestätigen. Bei sicherheitsrelevanten und 
signifikanten Änderungen, bei welchen eine unab-
hängige Bewertungsstelle gemäß der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 zum Einsatz 
kommen muss, kann die Bestätigung für den 
Nachweis gemäß Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 auch 
von einer unabhängigen Bewertungsstelle kom-
men. 

(4) Für die Nachweise nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 
4, 5 und 7 4 und 5 sind die nationalen technischen 
Vorschriften einzuhalten. Die Einhaltung dieser Vor-
schriften müssen Prüfsachverständige nach § 4b des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes in Prüfbescheinigun-
gen bestätigen. Bei sicherheitsrelevanten und signifi-
kanten Änderungen, bei welchen eine unabhängige 
Bewertungsstelle gemäß der Durchführungsverord-
nung (EU) Nr. 402/2013 zum Einsatz kommen muss, 
kann die Bestätigung für den Nachweis gemäß Absatz 
1 Satz 3 Nummer 5 auch von einer unabhängigen 
Bewertungsstelle kommen. 

Redaktionelle Folgeanpassung, 
wenn Abs. 1 S. 3 Nr. 3-7 ange-
passt werden. 

§ 17 Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Inbetriebnahmegenehmigung, sofern Techni-
sche Spezifikationen für die Interoperabilität 
nicht anzuwenden sind 

§ 17 Voraussetzungen für die Erteilung einer Inbe-
triebnahmegenehmigung, sofern Technische Spe-
zifikationen für die Interoperabilität nicht anzu-
wenden sind 

 

Sofern Technische Spezifikationen für die In-
teroperabilität nicht anzuwenden sind, ist die Inbe-
triebnahmegenehmigung zu erteilen, wenn die 
folgenden Vorschriften entsprechend erfüllt sind:  

1. für strukturelle Teilsysteme: § 16 Absatz 1 Satz 
2 und 3 Nummer 1 Buchstabe b, Nummer 2 bis 7 
und Satz 4 sowie Absatz 3 und 4, 

2. für die übrige Eisenbahninfrastruktur: § 16 
Absatz 1 Satz 2 und 3 Nummer 2 bis 7 sowie 
Absatz 3 und 4. 

Sofern Technische Spezifikationen für die Interopera-
bilität nicht anzuwenden sind, ist die Inbetriebnahme-
genehmigung zu erteilen, wenn der Antragsteller 
nachweist, dass die betreffende Infrastruktur oder 
Anlage die grundlegenden Anforderungen ein-
schließlich der technischen Kompatibilität und der 
sicheren Integration erfüllt. Hierfür sind § 16 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 Nummer 1 Buchstabe b, Nummer 
2 bis 8 6 und Satz 4 und 5 sowie Absatz 3 und 4 ein-
zuhalten. 

Redaktionelle Anpassung: Klar-
stellung, dass grundlegende 
Anforderungen nach § 3 einzu-
halten sind. Formulierung an 
§ 16 Abs. 1 S. 1 angepasst. 

Verweise aufgrund der Ände-
rungen in § 16 aktualisiert er-
gänzt. 

§ 18 Antrag auf Erteilung einer Inbetriebnah-
megenehmigung und Pflichten des Antragstel-
lers 

§ 18 Antrag auf Erteilung einer Inbetriebnahmege-
nehmigung und Pflichten des Antragstellers 
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(1) Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat 
den Antrag und die zur Prüfung des Antrags erfor-
derlichen Unterlagen nach § 16 Absatz 1 Satz 3, 
Absatz 2 und nach Anlage 6 der Genehmigungs-
stelle 24 Monate vor dem geplanten Inbetriebnah-
metermin, spätestens zehn Wochen vor Baube-
ginn vorzulegen. 

(1) Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat den 
Antrag und die zur Prüfung des Antrags erforderlichen 
Unterlagen nach § 16 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 und 
nach Anlage 6 der Genehmigungsstelle 24 Monate 
vor dem geplanten Inbetriebnahmetermin vorzulegen. 
Die Vorlage soll spätestens zehn Wochen vor 
Baubeginn erfolgen. 

Nach der bisherigen Regelung 
muss der Vorhabenträger mit 
dem Baubeginn die 10-Wochen-
Frist abwarten. Bei Aufrüstung 
und Erneuerungen gem. § 21 
Abs. 1 EIGV droht sogar eine 
Ordnungswidrigkeit bei Fristun-
terschreitung. In bestimmten 
Fällen ist ein früherer Baubeginn 
aber unproblematisch möglich 
oder sogar geboten – etwa bei 
einem Wiederaufbau nach Na-
turkatastrophen oder bei Errich-
tung zur Gefahrenabwehr. Da-
her wird einheitlich eine „Soll-
Vorschrift“ eingeführt.  

(4) Der Antragsteller hat einen Inbetriebnahmever-
antwortlichen oder einen anderen geeigneten Mit-
arbeiter zu bestellen, der insbesondere prüft und 
bestätigt, dass 

1. sicher gebaut, insbesondere die Bauüberwa-
chung durchgeführt worden ist, 

2. alle notwendigen Prüfungen zur Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen einschließlich not-
wendiger Schnittstellenbetrachtungen durchgeführt 
worden sind, 

3. die Anforderungen und Nachweise nach § 16 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 bis 7 vollständig er-
bracht worden sind, 

4. soweit einschlägig, alle Auflagen aus den 
Nachweisen nach Nummer 3 umgesetzt worden 
sind und 

Entfällt. Die Regelungen zum IBV sowie 
zum Bauverfahren sollen grund-
sätzlich entfallen, da die EIU – 
anders als die Normadressaten 
der Bauordnungen der Länder –
zuverlässige und sachkundige 
juristische Person mit entspre-
chenden Genehmigungen sind. 
Die DB InfraGO AG ist darüber 
hinaus per SiGe zertifiziert und 
verfügt über entsprechende Re-
gelungen in ihrem SMS. 

Andere EIU, die nicht über ein 
SMS verfügen, erhalten die 
Empfehlung, im Rahmen ihrer 
Verantwortung nach § 4 Absatz 
3 AEG die bisherigen Regelun-
gen zum Bauprozess anzuwen-
den. Darüber hinaus Bedarf es 
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5. Auflagen und Nebenbestimmungen aus Inbe-
triebnahmegenehmigungen beachtet sowie vor-
handene Mängel innerhalb einer durch ihn zu be-
stimmenden, angemessenen Frist beseitigt worden 
sind. 

keines regulatorischen Eingriffs 
der genehmigenden Behörde 
(mehr).  

(5) Soweit von technischen Vorschriften abgewi-
chen wird, sind Nachweise zu führen, dass min-
destens die gleiche Sicherheit gewährleistet 
ist. Zu diesem Zweck ist ein Risikomanagement-
verfahren nach der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 402/2013 durchzuführen. Wenn keine signifi-
kanten Änderungen nach Artikel 4 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 vorliegen, ist 
die Anwendung einer eigenen Sicherheitsmethode 
notwendig. Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf 
Basis der Ergebnisse des Risikomanagement-
verfahrens eine Zustimmung im Einzelfall ertei-
len. 

(5) Soweit von nationalen technischen Vorschriften 
abgewichen wird, gilt § 4e des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes entsprechend mit der Maßgabe, 
dass bei Anwendung der eigenen Sicherheitsme-
thode zusätzlich Ergebnisse des unternehmensin-
ternen Nachweisverfahrens vorzulegen sind. Auf 
dieser Grundlage kann im Bereich IOH eine Zu-
stimmung im Einzelfall beantragt werden. Die Zu-
stimmung im Einzelfall ist zu erteilen, wenn die 
Erklärung gemäß § 4e des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes und die Unterlagen nach Satz 2 
plausibel sind. 

Das dem § 2 Abs. 2 EBO ent-
nommene Nachweiserfordernis 
der „mindestens gleichen Si-
cherheit“ ist in der EIGV system-
fremd und europarechtlich vom 
CSM-RA-Verfahren nach der 
DVO (EU) 402/2013 überlagert.  

Die Nachweise der in der Praxis 
häufig erforderlichen eigenen 
Sicherheitsmethode (z.B. unter-
nehmensinterne Genehmigung 
o.ä.) müssen rechtzeitig vor der 
geplanten Inbetriebnahme dem 
Eisenbahn-Bundesamt zur Prü-
fung vorgelegt werden, damit 
etwaige Rückfragen und Nach-
besserungen möglich sind und 
eine termingerechte Inbetrieb-
nahme durchgeführt werden 
kann. 

Da die Eisenbahnen verpflichtet 
werden, ihre Nachweise der 
mindestens gleichen Sicherheit 
dem EBA vorzulegen (siehe 
hierzu den Vorschlag für § 4e 
AEG), kann das Verfahren der 
Zustimmung im Einzelfall (ZiE) 
vereinfachend für Maßnahmen 
außerhalb des IBG-Verfahrens, 
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für signifikante Änderungen und 
generell im STE-Bereich entfal-
len. Neue Bauprodukte oder 
Bauarten sowie Komponenten 
und Systeme können gemäß 
EIGV zugelassen werden. Im 
IBG-Verfahren gemäß EIGV 
kann im IOH-Bereich weiterhin 
eine ZiE beantragt werden. In 
diesem Bereich dient die ZiE als 
vorgezogene behördliche Bestä-
tigung der Risikobeherrschung 
der Planungssicherheit des An-
tragstellers. Hierfür wird ein be-
sonderes Bedürfnis gesehen, da 
im IOH-Bereich aufgrund der 
langfristigen Baumaßnahmen 
ein besonderes Bedürfnis für 
eine frühzeitige behördliche Klä-
rung der Abweichung besteht. 

Kapitel 5 

Erteilung einer Inbetriebnahmegenehmigung 
für die Teilsysteme Infrastruktur, Energie, stre-
ckenseitige Zugsteuerung, Zugsicherung und 

Signalgebung sowie für die übrige Eisen-
bahninfrastruktur nach Aufrüstung oder Er-

neuerung 

Kapitel 5 

Erteilung einer Inbetriebnahmegenehmigung für 
die Teilsysteme Infrastruktur, Energie, strecken-
seitige Zugsteuerung, Zugsicherung und Signal-

gebung nach Aufrüstung oder Erneuerung 

Redaktionell. 

§ 20 Aufrüstung und Erneuerung § 20 Aufrüstung und Erneuerung  

Die Inbetriebnahmegenehmigung eines aufgerüs-
teten oder erneuerten Teilsystems Infrastruktur, 
Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsiche-
rung und Signalgebung sowie einer aufgerüste-
ten oder erneuerten übrigen Eisenbahninfra-
struktur ist zu erteilen, wenn der Antragsteller 

Die Inbetriebnahmegenehmigung eines aufgerüsteten 
oder erneuerten Teilsystems Infrastruktur, Energie, 
streckenseitige Zugsteuerung, Zugsicherung und Sig-
nalgebung ist zu erteilen, wenn der Antragsteller 
nachweist, dass die veränderten oder nicht überein-
stimmenden Teile und deren Schnittstellen zu den 

Redaktionell. 
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nachweist, dass die veränderten oder nicht über-
einstimmenden Teile und deren Schnittstellen zu 
den Bestandteilen des Eisenbahnsystems die 
grundlegenden Anforderungen erfüllen. Hierfür 
sind die Voraussetzungen nach § 16 oder § 17 zu 
erfüllen. 

Bestandteilen des Eisenbahnsystems die grundlegen-
den Anforderungen erfüllen. Hierfür sind die Voraus-
setzungen nach § 16 oder § 17 zu erfüllen. 

§ 21 Anzeige bei Aufrüstung und Erneuerung § 21 Anzeige bei Aufrüstung und Erneuerung  

(1) Geplante Arbeiten an dem Teilsystem Infra-
struktur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung sowie an der 
übrigen Eisenbahninfrastruktur oder geplante 
Arbeiten an einem Teil davon, die über den Aus-
tausch im Zuge von Instandhaltungsarbeiten 
hinausgehen, sind der Genehmigungsstelle durch 
das Eisenbahninfrastrukturunternehmen schrift-
lich oder elektronisch nach Maßgabe des Absat-
zes 2 spätestens zehn Wochen vor Baubeginn 
anzuzeigen. 

(1) Aufrüstungen und Erneuerungen an dem Teil-
system Infrastruktur, Energie, streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung oder ge-
plante Arbeiten an einem Teil davon sind der Geneh-
migungsstelle durch das Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen nach Maßgabe des Absatzes 2 anzuzeigen, 
wenn die Maßnahme unter Anlage 4 fällt. Zusam-
menhangsmaßnahmen, bei denen eine einzelne 
Maßnahme unter Anlage 4 fällt, bedürfen einer 
gesamthaften Anzeige. Die Anzeige soll spätestens 
zehn Wochen vor Baubeginn gestellt werden. 

Die Änderung setzt Art. 18 Abs. 
6 S. 1 RL (EU) 2016/797 geziel-
ter um und reduziert die bisheri-
ge sehr weitgehende Anzeige-
pflicht, wonach alle Maßnahmen 
anzeigepflichtig gewesen sind, 
die nicht unter Anlage 5 fallen. 
Nach Art. 18 Abs. 6 S. 1 RL 
(EU) 2016/797 sind „Aufrüstun-
gen“ und „Erneuerungen“ anzei-
gepflichtig. Anlage 5, deren An-
wendung in der Praxis für 
Rechtsunsicherheiten und -
streitigkeiten sorgte, kann entfal-
len. 

Nach der bisherigen Regelung 
muss der Vorhabenträger mit 
dem Baubeginn die 10-Wochen-
Frist abwarten, da anderenfalls 
eine Ordnungswidrigkeit vorlie-
gen könnte. In bestimmten Fäl-
len ist ein früherer Baubeginn 
aber unproblematisch möglich 
oder sogar geboten – etwa bei 
einem Wiederaufbau nach Na-
turkatastrophen oder bei Errich-
tung zur Gefahrenabwehr. Um 
solche atypischen Sachverhalte 
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erfassen zu können, wird die 10-
Wochen-Frist als „Soll-
Vorschrift“ ausgestaltet. 

§ 41 Abs. 2 Nr. 1 EIGV ist ent-
sprechend anzupassen (s.u.). 

„Schriftlich oder elektronisch“ 
gestrichen aufgrund des neuen 
§ 8a EIGV. 

(2) Der Anzeige sind zur Prüfung Unterlagen bei-
zufügen, die folgende Informationen enthalten: 

1. eine Beschreibung der in Betrieb zu nehmenden 
Anlagen gemäß Nummer 1.1 der Anlage 6, 

2. eine Einstufung, ob eine Aufrüstung oder 
Erneuerung einer in Anlage 4 genannten Maß-
nahme  

3. die in Anlage 6 mit einem Sternchen gekenn-
zeichneten Unterlagen, sofern es sich um ge-
nehmigungspflichtige Maßnahmen handelt, 

4. Angaben zu Inhalt, Umfang und die Dauer der 
geplanten Zwischenzustände, 

5. Angaben zu Inhalt, Umfang und Zeitpunkt der 
geplanten zwischenzeitlichen Betriebsaufnahmen 
und 

6. Angaben zu Inhalt, Umfang und Zeitpunkt des 
baulichen Endzustands. 

In der Beschreibung nach Nummer 1 sind der Um-
fang der veränderten oder nicht übereinstimmen-
den Teile und die Auswirkungen der Aufrüstung 

(2) Der Anzeige sind zur Prüfung Unterlagen beizufü-
gen, die folgende Informationen enthalten: 

1. eine Beschreibung der in Betrieb zu nehmenden 
Anlagen gemäß Nummer 1.1 der Anlage 6, 

2. die in Anlage 6 mit einem Sternchen gekennzeich-
neten Unterlagen, 

3. Angaben zu Inhalt, Umfang und die Dauer der ge-
planten Zwischenzustände, 

4. Angaben zu Inhalt, Umfang und Zeitpunkt der ge-
planten zwischenzeitlichen Betriebsaufnahmen und 

5. Angaben zu Inhalt, Umfang und Zeitpunkt des bau-
lichen Endzustands. 

6. Angaben zum Zeitpunkt der vollständigen Vor-
lage des Dossiers nach Anlage 6 

7. Angaben zu der für die Erstellung des Dossiers 
nach Anlage 6 zuständige Stelle des Eisen-
bahninfrastrukturunternehmens einschließlich 
Kontaktdaten. 

In der Beschreibung nach Nummer 1 sind der Umfang 

Redaktionelle Anpassungen des 
Abs. 2, da nur noch genehmi-
gungspflichtige Maßnahmen 
angezeigt werden. 

In der neuen Nummer 6 be-
kommt der Antragsteller die 
Möglichkeit, Sachverhalte, die 
bei der Entscheidung nach § 21 
Abs. 3 zu berücksichtigen sind, 
anzugeben. 

Die neue Nummer 7 dient als 
Ersatz für die entfallenden 
Schnittstelle über den benann-
ten Bauvorlageberechtigten, um 
ein zielführendes und effizientes 
IBG-Verfahren zu gewährleis-
ten. 
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oder Erneuerung auf den Bestandteil des Eisen-
bahnsystems darzulegen. Falls hierbei von der 
Anwendung der Technischen Spezifikationen für 
die Interoperabilität abgewichen werden soll, ist 
dies zu begründen. 

der veränderten oder nicht übereinstimmenden Teile 
und die Auswirkungen der Aufrüstung oder Erneue-
rung auf den Bestandteil des Eisenbahnsystems dar-
zulegen. Falls hierbei von der Anwendung der Techni-
schen Spezifikationen für die Interoperabilität abgewi-
chen werden soll, ist dies zu begründen. 

(3) Bei genehmigungspflichtigen Maßnahmen, die 
im laufenden Betrieb durchgeführt werden, dürfen 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen vor Erteilung 
der Inbetriebnahmegenehmigung den Betrieb vor-
läufig in eigener Verantwortung nach Maßgabe des 
§ 4 Absatz 3 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
aufnehmen. Die Genehmigungsstelle legt in der 
Entscheidung nach § 22 Absatz 1 im jeweiligen 
Einzelfall fest, wann die vollständigen Unterla-
gen nach Anlage 6 spätestens vorzulegen sind. 

(3) Die Genehmigungsstelle legt in der Entschei-
dung nach § 22 Absatz 1 im jeweiligen Einzelfall 
fest, wann die vollständigen Unterlagen nach An-
lage 6 spätestens vorzulegen sind. 

(4) Bei genehmigungspflichtigen Maßnahmen, die im 
laufenden Betrieb durchgeführt werden, dürfen Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen vor Erteilung der Inbe-
triebnahmegenehmigung den Betrieb für einen Zeit-
raum von bis zu vier Monaten ab Bekanntgabe der 
Entscheidung nach § 22 Absatz 1 vorläufig in eige-
ner Verantwortung nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes aufnehmen. 
Werden die vollständigen Unterlagen der Geneh-
migungsstelle nicht innerhalb dieses Zeitraums 
vorgelegt, ist der Antrag abzulehnen. 

Bisheriger Absatz 3 Satz 2 in 
neuen Absatz 3 verschoben, da 
die Genehmigungsstelle in je-
dem Fall festlegt, wann die voll-
ständigen Unterlagen nach An-
lage 6 vorzulegen sind. 

Absatz 4 Satz 1 regelt nun aus-
drücklich den maximalen Zeit-
raum, in dem die EIU vor Ertei-
lung der IBG vorläufig in Betrieb 
gehen dürfen, ohne die voll-
ständigen Unterlagen vorgelegt 
zu haben. 

Der neue Absatz 4 Satz 2 regelt 
die Rechtsfolge der Antragsab-
lehnung, wenn die vollständigen 
Unterlagen im laufenden Betrieb 
ohne IBG nicht rechtzeitig vor-
gelegt werden. Unberührt bleibt 
die – auch bisher bestehende – 
Möglichkeit, den Sachverhalt als 
Ordnungswidrigkeit der entspre-
chenden Stelle des Eisenbahn-
Bundesamtes zu melden. Letz-
tere Möglichkeit allein führte in 
bisher in der Praxis jedoch nicht 
zu einer flächendeckenden Ein-
haltung der Vorlagefristen. 
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§ 22 Verfahren bei Aufrüstung und Erneuerung § 22 Verfahren bei Aufrüstung und Erneuerung  

(2) Betrifft die angezeigte Maßnahme die Ausrüs-
tung mit  

1. dem Europäischen Zugsicherungs- und Zug-
steuerungssystem oder 

2. dem Globalen Mobilfunksystem für Eisenbah-
nen, 

so prüft die Genehmigungsstelle in enger Zusam-
menarbeit mit der Agentur die eingereichten Unter-
lagen und entscheidet, ob die angezeigte Maß-
nahme nach § 21 einer Inbetriebnahmegenehmi-
gung bedarf. 

(2) Betrifft die angezeigte Maßnahme die Ausrüstung 
mit  

1. dem Europäischen Zugsicherungs- und Zugsteue-
rungssystem oder 

2. dem Globalen Mobilfunksystem für Eisenbahnen, 

so prüft die Genehmigungsstelle in enger Zusammen-
arbeit mit der Agentur die eingereichten Unterlagen. 
Die Genehmigungsstelle entscheidet, ob die ange-
zeigte Maßnahme nach § 21 einer Inbetriebnahmege-
nehmigung bedarf. 

Verdeutlicht, dass die Genehmi-
gungsstelle alleine über die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit einer 
IBG entscheidet. (Siehe Über-
setzungsfehler Art. 18 (6) IOP-
RL; ABl. L 303 vom 17.9.2020, 
S. 23). 

(3) Entscheidet die Genehmigungsstelle, dass eine 
Inbetriebnahmegenehmigung erforderlich ist, so 
gilt die Anzeige als Antrag auf Erteilung der Inbe-
triebnahmegenehmigung. In diesem Fall gilt der 
Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige bei der Ge-
nehmigungsstelle als Zeitpunkt der Antragstellung. 
Die Genehmigungsstelle bestätigt dem Anzeigen-
den unverzüglich schriftlich oder elektronisch 
diesen Zeitpunkt, nachdem sie entschieden hat, 
dass eine Inbetriebnahmegenehmigung erforder-
lich ist. 

(3) Entscheidet die Genehmigungsstelle, dass eine 
Inbetriebnahmegenehmigung erforderlich ist, so gilt 
die Anzeige als Antrag auf Erteilung der Inbetrieb-
nahmegenehmigung. In diesem Fall gilt der Zeitpunkt 
des Eingangs der Anzeige bei der Genehmigungsstel-
le als Zeitpunkt der Antragstellung. Die Genehmi-
gungsstelle bestätigt dem Anzeigenden unverzüglich 
schriftlich oder elektronisch diesen Zeitpunkt, 
nachdem sie entschieden hat, dass eine Inbetrieb-
nahmegenehmigung erforderlich ist. 

Eine Bestätigung soll dokumen-
tiert erfolgen. Auf welche Weise 
ist unerheblich, daher gestri-
chen. 

(5) Falls eine Inbetriebnahmegenehmigung erfor-
derlich ist, entscheidet die Genehmigungsstelle 
über die Erteilung der Genehmigung innerhalb von 
vier Monaten nach Vorlage aller erforderlichen 
Unterlagen. Für die Prüfung, ob eine Genehmi-
gung erteilt wird, gelten die §§ 16, 17 und 19 ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass sich die Prüfung 
auf den von der Aufrüstung oder Erneuerung be-

(5) Falls eine Inbetriebnahmegenehmigung erforder-
lich ist, entscheidet die Genehmigungsstelle über die 
Erteilung der Genehmigung innerhalb von vier Mona-
ten nach Vorlage der Unterlagen nach Anlage 6. Für 
die Prüfung, ob eine Genehmigung erteilt wird, gelten 
die §§ 16, 17, 18 Absatz 5 und 19 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass sich die Prüfung auf den von der 
Aufrüstung oder Erneuerung betroffenen Teil des Be-

Anlage 6 enthält die komplette 
Liste der erforderlichen Unterla-
gen 
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troffenen Teil des Bestandteils des Eisenbahnsys-
tems einschließlich seiner Schnittstellen be-
schränkt. 

standteils des Eisenbahnsystems einschließlich seiner 
Schnittstellen beschränkt. 

§ 23 Zwischenzustände und zwischenzeitliche 
Betriebsaufnahme 

§ 23 Zwischenzustände und zwischenzeitliche Be-
triebsaufnahme 

 

(1) Für Zwischenzustände ist keine Inbetriebnah-
megenehmigung erforderlich. Die betriebliche Nut-
zung der Eisenbahninfrastruktur für den öffentli-
chen Eisenbahnbetrieb erfolgt durch das Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen entsprechend den 
einzelfallbezogenen Anforderungen des Inbetrieb-
nahmeverantwortlichen oder eines anderen geeig-
neten Mitarbeiters. Zwischenzustände, die länger 
als ein Jahr oder länger als eine Fahrplanperiode 
andauern, gelten als zwischenzeitliche Betriebs-
aufnahme nach Absatz 2. 

(1) Für Zwischenzustände ist keine Inbetriebnahme-
genehmigung erforderlich. Die betriebliche Nutzung 
der Eisenbahninfrastruktur für den öffentlichen Eisen-
bahnbetrieb erfolgt durch das Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen in eigener Verantwortung nach Maß-
gabe des § 4 Absatz 3 des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes. Zwischenzustände, die länger als ein 
Jahr oder länger als eine Fahrplanperiode andauern, 
gelten als zwischenzeitliche Betriebsaufnahme nach 
Absatz 2. 

S.o., die Regelungen zum IBV 
sowie zum Bauverfahren sollen 
grundsätzlich entfallen. Maß-
geblich ist § 4 Abs. 3 AEG und 
das SMS des EIU. 

(2) Eine zwischenzeitliche Betriebsaufnahme für 
den öffentlichen Eisenbahnbetrieb darf ohne Inbe-
triebnahmegenehmigung nur vorgenommen wer-
den, wenn der Genehmigungsstelle die folgenden 
Unterlagen vorgelegt werden: 

1. die in § 16 Absatz 1 Satz 3 genannten Unterla-
gen in Form von Zwischenergebnissen und 

2. die vorläufigen Inbetriebnahmeunterlagen nach 
Anlage 6, die durch den Inbetriebnahmeverant-
wortlichen oder, falls ein Inbetriebnahmeverant-
wortlicher nicht nach § 18 Absatz 4 bestellt worden 
ist, durch einen anderen Mitarbeiter nach § 18 Ab-
satz 4 erstellt worden sind. 

(2) Eine zwischenzeitliche Betriebsaufnahme für den 
öffentlichen Eisenbahnbetrieb darf ohne Inbetrieb-
nahmegenehmigung nur vorgenommen werden, 
wenn der Genehmigungsstelle die in § 16 Absatz 1 
Satz 3 genannten Unterlagen in Form von Zwi-
schenergebnissen vorgelegt werden. 

Streichung der Nr. 2 ist Folge 
der Streichung des § 18 Abs. 4 
(IBV-Wegfall s.o.). 

Teil 3  

Interoperabilitätskomponenten, Bauprodukte 

Teil 3 

Interoperabilitätskomponenten, Bauprodukte und 
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und Systeme Systeme 

§ 26 Verwendung von Bauprodukten und An-
wendung von Bauarten 

§ 26 Verwendung von Bauprodukten und Anwen-
dung von Bauarten 

 

(3) Bauprodukte und Bauarten werden zugelassen, 
wenn die Anforderungen des § 2 Absatz 1 und 2 
der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 8. 
Mai 1967 (BGBl. 1967 II S. 1563), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. Juli 
2017 (BGBl. I S. 3054) geändert worden ist, in 
ihrer jeweils geltenden Fassung eingehalten 
werden. 

(3) Bauprodukte und Bauarten werden zugelassen, 
wenn die Anforderungen des § 2 Absatz 1 und 2 der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung eingehalten 
werden. 

Streichung des Zitats der EBO, 
da die EBO dem fachkundigen 
Rechtsanwender bekannt ist. 

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen Bauprodukte 
ohne Zulassung verwendet werden, wenn sie  

1. für die vorgesehene Verwendung geeignet sind 
und von den in den Technischen Baubestimmun-
gen enthaltenen Planungs-, Bemessungs-, Ausfüh-
rungs- und Anwendungsregelungen, die vom Ei-
senbahn-Bundesamt veröffentlicht worden sind, 
nicht oder nicht wesentlich abweichen und ein 
Übereinstimmungszeichen tragen, 

2. das CE-Zeichen tragen und eine entsprechende 
Erklärung der Leistung für die vorgesehene Ver-
wendung haben, 

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen Bauprodukte 
ohne Zulassung verwendet werden, wenn sie  

1. für die vorgesehene Verwendung geeignet sind und 
von den in den Technischen Baubestimmungen ent-
haltenen Planungs-, Bemessungs-, Ausführungs- und 
Anwendungsregelungen, die vom Eisenbahn-
Bundesamt veröffentlicht worden sind, sowie von 
bauordnungsrechtlichen Anwendbarkeits- oder 
Verwendbarkeitsnachweisen nicht oder nicht we-
sentlich abweichen und ein Übereinstimmungszeichen 
tragen, 

2. das CE-Zeichen tragen und eine entsprechende 
Erklärung der Leistung für die vorgesehene Verwen-
dung haben, 

Ergänzung erforderlich, da an-
dernfalls von Bauar-
ten/Bauprodukten niemals ab-
gewichen werden dürfte. Und 
das wäre praxisfern und ent-
spräche nicht den üblichen Ge-
pflogenheiten, wie sie außerhalb 
der Eisenbahnwelt gehandhabt 
werden. 

3. als Interoperabilitätskomponenten eine für 
die vorgesehene Verwendung entsprechende 
Konformitätserklärung haben und alle bauord-
nungsrechtlichen Anforderungen erfüllen, 

(weggefallen) Interoperabilitätskomponenten 
in § 24 geregelt. Hier system-
fremd. 

4. für die vorgesehene Verwendung geeignet sind 
und eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

3. für die vorgesehene Verwendung geeignet sind und 
eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung des Deut-
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des Deutschen Instituts für Bautechnik oder ein 
allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis einer 
Prüfstelle haben, 

5. den technischen Vorschriften entsprechen, die 
auf der Grundlage eines im Rahmen der Sicher-
heitsgenehmigung freigegebenen Verfahrens für 
definierte Bauprodukte durch das Eisenbahninfra-
strukturunternehmen definiert sind, 

6. für die Erfüllung bauordnungsrechtlicher Anfor-
derungen von untergeordneter Bedeutung sind und 
keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen oder 

7. die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht 
gefährden und in den technischen Vorschriften 
öffentlich bekannt gemacht worden sind. 

schen Instituts für Bautechnik oder ein allgemeines 
bauaufsichtliches Prüfzeugnis einer Prüfstelle haben, 

4. den technischen Vorschriften entsprechen, die auf 
der Grundlage eines im Rahmen der Sicherheitsge-
nehmigung freigegebenen Verfahrens für definierte 
Bauprodukte durch das Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen definiert sind, 

5. für die Erfüllung bauordnungsrechtlicher Anforde-
rungen von untergeordneter Bedeutung sind und kei-
nes Verwendbarkeitsnachweises bedürfen oder 

6. die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht ge-
fährden und in den technischen Vorschriften öffentlich 
bekannt gemacht worden sind. 

 § 26a Zulassungsverfahren für Bauprodukte und 
Bauarten 

Verfahren bzgl. § 26 bisher ge-
setzlich nicht geregelt. 

 (1) Das Eisenbahn-Bundesamt trifft die Zulas-
sungsentscheidung gemäß § 26 Absatz 1 und Ab-
satz 3 unter Berücksichtigung einer fachlichen 
Prüfung durch einen vom Antragsteller zu beauf-
tragenden Gutachter, der eine besondere Sach- 
und Fachkunde in Bezug auf den Zulassungsge-
genstand aufweist. Vor Stellung des Antrages ge-
mäß § 26 Absatz 2 Satz 1 informiert der Antrag-
steller das Eisenbahn-Bundesamt über den aus-
gewählten Gutachter. Das Eisenbahn-Bundesamt 
prüft die fachliche Eignung und kann Empfehlun-
gen zur Auswahl des Gutachters und zum Prüfum-
fang aussprechen. Die endgültige Beauftragung 
des Prüfers erfolgt durch den Antragsteller. 

Das Eisenbahn-Bundesamt er-
teilt die Zulassung auf der Basis 
einer fachlichen Prüfung (Gut-
achten). Gerade bei Abwei-
chungen von den Technischen 
Baubestimmungen und/ oder 
den anerkannten Regeln der 
Technik bestätigt das Eisen-
bahn-Bundesamt mit der Zulas-
sungserteilung die erfolgreiche 
Führung des Nachweises der 
gleichen Sicherheit durch den 
Antragsteller. Das Eisenbahn-
Bundesamt berücksichtigt bei 
seiner Entscheidung dabei in 
hohem Maße die fachliche Ex-
pertise eines mit Blick auf den 
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Zulassungsgegenstand beson-
ders spezialisierten Gutachters. 
Dieser Gutachter verfügt i.d.R. 
über wissenschaftlich vertiefte 
Kenntnisse in dem erforderli-
chen Teilgebiet, z. B. in Werk-
stoffkunde und Materialprüfun-
gen, sowie über Rechenmetho-
diken, die über die Anwendung 
nach den anerkannten Regeln 
der Technik hinausgehen. Dies 
kann auch ein Prüfsachverstän-
diger sein, der insbesondere 
gemäß § 2 Absatz 1 Sätze 1 
und 2 sowie Absatz 2 Nummer 
4, 5, 6 der Verordnung zur An-
erkennung, zum Einsatz und zur 
Überwachung von Prüfsachver-
ständigen im Eisenbahnbereich 
anerkannt ist.  

Wird vom Antragsteller ein Gut-
achter ohne die erforderliche 
Eignung beauftragt, kann dies 
dazu führen, dass die fachliche 
Prüfung für nicht ausreichend 
bewertet wird und der Einsatz 
eines weiteren geeigneteren 
Experten erforderlich wird. Da-
mit wäre ein auch für den An-
tragsteller nachteiliger finanziel-
ler und zeitlicher Mehraufwand 
verbunden, der bereits im Vor-
feld des eigentlichen Zulas-
sungsverfahrens vermieden 
werden sollte. Das EBA spricht 
insoweit Empfehlungen aus, um 
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auf einen erfolgversprechenden 
Antrag hinzuwirken. 

 (2) Bestehen Zweifel hinsichtlich der Erfüllung der 
Anforderungen gemäß § 26 Absatz 3, insbesonde-
re hinsichtlich der praktischen Bewährung des 
Zulassungsgegenstandes, kann das Eisenbahn-
Bundesamt eine Zulassung zur Betriebserprobung 
aussprechen. Die Zulassung zur Betriebserpro-
bung enthält Festlegungen hinsichtlich des Ziels 
sowie des zeitlichen und inhaltlichen Umfangs der 
Betriebserprobung. Die Betriebserprobung ist zu 
dokumentieren und mit einem Erprobungsbericht 
abzuschließen. Können die Zweifel nach Satz 3 
unter Berücksichtigung des Erprobungsberichts 
ausgeräumt werden, wird antragsbezogen eine 
Zulassung gemäß § 26 Absatz 3 erteilt. 

Dadurch, dass neue Bauproduk-
te und Bauarten i.d.R. von aner-
kannten Regeln der Technik 
abweichen bzw. es solche noch 
nicht gibt, ist der Nachweis des 
§ 26 Abs. 3 oftmals nicht zwei-
felsfrei erbringbar. Eine Ableh-
nung der Zulassung in solchen 
Fällen würde bautechnische 
Innovationen weitgehend ver-
hindern. Als „milderes Mittel“ hat 
sich in der EBA-Praxis die Zu-
lassung zur Betriebserprobung 
(ZzB) etabliert, die jedoch bisher 
gesetzlich ungeregelt ist. 

Bei Abweichung von den aner-
kannten Regeln der Technik – 
oder auch von den nationalen 
Vorschriften – kann gemäß der 
EBO § 2 Absatz 2 ein Nachweis 
(mindestens) gleicher Sicherheit 
erbracht werden. Eine Aner-
kannte Regel der Technik setzt 
eine wissenschaftliche Grundla-
ge und eine Bewährung in der 
Praxis (zudem noch eine Akzep-
tanz der überwiegenden Anzahl 
der fachlichen Anwender) vo-
raus.  

Liegt im Rahmen einer Zulas-
sung eine Abweichung von an-
erkannten Regeln der Technik 
vor, so ist hinsichtlich des 
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Nachweises gleicher Sicherheit 
gleichermaßen eine wissen-
schaftliche Grundlage sowie – 
soweit möglich – eine Bewäh-
rung in der Praxis erforderlich. 
Die wissenschaftliche Grundla-
ge wird durch eine gutachterli-
che Bewertung, in deren Rah-
men auch Annahmen von Ein-
wirkungen, Aufstellen von Si-
cherheitsszenarien (Risiken), 
Modellannahmen, Berechnun-
gen und auch Versuche im La-
bor erforderlich sein können, 
gewährleistet. Eine Bewährung 
in der Praxis liegt jedoch bei 
Abweichung von den anerkann-
ten Regeln der Technik regel-
mäßig nicht vor. Dieses Defizit 
ist über eine Betriebserprobung 
auszugleichen. Zudem kann es 
auch erforderlich sein, die im 
Rahmen des Gutachtens ge-
troffenen Annahmen einer Pra-
xiserprobung zu unterziehen 
(Validierung durch Betriebser-
probung). 

§ 27 Genehmigung zum Inverkehrbringen und 
Verwenden von sicherungstechnischen oder 
elektrotechnischen Systemen und deren Be-
standteilen 

§ 27 Gegenstand einer Genehmigung zum Inver-
kehrbringen und Verwenden von sicherungstech-
nischen oder elektrotechnischen Systemen und 
deren Bestandteilen 

 

(1) Sicherungstechnische und elektrotechnische 
Systeme sowie Bestandteile dieser Systeme kön-
nen vom Eisenbahn-Bundesamt eine Genehmi-
gung zum Inverkehrbringen und Verwenden erhal-

Sicherungstechnische und elektrotechnische Systeme 
sowie Bestandteile dieser Systeme können vom Ei-
senbahn-Bundesamt eine Genehmigung zum Inver-
kehrbringen und Verwenden erhalten, wenn sie in 

Streichung „in übereinstimmen-
der Ausführung“: Die GIuV ist 
insbesondere dafür gedacht, 
einige Prüfungen, die im Inbe-
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ten, wenn sie  

1. in übereinstimmender Ausführung an mehre-
ren Stellen verwendet werden sollen in  

a) dem Teilsystem Energie, 

b) dem Teilsystem Zugsteuerung, Zugsicherung 
und Signalgebung oder 

c) der übrigen Eisenbahninfrastruktur, und 

2. im Rahmen der Erteilung einer Inbetrieb-
nahmegenehmigung zu prüfen wären. 

Gegenstand einer Genehmigung können insbe-
sondere solche Systeme und deren Bestandteile 
sein, die von Anlage 7 erfasst sind. 

1. dem Teilsystem Energie, 

2. dem Teilsystem streckenseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung oder 

3. dem Teilsystem fahrzeugseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung der Klasse B 
sowie dem Zugbeeinflussungssystem ZBS (Berli-
ner S-Bahn) 

verwendet werden sollen. Gegenstand einer Ge-
nehmigung können solche Systeme und deren Be-
standteile sein, die von Anlage 7 erfasst sind. 

triebnahmegenehm-
igungsverfahren durchgeführt 
werden, schon in einem frühe-
ren Stadium für sicherungstech-
nische oder elektrotechnische 
Systeme und Bestandteile („Ge-
nehmigungsgegenstand“) 
durchzuführen und somit für 
Planungssicherheit auf Seiten 
der Antragsteller und Prozess-
vereinfachung auf Seiten der 
Behörde zu sorgen. Dafür ist es 
nicht zwingend notwendig, dass 
der Genehmigungsgegenstand 
mehrfach Verwendung findet; 
bzw. die mehrfache Verwen-
dung ist beim erstmaligen Ein-
satzfall nicht immer bekannt 
bzw. nachweisbar. 

Zu Nr. 2: Dem Charakter nach 
eine formale Änderung: In der 
Richtlinie (EU) 2016/797 sind 
aus dem einen Teilsystem ZZS 
nun zwei Teilsysteme fahrzeug-
seitige ZZS und streckenseitige 
ZZS geworden. 

Streichung: „im Rahmen der 
Erteilung einer IBG“: Das Krite-
rium ist zu streichen, weil ein 
durchaus denkbares IBG-
Verfahren zum Zeitpunkt des 
Inverkehrbringens einer Kom-
ponente mitunter schwer nach-
weisbar ist, wenn die Kompo-
nente zunächst nur als Ersatz 
einer anderen Komponente in 
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bestehenden Anlagen zum Ein-
satz kommt. Stattdessen wur-
den die Ersatzkriterien in Anlage 
7 geschaffen, aus denen sich 
mit hoher Sicherheit ein theore-
tisch denkbares IBG-Verfahren 
ableiten lässt. Insofern reicht 
hier der Verweis auf die Anlage 
7. 

 § 27a Voraussetzungen für die Erteilung einer Ge-
nehmigung zum Inverkehrbringen und Verwenden 

 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Vo-
raussetzungen des § 16 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
1 bis 3 in Verbindung mit einer Prüfbescheinigung 
eines Prüfsachverständigen, in der die Einhal-
tung der technischen Vorschriften bescheinigt 
wird, erfüllt sind. Der Prüfbescheinigung des 
Prüfsachverständigen steht eine Prüferklärung 
des Eisenbahnunternehmens oder eine Erklä-
rung der Typfreigabe des Eisenbahnunterneh-
mens gleich. 

(1) Für sicherungstechnische und elektrotechni-
sche Systeme sowie Bestandteile dieser Systeme 
nach § 27 Satz 1 Nummer 1 und 2 ist die Genehmi-
gung zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 16 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3 lit. b) in Verbindung 
mit einer Prüfbescheinigung eines Prüfsachverständi-
gen erfüllt sind. Die Erklärungen nach § 16 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1 bis 3 lit. b) sind nur vorzulegen, 
sofern sie einschlägig sind. 

 

 (2) Für sicherungstechnische und elektrotechni-
sche Systeme sowie Bestandteile dieser Systeme 
nach § 27 Satz 1 Nummer 3 ist die Genehmigung 
zu erteilen, wenn 

1. eine Zwischenprüfbescheinigung der bestimm-
ten Stelle über die Erfüllung der für den Genehmi-
gungsgegenstand geltenden notifizierten techni-
schen Vorschriften vorliegt, 

2. im Fall einer signifikanten Änderung oder einer 
Abweichung von den notifizierten technischen 
Vorschriften ein befürwortender Sicherheitsbewer-
tungsbericht einer Bewertungsstelle für das 
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durchgeführte Risikomanagementverfahren nach 
Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
402/2013 vorliegt, 

3. der Antragsteller eine Erklärung abgibt, dass 

a) der Genehmigungsgegenstand die grundlegen-
den Anforderungen erfüllt und insbesondere die 
technische Kompatibilität sowie die sichere In-
tegration gewährleistet sind und 

b) alle ermittelten Gefährdungen und damit ver-
bundenen Risiken auf einem vertretbaren Niveau 
gehalten werden. 

 (3) Als Voraussetzung für die EG-Prüferklärung 
nach § 16 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 kann im Fall 
des Absatzes 1 Satz 1 eine Zwischenprüfbe-
scheinigung zugrunde gelegt werden. Ist der Ge-
nehmigungsgegenstand eine Interoperabilitäts-
komponente, ist an Stelle der EG-Prüferklärung 
eine EG-Konformitäts- oder Gebrauchstauglich-
keitserklärung auf der Grundlage einer EG-
Konformitäts- oder Gebrauchstauglichkeitsbe-
scheinigung zu verwenden. § 16 Absatz 3 und § 19 
Absatz 1 gelten entsprechend. 

Für Bestandteile von Teilsyste-
men gibt es keine EG-
Prüfbescheinigungen, daher ist 
es hier wichtig, dass man die 
Möglichkeit schafft, auch Zwi-
schenprüfbescheinigungen als 
Genehmigungsvoraussetzung 
und als ausreichend für eine 
EG-Prüferklärung zu akzeptie-
ren. Eine Zwischenprüfbe-
scheinigung bildet die TSI-
Konformität von Teilen von Teil-
systemen ab und passt somit 
auch zu dem Bestandteil eines 
Systems, welcher eine GIuV 
erhalten kann. 

Für Interoperabilitätskompo-
nenten gibt es keine EG-
Prüferklärungen, sondern sog. 
EG-Konformitätserklärungen 
bzw. Gebrauchstauglichkeits-
erklärungen. Diese bestätigen 
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die TSI-Konformität für eine In-
teroperabilitätskomponente voll-
ständig und erfüllen somit die 
Zielstellung der entsprechenden 
Anforderung aus § 16 in einem 
GIuV-Verfahren. 

(4) Wenn für das zu genehmigende System  

1. bereits eine Zulassung vorhanden ist und 

2. aufgrund einer Änderung nach Anlage 7 eine 
neue Genehmigung beantragt wird, 

können die Regelwerke angewendet werden, 
die für die vorhergehende Zulassung zugrunde 
gelegt worden sind, soweit diesen Regelwerken 
keine sicherheitlichen Erkenntnisse oder be-
gründete Zweifel entgegenstehen. 

(4) Diejenigen Regelwerke können angewendet 
werden, die für die vorhergehende Zulassung oder 
die vorhergehende Genehmigung zum Inverkehr-
bringen und Verwenden zugrunde gelegt worden 
sind, soweit der Antragsteller erklärt und der Prüf-
sachverständige oder eine bestimmte Stelle be-
scheinigt, dass der Anwendung dieser Regelwerke 
keine sicherheitlichen Erkenntnisse oder begrün-
dete Zweifel entgegenstehen, wenn für das zu ge-
nehmigende System  

1. bereits eine Zulassung oder eine Genehmigung 
zum Inverkehrbringen und Verwenden vorhanden 
ist und 

2. aufgrund einer Änderung nach Anlage 7 eine neue 
Genehmigung beantragt wird. 

Seit August 2018 werden GIuV 
erteilt, daher hier die Ergänzung 
zur Vollständigkeit. 

Es soll klargestellt werden, dass 
es auch eine Pflicht des Antrag-
stellers ist, die Anwendungsvo-
raussetzungen für diesen Ab-
satz zu belegen. Einbeziehung 
des Prüf-sachverständigen ana-
log (3), da auch Regelwerke bei 
den technischen Vorschriften zu 
finden sind. 

 § 27b Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
zum Inverkehrbringen und Verwenden von siche-
rungstechnischen oder elektrotechnischen Sys-
temen und deren Bestandteilen 

 

(2) Die Genehmigung kann von Eisenbahnen oder 
Herstellern von sicherungstechnischen oder elekt-
rotechnischen Systemen beantragt werden. 

Die Genehmigung kann von Eisenbahnen oder Her-
stellern von sicherungstechnischen oder elektrotech-
nischen Systemen beantragt werden. 

 

 § 27c Befristung und Verlängerung der Genehmi-
gung zum Inverkehrbringen und Verwenden von 
sicherungstechnischen oder elektrotechnischen 
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Systemen und deren Bestandteilen 

(5) Die Genehmigung gilt längstens sieben Jahre 
für den Neueinsatz des Systems oder von dessen 
Bestandteilen. Die Genehmigung kann jeweils um 
längstens sieben Jahre verlängert werden. 

(1) Die Genehmigung gilt längstens sieben Jahre für 
den Neueinsatz des Systems oder von dessen Be-
standteilen. 

(2) Das Eisenbahn-Bundesamt verlängert die Ge-
nehmigung auf Antrag jeweils um längstens sieben 
Jahre, wenn der Antragsteller erklärt, dass im 
Rahmen der Produktbeobachtung und der Rück-
meldungen aus dem Betrieb keine sicherheitlichen 
Erkenntnisse oder begründete Zweifel festgestellt 
worden sind. 

In Analogie zu § 27a Abs. 4 
muss auch hier die bestimmte 
Stelle als Alternative zum Prüf-
sachverständigen genannt wer-
den, wenn notifizierte techni-
sche Vorschriften gelten. 

 § 27d Prüferklärung der Eisenbahn oder eine Er-
klärung der Typfreigabe der Eisenbahn 

 

 Eine Prüferklärung der Eisenbahn oder eine Erklä-
rung der Typfreigabe der Eisenbahn gilt als Prüf-
bescheinigung des Prüfsachverständigen nach 
§ 27a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4. 

 

 § 27e Wegfall einer späteren Prüfung bei Vorlage 
einer Genehmigung zum Inverkehrbringen und 
Verwenden 

 

(6) Ist für sicherungstechnische oder elektrotechni-
sche Systeme oder für Bestandteile dieser Syste-
me eine Genehmigung zum Inverkehrbringen und 
Verwenden erteilt worden, wird die Erfüllung der 
damit abgedeckten Anforderungen bei der Ertei-
lung der Inbetriebnahmegenehmigung nicht noch-
mals überprüft. 

Ist für sicherungstechnische oder elektrotechnische 
Systeme oder für Bestandteile dieser Systeme eine 
Genehmigung zum Inverkehrbringen und Verwenden 
erteilt worden, wird die Erfüllung der damit abgedeck-
ten Anforderungen bei einer zwischenzeitlichen 
Betriebsaufnahme nach § 23 Absatz 3, bei der Er-
teilung der Inbetriebnahmegenehmigung, bei der Ge-
nehmigung zum Inverkehrbringen und bei der 
Typgenehmigung von Fahrzeugen mit Klasse B 
Ausrüstung sowie mit dem Zugbeeinflussungs-
system ZBS nicht nochmals überprüft. 

 



 

Seite 57 von 113 

 § 27f Sicherungstechnische oder elektrotechni-
sche Systeme oder deren Bestandteile, die die 
grundlegenden Anforderungen nicht erfüllen 

 

 (1) Stellt das Eisenbahn-Bundesamt fest, dass ein 
Genehmigungsgegenstand, 

1. der bestimmungsgemäß verwendet wird, und 

2. für den eine Genehmigung für das Inverkehr-
bringen und Verwenden oder eine Zulassung vor-
liegt, 

die grundlegenden Anforderungen nicht erfüllt, 
unterrichtet es die Eisenbahn, die den Genehmi-
gungsgegenstand einsetzt, über den Vorfall. 

(2) Erfüllt ein Genehmigungsgegenstand nach Ab-
satz 1 die grundlegenden Anforderungen nicht, 
fordert das Eisenbahn-Bundesamt den Antragstel-
ler auf, Maßnahmen zu ergreifen, damit der Ge-
nehmigungsgegenstand die grundlegenden An-
forderungen erfüllt. 

(3) Führen die ergriffenen Maßnahmen nach Ab-
satz 2 nicht zur Erfüllung der grundlegenden An-
forderungen und führt dieser Umstand zu einem 
schwerwiegenden Sicherheitsrisiko, so kann das 
Eisenbahn-Bundesamt vorübergehende Sicher-
heitsmaßnahmen ergreifen. 

(4) Ist der Genehmigungsgegenstand eine In-
teroperabilitätskomponente, finden die §§ 25 und 
25a Anwendung. 

Die Regelung beschreibt die 
Vorgehensweise, wenn nach 
Inbetriebnahme des genehmig-
ten Systems Erkenntnisse ein-
treten, dass Anforderungen 
nicht erfüllt sind und somit ent-
sprechende Informationen wei-
terzugeben und Maßnahmen 
durchzuführen sind. Die Vorge-
hensweise entspricht den Rege-
lungen bei vergleichbaren Fällen 
bei einem genehmigten Fahr-
zeug gemäß § 13 und §14. 
 

Wenn es sich bei dem Geneh-
migungsgegenstand um eine 
Interoperabilitätskomponente 
handelt, dann finden stattdessen 
§ 25 über Interoperabilitätskom-
ponenten, die die grundlegen-
den Anforderungen nicht erfül-
len, und § 25a über Maßnah-
men gegenüber dem Hersteller, 
wenn Interoperabilitätskompo-
nenten die grundlegenden An-
forderungen nicht erfüllen, ent-
sprechend Anwendung. 

§ 28 Marktaufsicht § 28 Marktaufsicht  
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(1) Das Eisenbahn-Bundesamt führt eine Markt-
aufsicht durch über die verwendeten 

1. eisenbahnspezifischen Bauprodukte und Bauar-
ten, 

2. Interoperabilitätskomponenten und Bestandteile 
von Interoperabilitätskomponenten sowie 

3. sicherungstechnischen und elektrotechnischen 
Systeme und Bestandteile dieser Systeme. 

(1) Das Eisenbahn-Bundesamt führt eine Marktauf-
sicht durch über die inverkehrzubringenden, inver-
kehrgebrachten und verwendeten 

1. eisenbahnspezifischen Bauprodukte und Bauarten, 

2. Interoperabilitätskomponenten und Bestandteile 
von Interoperabilitätskomponenten sowie 

3. sicherungstechnischen und elektrotechnischen Sys-
teme und Bestandteile dieser Systeme. 

Um hier die Möglichkeit einzu-
räumen, auch bereits vor einer 
tatsächlichen Verwendung im 
Eisenbahnbereich eine Markt-
aufsicht hinsichtlich der Erfül-
lung der grundlegenden Anfor-
derungen durchzuführen. 

Dies auch im Hinblick auf die 
Forderung nach Art. 8 Abs. 1 
Satz 1 a) RL (EU) 2016/797, 
wonach der MS alle notwendi-
gen Maßnahmen ergreifen 
muss, um zu gewährleisten, 
dass nur Interoperabilitätskom-
ponenten auf den Markt kom-
men, [...] die die grundlegenden 
Anforderungen erfüllen. 

(2) Im Rahmen der Marktaufsicht nach Absatz 1 
hat der Hersteller dem Eisenbahn-Bundesamt auf 
dessen Verlangen alle Unterlagen, Nachweise und 
Muster offenzulegen und bei Bedarf zur Verfügung 
zu stellen, die für die Beurteilung der Erfüllung der 
grundlegenden Anforderungen und die Beurteilung 
der sicheren Integration benötigt werden. 

(2) Im Rahmen der Marktaufsicht nach Absatz 1 hat 
der Hersteller dem Eisenbahn-Bundesamt auf dessen 
Verlangen alle Unterlagen, Nachweise und Muster 
offenzulegen und bei Bedarf in deutscher Sprache 
zur Verfügung zu stellen, die für die Beurteilung der 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen und die 
Beurteilung der sicheren Integration benötigt werden. 

Im Rahmen der Marktaufsicht ist 
es erforderlich, schnell zu han-
deln. Deshalb muss der Herstel-
ler bei Bedarf Unterlagen in 
deutscher Sprache zur Verfü-
gung stellen, aber lediglich nur 
nach Aufforderung und in Bezug 
auf bestimmte Dokumente, die 
für die Marktaufsicht erforderlich 
sind. 

EBA muss Unterlagen ggf. in 
Tiefe prüfen. Es handelt sich 
hierbei lediglich um Einzelfälle. 

Teil 4  

Pflichten der Eisenbahnen, der Halter und Her-
steller von Eisenbahnfahrzeugen sowie der für 
die Instandhaltung zuständigen Stellen 

Teil 4 

Pflichten der Eisenbahnen, der Halter und Herstel-
ler von Eisenbahnfahrzeugen sowie der für die 
Instandhaltung zuständigen Stellen 
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§ 29 Pflichten der Eisenbahnen, der Halter und 
Hersteller von Eisenbahnfahrzeugen sowie der 
für die Instandhaltung zuständigen Stellen 

§ 29 Pflichten der Eisenbahnen, der Halter und 
Hersteller von Eisenbahnfahrzeugen sowie der für 
die Instandhaltung zuständigen Stellen 

 

(1) Stellt eine Eisenbahn oder ein Halter von Ei-
senbahnfahrzeugen während des Betriebs fest, 
dass ein von ihr oder ihm genutztes Fahrzeug eine 
der grundlegenden Anforderungen nicht erfüllt, so 
ergreift sie oder er die erforderlichen Korrektur-
maßnahmen, um diese Anforderungen wieder zu 
erfüllen. 

 

(3) Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben Da-
ten nach der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/777 der Kommission vom 16. Mai 2019 zu 
gemeinsamen Spezifikationen für das Eisenbahn-
Infrastrukturregister und zur Aufhebung des Durch-
führungsbeschlusses 2014/880/EU der Kommissi-
on (ABl. L 139 I vom 27.5.2019, S. 312) in der je-
weils geltenden Fassung 

1. bis zum 31. Dezember 2020 an das Eisen-
bahn-Bundesamt zu übermitteln und 

2. ab dem 1. Januar 2021 in die webgestützte 
Anwendung des Eisenbahn-Infrastrukturregisters 
zu übertragen. 

Abweichend von Satz 1 darf für Durchgangsstre-
cken im Inland das Infrastrukturregister nach den 
Vorschriften des Staates geführt werden, in dessen 
Eisenbahnsystem die Durchgangsstrecke beginnt 
und endet. 

(1) Stellt eine Eisenbahn oder ein Halter von Eisen-
bahnfahrzeugen während des Betriebs fest, dass ein 
von ihr oder ihm genutztes Fahrzeug eine der grund-
legenden Anforderungen nicht erfüllt, so ergreift sie 
oder er die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um 
diese Anforderungen wieder zu erfüllen. 

 

(3) Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben Daten 
nach der Durchführungsverordnung (EU) 2019/777 
der Kommission vom 16. Mai 2019 zu gemeinsamen 
Spezifikationen für das Eisenbahn-Infrastrukturregister 
und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 
2014/880/EU der Kommission (ABl. L 139 I vom 
27.5.2019, S. 312) in der jeweils geltenden Fassung in 
die webgestützte Anwendung des Eisenbahn-
Infrastrukturregisters zu übertragen. Abweichend von 
Satz 1 darf für Durchgangsstrecken im Inland das 
Infrastrukturregister nach den Vorschriften des Staa-
tes geführt werden, in dessen Eisenbahnsystem die 
Durchgangsstrecke beginnt und endet. 

Abs. 3 Nummer 1 hat sich durch 
Zeitablauf erledigt. 

 (5) Eisenbahnen, Halter, für die Instandhaltung Regelung der Gefahrerfor-
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zuständigen Stellen und sonstige Verantwortliche 
i.S.d. § 2 Abs. 22 AEG haben bei Anhaltspunkten 
für das Vorliegen einer Gefahr für den sicheren 
Betrieb bestehender Infrastrukturen oder Fahr-
zeuge mögliche Gefahren zu erforschen, Gefah-
renabwehrmaßnahmen zu treffen und dies zu do-
kumentieren.     

schungs- und Beseitigungs-
pflicht (zur Zeit ergibt sich diese 
laut Rechtsprechung nur aus 
Zusammenschau mehrerer 
Normen) 

Durch den neuen Abs. 5 wird 
die in § 4 Abs. 3 und § 4a Abs. 2 
AEG verankerte Betreiberpflicht 
hinsichtlich der Verpflichtung zur 
Gefahrerforschung und Ergrei-
fung von Gefahrbeseitigungs-
maßnahmen mit Hinblick auf die 
geforderte, von der hier gegen-
ständlichen Pflicht unabhängi-
gen Rechtskonformität des § 4 
und § 5 EIGV klargestellt. Das 
Einhalten der dort genannten 
Vorgaben entbindet in diesem 
Zusammenhang nicht von der 
dynamischen Betreiberverant-
wortung und ihrer konkreten 
Umsetzung. Eine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung bringt 
Rechtsklarheit und trägt zur Si-
cherheit und schnellen Gefah-
renbeseitigung bei.  In §§ 20 
und 21 ESiV und §29 EIGV fin-
den sich in diesem Zusammen-
hang bereits Regelungen, die 
sowohl Maßnahmen zur Risiko-
begrenzung, als auch Beseiti-
gungs- und Informationspflich-
ten bei Sicherheitsrisiken betref-
fen und sich gem. § 21 Abs. 1 
Nr. 4 ESiV i. V. m. § 2 Abs. 22 
AEG sowohl auf ECM als auch 
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auf sonstige Verantwortliche 
beziehen. Gem. § 20 ESiV müs-
sen die Eisenbahnen, Halter 
und sonstigen Verpflichteten 
Maßnahmen zur Risikobegren-
zung nach der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 402/2013, 
vertragliche Vereinbarungen 
sowie vorgegebenen Anforde-
rungen und Einsatzbedingungen 
für den sicheren Betrieb von 
Eisenbahnen durchführen, die 
auf Verlangen der Agentur oder 
der Sicherheitsbehörde vorzule-
gen sind. Der Sektor beruft sich 
regelmäßig auf §5, wonach aus 
dieser unzutreffenden Sicht kein 
Erfordernis bestünde entspre-
chenden Anhaltspunkten nach-
zugehen oder Maßnahmen zu 
treffen. Eine mittelbare Informa-
tions- und damit einhergehend 
Dokumentationspflicht ergibt 
sich aus der RL (EU) 2016/798 
(hier Art. 4 Abs. 5 b) und Abs. 6) 
sowie dem Erwägungsgrund (8), 
wie sie in § 21 und 22 ESiV 
letztlich diesbzgl. aufgegriffen 
wurde. 

§29a - Prüfungen vor der Nutzung eines ge-
nehmigten Fahrzeugs 

§29a - Prüfungen vor der Nutzung eines geneh-
migten Fahrzeugs 

 

Bevor ein Eisenbahnverkehrsunternehmen ein 
Fahrzeug in dem Verwendungsgebiet einsetzt, das 
in der Genehmigung für das Inverkehrbringen an-
gegeben ist, prüft es, ob 

Bevor ein Eisenbahnverkehrsunternehmen ein Fahr-
zeug in dem Verwendungsgebiet einsetzt, das in der 
Genehmigung für das Inverkehrbringen angegeben 
ist, prüft es, ob 

Kompatibilitätsprüfung auf 
Grundlage der nach EU Recht 
bereitzustellenden Informatio-
nen Ergänzung in Nr. 2.: 
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1. das Fahrzeug eine Genehmigung für das Inver-
kehrbringen hat und ordnungsgemäß registriert 
worden ist, 

2. das Fahrzeug mit der Strecke kompatibel ist und 

3. sich das Fahrzeug ordnungsgemäß in die Zu-
sammensetzung des Zuges, als dessen Teil es 
betrieben werden soll, einfügt. 

1. das Fahrzeug eine Genehmigung für das Inver-
kehrbringen hat und ordnungsgemäß registriert wor-
den ist, 

2. das Fahrzeug mit der Strecke auf der Grundlage 
des Infrastrukturregisters, der einschlägigen TSI 
oder, falls und soweit ein derartiges Register noch 
nicht besteht oder unvollständig ist, anderer vom 
Infrastrukturbetreiber gebührenfrei und innerhalb 
einer angemessenen Frist bereitzustellender In-
formationen kompatibel ist und 

3. sich das Fahrzeug ordnungsgemäß in die Zusam-
mensetzung des Zuges, als dessen Teil es betrieben 
werden soll, einfügt. 

Die Ergänzung spiegelt den 
Wortlaut des Art. 23 Abs. 1 lit. b) 
der RL (EU) 2016/797/EU wie-
der, der nicht nur das Erforder-
nis der Prüfung durch das EVU 
regelt, sondern auch das EIU 
verpflichtet, die für die Prüfung 
erforderlichen Parameter dem 
EVU zur Verfügung zu stellen. 
Der bisherige Wortlaut legt die 
Pflicht einseitig auf das EVU, 
was nach Kenntnis des EBAs 
insbesondere bei der Anfrage 
nach entsprechenden Daten bei 
der DB InfraGO zu Erschwer-
nissen geführt hatte, da diese 
die Daten nicht in angemesse-
ner Zeit oder überhaupt nicht 
bereitstellen wollte oder konnte. 
Die Änderung dient insoweit der 
Rechtssicherheit und –klarheit, 
auf welcher Grundlage die 
Kompatibilitätsprüfung stattzu-
finden hat 

(nicht vorhanden) § 29b Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht  

 Der Halter von Eisenbahnfahrzeugen darf ein 
Fahrzeug erst dann verwenden, wenn  

1. das Fahrzeug in das europäische Fahrzeugein-
stellungsregister eingetragen und der Eintra-
gungsstatus gültig ist und 

2. die europäische Fahrzeugnummer am Fahrzeug 
angebracht worden ist nach den Vorgaben der 
Anlage H der Durchführungsverordnung (EU) 

Bereinigung des Registerteils 

Die Regelung war vormals in § 
39 Abs. 2 abgebildet, wurde 
jedoch im Zuge einer Bereini-
gung des Registerteils zum 
Pflichtenteil des § 29 EIGV ver-
schoben, was mit Hinblick auf 
den damit verbundenen OWI-TB 
auch sachgerecht ist.  
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2019/773 der Kommission vom 16. Mai 2019 über 
die technische Spezifikation für die Interoperabili-
tät des Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Ver-
kehrssteuerung“ des Eisenbahnsystems in der 
Europäischen Union und zur Aufhebung des Be-
schlusses 2012/757/EU (ABl. L 139 I vom 
27.5.2019, S. 5), die zuletzt durch die Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2021/2238 (ABl. L 450 vom 
16.12.2021, S. 57) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung. 

Anpassung der Nr. 1 zur Klar-
stellung des erfassten Tatbe-
stands:  

Durch die Änderung von Nr. 1 
wird auf Tatbestandsseite ein-
deutig klargestellt, dass auch 
das Verwenden von Fahrzeugen 
mit einer zwar in der Vergan-
genheit „aktivierten“, jedoch 
aktuell ausgesetzten oder zu-
rückgezogenen Fahrzeugeintra-
gung verboten ist. Der Soll-
Zustand ist durch die Änderung 
eindeutig bestimmt und gegen 
das Missverständnis, es hande-
le sich bei dem Tatbestands-
merkmal um die (erstmalige) 
Aktivierung der europäischen 
Fahrzeugnummer (Der zweite 
Prozessschritt einer Neueintra-
gung), abgegrenzt. 

 

§ 30 Pflichten bei Maßnahmen zur Aufrüstung 
und Erneuerung 

§ 30 Pflichten bei Maßnahmen zur Aufrüstung und 
Erneuerung 

 

(1) Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben für 
nicht genehmigungspflichtige Aufrüstungen und 
Erneuerungen von Bestandteilen des Eisenbahn-
systems nachzuweisen, dass die Voraussetzungen 
des § 4 Absatz 1 und 3 des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes erfüllt sind. Zudem gelten für die 
Teilsysteme Infrastruktur, Energie, streckenseitige 
Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung 
sowie die übrige Eisenbahninfrastruktur § 16 

(1) Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben für 
nicht genehmigungspflichtige Aufrüstungen und Er-
neuerungen von Bestandteilen des Eisenbahnsystems 
nachzuweisen, dass die Voraussetzungen des § 4 
Absatz 1 und 3 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
erfüllt sind. Zudem gelten für die Teilsysteme Infra-
struktur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zug-
sicherung und Signalgebung § 16 Absatz 1 und § 18 
Absatz 5 entsprechend. § 16 Absatz 1 Satz 3 Num-

Im Sektor besteht eine Rechts-
unsicherheit, ob und wann der 
Aufwand für eine EG-Prüfung 
mit Einbindung der Benannten 
Stelle erfolgen muss, wenn eine 
Maßnahme zwar anzeige- nicht 
aber IBG-pflichtig ist. Dies rich-
tet sich nach DVO (EU) 
2019/250: 
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Absatz 1 und § 18 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 und 
Absatz 5 entsprechend. Die Unterlagen sind dem 
Eisenbahn-Bundesamt nicht vorzulegen. 

mer 1 ist nach Maßgabe der Artikel 6 und 7 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/250 anzu-
wenden. Die Unterlagen sind dem Eisenbahn-
Bundesamt nicht vorzulegen. 

Gemäß Artikel 6 Abs. 1 oder 
Artikel 7 Abs. 1 DVO (EU) 
2019/250 führt der Antragsteller 
bei Änderungen von Teilsyste-
men eine Analyse der Änderung 
durch und bewertet die Auswir-
kungen auf die EG-
Prüferklärung oder auf die vor-
handenen Konstruktions- und 
Instandhaltungsunterlagen. Der 
Antragsteller hat zu prüfen, ob 
die Aufrüstung oder Erneuerung 
zu Abweichungen gegenüber 
den technischen Unterlagen 
führt, die der EG-Prüferklärung 
beigefügt sind. Ferner hat der 
Antragsteller zu prüfen, ob die 
Aufrüstung oder Erneuerung die 
Gültigkeit der bereits durchge-
führten Prüfverfahren beein-
trächtigt (vgl. § 6 Absatz 2 DVO 
(EU) 2019/250 und auch Artikel 
15 Abs. 1 DVO (EU) 2018/545). 
Hat die Änderung des Teilsys-
tems Auswirkungen auf einen 
Eckwert, so prüft der Antragstel-
ler im Einklang mit Artikel 15 RL 
(EU) 2016/797, ob das EG-
Prüfverfahren notwendig ist, und 
führt dieses Verfahren erforder-
lichenfalls durch, Art. 7 Abs. 2 
DVO (EU) 2019/250. Ein sol-
ches Erfordernis kann sich z.B. 
unmittelbar aus den TSI erge-
ben. 
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(2) Sofern an den aufzurüstenden oder zu erneu-
ernden oder in Bauweise und Funktion vergleich-
baren Fahrzeugen sicherheitsrelevante Mängel 
festgestellt werden, welche die veränderten oder 
nicht übereinstimmenden Teile oder ihre Auswir-
kungen auf das Gesamtfahrzeug betreffen, hat der 
Halter von Eisenbahnfahrzeugen die betroffenen 
Fahrzeuge unverzüglich aus dem Betrieb zu neh-
men. Der Halter von Eisenbahnfahrzeugen darf die 
Fahrzeuge erst dann wieder in Betrieb nehmen, 
wenn sie frei von diesen Mängeln sind. 

(2) Sofern an den aufzurüstenden oder zu erneuern-
den oder in Bauweise und Funktion vergleichbaren 
Fahrzeugen sicherheitsrelevante Mängel festgestellt 
werden, welche die veränderten oder nicht überein-
stimmenden Teile oder ihre Auswirkungen auf das 
Gesamtfahrzeug betreffen, hat der Halter von Eisen-
bahnfahrzeugen die betroffenen Fahrzeuge unverzüg-
lich aus dem Betrieb zu nehmen. Der Halter von Ei-
senbahnfahrzeugen darf die Fahrzeuge erst dann 
wieder in Betrieb nehmen, wenn sie frei von diesen 
Mängeln sind. 

Redaktionelle Anpassung 

§ 33 Aufgaben der benannten Stellen § 33 Aufgaben der benannten Stellen  

(1) Benannte Stellen 

1. bewerten bei Interoperabilitätskomponenten die 

Konformität und Gebrauchstauglichkeit nach Arti-

kel 10 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/797 und 

nach Maßgabe der anzuwendenden Technischen 

Spezifikationen für die Interoperabilität und stellen 

bei Nachweis der Konformität und gegebenen-

falls der Gebrauchstauglichkeit eine Prüfbeschei-

nigung aus, 

 

(1) Benannte Stellen 

1. bewerten bei Interoperabilitätskomponenten die 
Konformität oder Gebrauchstauglichkeit nach Artikel 
10 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/797 und nach 
Maßgabe der anzuwendenden Technischen Spezifi-
kationen für die Interoperabilität und stellen bei Nach-
weis der Konformität oder der Gebrauchstauglichkeit 
eine Gebrauchstauglichkeits- und Konformitäts- 
oder Gebrauchtauglichkeitsbescheinigung, aus 

Gemäß dem Wortlaut von Art. 9 
Abs. 2 der RL (EU) 2016/797 
werden bei Interoperabilitäts-
komponenten aber keine Prüf-
bescheinigungen ausgestellt, 
sondern Gebrauchstauglich-
keits- oder Konformitätsbe-
scheinigungen. 

Prüfbescheinigungen hingegen 
werden nur für Teilsysteme er-
teilt, siehe Art. 15 Abs. 1, Abs. 7 
i.V.m. Anhang IV Abschnitt 2.3 
der RL (EU) 2016/797. 

Der Wortlaut von Art. 15 Abs. 7 
RL (EU) 2016/797 lautet: „Wenn 
es nach den einschlägigen TSI 
zulässig ist, kann die benannte 
Stelle Prüfbescheinigungen für 
eines oder mehrere Teilsysteme 
oder für bestimmte Teile dieser 
Teilsysteme ausstellen.“ 
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Der Anhang IV der RL (EU) 
2016/797 behandelt das EG-
Prüfverfahren für Teilsysteme, 
Kapitel 2.3 verwendet des Be-
griff „Prüfbescheinigungen. Art. 
9 Abs. 2 der RL (EU) 2016/797 
differenziert in den Buchstaben 
a) und b) zwischen der „Kon-
formitätsbescheinigung“ und der 
„Gebrauchstauglichkeitsbe-
scheinigung“. Zudem sprechen 
Art. 9 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1, 
Abs. 2, Abs. 3 der RL (EU) 
2016/797 von „Konformität oder 
Gebrauchstauglichkeit“. Diese 
Alternativität sollte sich im Wort-
laut von Art. 33 Abs. 1 EIGV 
wiederfinden. 

(2) Bei strukturellen Teilsystemen kann die be-
nannte Stelle Zwischenprüfbescheinigungen nach 
Anhang IV Nummer 2.2 der Richtlinie (EU) 
2016/797 ausstellen, die sich auf bestimmte Pha-
sen des Prüfverfahrens oder auf bestimmte Teile 
des Teilsystems beziehen. Die benannte Stelle 
kann Konformitätsbescheinigungen für eine Serie 
von Teilsystemen oder für bestimmte Teile dieser 
Teilsysteme ausstellen, soweit dies nach den ein-
schlägigen Technischen Spezifikationen für die 
Interoperabilität zulässig ist. 

(2) Bei strukturellen Teilsystemen kann die benannte 
Stelle Zwischenprüfbescheinigungen nach Anhang IV 
Nummer 2.2 der Richtlinie (EU) 2016/797 ausstellen, 
die sich auf bestimmte Phasen des Prüfverfahrens 
oder auf bestimmte Teile des Teilsystems beziehen. 
Die benannte Stelle kann Prüfbescheinigungen für 
eines oder mehrere Teilsysteme oder für bestimmte 
Teile dieser Teilsysteme ausstellen, soweit dies nach 
den einschlägigen Technischen Spezifikationen für die 
Interoperabilität zulässig ist. 

Die ursprüngliche Formulierung 
stammte noch von Art. 18 Abs. 
5 der alten RL 2008/57/EG 
(„Wenn dies nach den einschlä-
gigen TSI zulässig ist, kann die 
benannte Stelle Konformitätsbe-
scheinigungen für eine Serie 
von Teilsystemen oder bestimm-
ter Teile dieser Teilsysteme 
ausstellen“). Die RL 2008/57/EG 
wurde inzwischen durch die RL 
(EU) 2016/797 ersetzt. Dort lau-
tet der Art. 15 Abs. 7 der RL 
2016/797: „Wenn es nach den 
einschlägigen TSI zulässig ist, 
kann die benannte Stelle Prüf-
bescheinigungen für eines oder 
mehrere Teilsysteme oder für 
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bestimmte Teile dieser Teilsys-
teme ausstellen.“ 

§ 33 Abs. 2 S. 2 EIGV muss 
dementsprechend an die neue 
RL (EU) 2016/797 angepasst 
werden. Der Begriff „Konformi-
tätsbescheinigungen“ in § 33 
Abs. 2 EIGV ist falsch und muss 
durch „Prüfbescheinigungen“ 
ersetzt werden. Zudem ist auch 
der Begriff „Serie“ zu streichen, 
da Art. 15 Abs. 7 der RL 
2016/797 diesen Begriff nicht 
mehr enthält. 

§ 35a Anerkennung der benannten Stellen § 35a Anerkennung der benannten Stellen  

(6) Die Einzelheiten des Anerkennungsverfahrens 
legt das Eisenbahn-Bundesamt fest. 

(6) Die Einzelheiten des Anerkennungsverfahrens 
und des Überwachungsverfahrens legt das Eisen-
bahn-Bundesamt fest. 

 

§ 37 Unterauftragsvergabe § 37 Unterauftragsvergabe  

(1) Konformitätsbewertungsstellen können Unter-
auftragnehmer oder Zweigunternehmen beauftra-
gen, Teile des EG-Prüfverfahrens sowie des Kon-
formitäts- und Gebrauchstauglichkeitsverfahrens 
auszuführen. In diesem Fall hat die Stelle sicher-
zustellen, dass der Unterauftragnehmer oder das 
Zweigunternehmen die Voraussetzungen nach § 
35 Absatz 2 erfüllt. 

(1) Konformitätsbewertungsstellen können Unterauf-
tragnehmer oder Zweigunternehmen beauftragen, 
Teile des EG-Prüfverfahrens sowie des Konformitäts- 
und Gebrauchstauglichkeitsverfahrens auszuführen. 
In diesem Fall hat die Stelle sicherzustellen und 
nachzuweisen, dass der Unterauftragnehmer oder 
das Zweigunternehmen die Voraussetzungen nach § 
35 Absatz 2 erfüllt. 

 

Teil 6 

Register für Fahrzeuge und Fahrzeugkenn-
zeichnung 

Teil 6  

Register für genehmigte Fahrzeuge und Fahrzeug-
typen 

In Folge der Änderung des § 39 
ist eine Umbenennung des Teils 
6 erforderlich. 
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§ 38 (weggefallen)  Regelung war nach § 43 bis 
zum 16.06.2021 befristet und 
daher weggefallen. 

§ 38a Europäisches Fahrzeugeinstellungsregis-
ter 

§ 38 Europäisches Fahrzeugeinstellungsregister § 38a aF wird zu § 38 nF 

1) Das Eisenbahn-Bundesamt hat in das europä-
ische Fahrzeugeinstellungsregister die Anga-
ben der Fahrzeuge, die in der Bundesrepublik 
Deutschland einzutragen sind nach Anhang II 
des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/1614 
der Kommission vom 25. Oktober 2018 zur 
Festlegung der Spezifikationen für die Fahr-
zeugeinstellungsregister nach Artikel 47 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Par-
laments und des Rates sowie zur Änderung 
und Aufhebung der Entscheidung 2007/756/EG 
der Kommission (ABl. L 268 vom 26.10.2018, S. 
53) in der jeweils geltenden Fassung 

1. einzutragen und 

2. auf dem neuesten Stand zu halten. 

 

(1) Das Eisenbahn-Bundesamt als Eintragungsstelle 
trägt zu den in der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragenen oder neueinzutragenden Fahrzeu-
gen auf Antrag die einzutragenden Angaben ent-
sprechend den Vorgaben des Durchführungsbe-
schlusses (EU) 2018/1614 in das europäische 
Fahrzeugeinstellungsregister ein. 

Klarstellung und Vereinfachung 
des Wortlauts in Abs. 1, dass 
das EBA für den Eintragungs-
mitgliedstaat Deutschland die 
Aufgabe als Eintragungsstelle 
nach den Vorgaben des Durch-
führungsbeschlusses (EU) 
2018/1614 wahrnimmt und wel-
che Fahrzeuge vom Anwen-
dungsbereich dieser Register-
pflicht erfasst sind. 

(2) Halter von Eisenbahnfahrzeugen haben die 
Einstellung eines neuen Fahrzeugs vor dem 
erstmaligen Inverkehrbringen in das europäische 
Fahrzeugeinstellungsregister auf elektronischem 
Weg beim Eisenbahn-Bundesamt zu beantra-
gen. Sie haben Änderungen der Angaben, die in 
das Register einzustellen sind, auf elektronischem 
Weg mitzuteilen. 

 

(2) Halter von Eisenbahnfahrzeugen haben die Neu-
eintragung eines Fahrzeugs vor dem erstmaligen 
Inverkehrbringen in das europäische Fahrzeugeinstel-
lungsregister auf dem in Anhang II des Durchfüh-
rungsbeschlusses (EU) 2018/1614 der Kommissi-
on vom 25. Oktober 2018 genannten elektroni-
schem Weg bei der vom Eintragungsmitgliedstaat 
benannten Eintragungsstelle zu beantragen.  

Sie haben Änderungen der Angaben, die in das Re-

Bedarf einer klareren Regelung 
bzgl. Mitteilungsweg:  

Im Sektor besteht Unklarheit 
bzgl. der Begrifflichkeit des 
elektronischen Wegs, sodass 
Mitteilungen auch auf unzuläs-
sigem Weg (bspw. E-Mails) er-
gehen. Durch den (auch sprach-
lichen) Bezug auf den genann-
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gister einzutragen sind, unverzüglich auf dem unter 
Absatz 2 Satz 1 genannten elektronischem Weg in 
vollständiger und richtiger Weise mitzuteilen. 

Für einzutragende Bestandsfahrzeuge ist Satz 1 
entsprechend anzuwenden; die Fahrzeuge gelten 
als noch nicht in den Verkehr gebracht. 

 

ten Durchführungsbeschluss 
wird verdeutlicht, dass sowohl 
für erstmalige Anträge als auch 
für die Mitteilung von Änderun-
gen lediglich das zugrundelie-
gende IT-System genutzt wer-
den kann. Hinsichtlich des Be-
griffes der „Neueintragung“ wird 
auf den Wortlaut des Durchfüh-
rungs-beschlusses abgestellt, 
da die Begrifflichkeit des „neu-
en“ Fahrzeugs nicht legaldefi-
niert ist. 

Aktualisierung der zuständigen 
Stelle: 

Zuständige Stelle für die Bear-
beitung eines Antrags auf Neu-
eintragung kann für den Fall 
eines Fahrzeuges mit Mehrlän-
derzulassung und beabsichtigter 
Auslandsregistrierung auch eine 
andere Eintragungsstelle als 
das EBA sein. Diese regelmäßig 
vorkommenden Fälle werden 
durch die Änderung mit erfasst. 

Unverzügliche Mitteilung von 
Änderungen:  

Die europäischen Rechtsakte 
nutzen bspw. in Art. 47 Abs. 6 
der RL (EU) 2016/797 und da-
rauf bezugnehmend Art. 5 Abs. 
5 Satz 1 DVO (EU) 2019/779 
das Adjektiv „unverzüglich“, um 
eine Mitteilung von Änderungen 
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ohne schuldhaftes Zögern zu 
regeln. Gerade mit Hinblick auf 
etwaige OWI-Tatbestände (§ 41 
Abs. 2 Nr. 5 EIGV der sich auf 
den ehemals einschlägigen § 38 
EIGV bezog, vorgeschlagene 
Änderung s.u.) empfiehlt es 
sich, zur Bemessung von ent-
sprechenden Rechtsfolgen ei-
nen im Rechtsverkehr aner-
kannten Begriff wie „unverzüg-
lich“ mitaufzunehmen. Die ein-
zutragenden Angaben sind ab-
schließend aufgezählt im An-
hang II des Durchführungsbe-
schlusses. 

Aufnahme der Eintragung von 
Bestandsfahrzeugen, da diese 
EU-rechtlich nicht näher gere-
gelt jedoch möglich ist und in 
der Praxis regelmäßig vor-
kommt. Die entsprechende An-
wendung der bestehenden An-
forderungen und Prozesse ist 
zweckmäßig. 

 (3) Zugriffsberechtigte nach Anhang II Nummer 
3.3.2 des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2018/1614 erhalten auf Antrag Auskünfte zu 
den im europäischen Fahrzeugeinstellungsre-
gister gespeicherten Angaben beim Eisenbahn-
Bundesamt, wenn die Zugriffsberechtigten sich 
in der Bundesrepublik Deutschland befinden. 

 (3) Zugriffsberechtigten, die Ihren Sitz in Deutsch-
land haben, richtet das Eisenbahn-Bundesamt als 
Eintragungsstelle auf Antrag ein Nutzerkonto ein 
und erteilt die in Anhang II Nummer 3.3.2 des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/1614 aufge-
führten Zugriffsrechte. 

Anhang II Nummer 3.3.1. des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 
2018/1614 grenzt den Kreis der 
Zugriffsberechtigten in geogra-
phischer Hinsicht ein: Nach dem 
Wortlaut der deutschen Fassung 
des Durchführungsbeschlusses 
können Zugriffsberechtigte ein 
Nutzungskonto dort beantragen, 
wo sich die Organisation oder 
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Person befindet. Nach Sinn und 
Zweck der Regelung ist es nicht 
sachgemäß, hierfür auf den ak-
tuellen Aufenthaltsort bei An-
tragstellung abzustellen. Unter 
Berücksichtigung auch der übri-
gen Sprachfassungen genügt 
es, wenn der Zugriffsberechtigte 
bei Antragstellung seinen Sitz in 
Deutschland hat. Dies soll durch 
die neue Formulierung klarge-
stellt werden. 

Da Anhang II Nummer 3.3.1       
i. V. m. Nummer 3.3.2. des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 
2018/1614 Zugriffsberechtigten 
lediglich das Recht auf ein Nut-
zungskonto nebst Zugriffsrech-
ten einräumt, die Eintragungs-
stelle jedoch nicht zur Erteilung 
von Auskünften verpflichtet, ist 
auch insoweit eine Klarstellung 
erforderlich. 

 (4) Antragsteller und Halter können die Vorabre-
servierung einer Fahrzeugnummer oder einer Rei-
he von Fahrzeugnummern für eine Eintragung in 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem in Ab-
satz 2 Satz 1 genannten elektronischem Weg be-
antragen. Die Vorabreservierung ist für mindes-
tens zwei Jahre gültig. 

Der Durchführungsbeschluss 
(EU) 2018/1614 gibt vor, dass 
die MS Verfahren zu einer Vor-
abreservierung von Fahrzeug-
nummern anbieten (so z. B. in 
3.2.1.1. oder 2.1.4.).  

 § 38a (neu) Berichtigung von Eintragungen im 
Fahrzeugeinstellungsregister 

 

 (1) Stellt die Eintragungsstelle fest, dass die im 
Fahrzeugeinstellungsregister eingetragenen Daten 

Überführung von Art. 6 und An-
hang II Nummer 3.2.1.9. des 
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unrichtig sind, kann sie angemessene Maßnah-
men ergreifen, um die Korrektheit der eingetrage-
nen Daten sicherzustellen. In ausreichend be-
gründeten Fällen kann die Eintragungsstelle eine 
Fahrzeugeintragung vorübergehend aussetzen. 

Durchführungsbeschlusses (EU) 
2018/1614 in nationales Recht.  

 (2) Die Eintragung ist auszusetzen, wenn die nach 
Anhang II Nummer 1 Tabelle 1 zum Durchfüh-
rungsbeschluss (EU) 2018/1614 erforderlichen 
Angaben zum Halter oder zu der für die Instand-
haltung zuständigen Stelle eines Eisenbahnfahr-
zeugs fehlen oder unrichtig sind und die nach Ab-
satz 1 ergriffenen Maßnahmen nicht zur Identifi-
zierbarkeit des Halters oder der für die Instandhal-
tung zuständigen Stelle führen. 

Ist kein Halter oder keine für die 
Instandhaltung zuständige Stelle 
eingetragen, ist die Eintragung 
gem. Anhang II Nummer 3.2.2.3 
und 3.2.2.4 des Durchführungs-
beschlusses (EU) 2018/1614 
und Art. 5 Abs. 5 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2019/779 
auszusetzen. 

Da die Angaben zu Halter und 
für die Instandhaltung zuständi-
ge Stelle in der Eintragung des 
Fahrzeugs im Fahrzeugeinstel-
lungsregister konstitutiv wirken 
und gem. Anhang II Nummer 
3.1. des Durchführungsbe-
schlusses (EU) 2018/1614 das 
Fahrzeugeinstellungsregister 
unter anderem der Identifizie-
rung dieser beiden zentralen 
Sicherheitsverpflichteten dient, 
ist es einer fehlenden Eintra-
gung gleichzusetzen, wenn auf-
grund unvollständiger, unrichti-
ger oder widersprüchlicher An-
gaben eine Identifizierung nicht 
möglich ist. Die Regelung ist 
notwendig, da widersprüchliche 
und unvollständige Angaben 
regelmäßig dazu führen, dass 
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Halter und/oder ECM nicht ein-
deutig identifizierbar sind und 
eine effiziente und zweckmäßi-
ge Eisenbahnaufsicht daher 
deutlich erschwert wird. Sonsti-
ge Maßnahmen der Eisenbahn-
aufsicht zur Gefahrenabwehr 
bleiben von den Befugnissen 
der Eintragungsstelle nach 
§ 38a n. F. unberührt. 

§ 39 Fahrzeugkennzeichnung § 39 Fahrzeugkennzeichnung § 39 aF entfällt 

(1) Das Eisenbahn-Bundesamt weist jedem 
Fahrzeug mit Erteilung der Genehmigung für 
das Inverkehrbringen von Fahrzeugen eine eu-
ropäische Fahrzeugnummer zu. Satz 1 gilt auch 
im Fall der Erteilung der Fahrzeugtypgenehmi-
gung. 

 Bestehende Regelung ist nicht 
(mehr) zutreffend und veraltet. 
Daher aufzuheben. 

(2) Der Halter von Eisenbahnfahrzeugen darf 
ein Fahrzeug erst dann verwenden, wenn  

1. das Fahrzeug in ein Fahrzeugeinstellungsre-
gister eingetragen und die europäische Fahr-
zeugnummer aktiviert worden ist und 

2. die europäische Fahrzeugnummer am Fahr-
zeug angebracht worden ist  

a) bis zum 15. Juni 2021 nach den Vorgaben 
der Anlage H des Beschlusses 2012/757/EU der 
Kommission vom 14. November 2012 über die 
technische Spezifikation für die Interoperabili-
tät des Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Ver-
kehrssteuerung“ des Eisenbahnsystems in der 
Europäischen Union und zur Änderung der 
Entscheidung 2007/756/EG (ABl. L 345 vom 

 Nummer 2 Buchstabe a hat sich 
am 15.06.2021 erledigt. 

Aktualisierung des Zitats der 
DVO (EU) 2019/773 im neuen § 
29b aufgenommen. 
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15.12.2012, S. 1; L 101 vom 4.4.2014, S. 15), der 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2015/995 
(ABl. L 165 vom 30.6.2015, S. 1; L 98 vom 
11.4.2017, S. 44) geändert worden ist, 

b) ab dem 16. Juni 2021 nach den Vorgaben der 
Anlage H der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/773 der Kommission vom 16. Mai 2019 
über die technische Spezifikation für die In-
teroperabilität des Teilsystems „Verkehrsbe-
trieb und Verkehrssteuerung“ des Eisenbahn-
systems in der Europäischen Union und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2012/757/EU (ABl. 
L 139 I vom 27.5.2019, S. 5) in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

§ 40 Europäisches Register genehmigter Fahr-
zeugtypen 

§ 39 (neu) Europäisches Register genehmigter 
Fahrzeugtypen 

 

(1) Die Genehmigungsstelle übermittelt die An-
gaben nach Anhang II des Durchführungsbe-
schlusses 2011/665/EU der Kommission vom 4. 
Oktober 2011 über das Europäische Register 
genehmigter Schienenfahrzeugtypen (ABl. L 
264 vom 8.10.2011, S. 32), der durch die Durch-
führungsverordnung (EU) 2019/776 geändert 
worden ist, innerhalb von 20 Arbeitstagen nach 
Erteilung der Genehmigung eines Fahr-
zeugtyps an das Europäische Register geneh-
migter Fahrzeugtypen. 

(2) Der Antragsteller hat der Genehmigungs-
stelle mit dem Antrag auf Fahrzeugtypgeneh-
migung die folgenden Angaben zu übermitteln: 

1. für die den Technischen Spezifikationen für 
die Interoperabilität entsprechenden Fahrzeu-
ge: die in Anhang II des Beschlusses 

Das Eisenbahn-Bundesamt übermittelt zu den von 
ihm erteilten Genehmigungen die für das Europäi-
sche Register genehmigter Fahrzeugtypen bereit-
zustellenden Angaben an die Agentur gemäß den 
Vorgaben des Durchführungsbeschlusses 
2011/665/EU. 

Satz 1 gilt gleichermaßen für bereitzustellende 
Angaben zu Versionen eines genehmigten Fahr-
zeugtyps oder einer Fahrzeugtypvariante, die es 
gemäß Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
2018/545 erhalten hat. 

Grundlegende Überarbeitung 
zur Klarstellung der Aufgabe 
nach Art. 3 i. V. m. Anhang I Nr. 
5 des Durchführungs-
beschlusses 2011/665/EU 

Eine europäische Behörde oder 
Ausländische Genehmigungs-
behörden durch eine deutsche 
Rechtsverordnung zu einer 
Handlung zu verpflichten ist 
rechtlich unzulässig. Überdies 
ist die ERA mit der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2018/545 
und dem Durchführungsbe-
schluss 2011/665/EU, sofern 
Sie denn Genehmigungsbehör-
de ist, bereits entsprechend 
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2011/665/EU aufgeführten technischen Merk-
male und 

2. für die nicht den Technischen Spezifikatio-
nen für die Interoperabilität entsprechenden 
Fahrzeuge: die in Anhang II des Beschlusses 
2011/665/EU aufgeführten technischen Merk-
male, die bei der Genehmigung durch die be-
nannten und bestimmten Stellen geprüft wor-
den sind. 

Die Angaben gemäß Nummer 1 müssen den 
Angaben in den technischen Begleitunterlagen 
zur Baumusterprüfbescheinigung entsprechen. 
Die Angaben gemäß Nummer 2 müssen den 
Angaben in den technischen Begleitunterlagen 
der Prüfbescheinigungen entsprechen. 

(3) Die Genehmigungsstelle setzt das Europäi-
sche Register genehmigter Fahrzeugtypen in-
nerhalb von 20 Arbeitstagen von einer Ände-
rung oder einer Reaktivierung einer bestehen-
den Genehmigung eines Fahrzeugtyps in 
Kenntnis. 

(4) Die Genehmigungsstelle setzt das Europäi-
sche Register genehmigter Fahrzeugtypen in-
nerhalb von fünf Arbeitstagen von einer Aus-
setzung oder einem Entzug einer bestehenden 
Genehmigung eines Fahrzeugtyps in Kenntnis. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Versionen 
eines Fahrzeugtyps oder einer Fahrzeugtypva-
riante entsprechend. 

verpflichtet. 

Dieser Paragraph stellt die 
Grundlage für die Gebührener-
hebung dar. 

Streichen der Inhalte aus § 40 
Abs. 2 (alt): 

Diese Vorgabe an die Antrag-
stellung sind in Anhang I Nr. 
18.13 der Durchführungsverord-
nung (EU) 2018/545 i. V. m. 
Anhang II des Durchführungs-
beschlusses 2011/665/EU be-
reits EU-rechtlich geregelt. 

Streichen der Inhalte aus § 40 
Abs. 3 - 5 (alt):  

Die Fälle für eine Datenübermitt-
lung sind mit entsprechenden 
Fristen bereits in Anhang I Nr. 
5.2. des Durchführungsbe-
schlusses 2011/665/EU gere-
gelt. Durch die Änderung des 
Absatzes 1, genauer „[…] ge-
mäß den Vorgaben des Durch-
führungsbeschlusses 
2011/665/EU […]“ sind die ver-
schiedenen Fälle abgedeckt. 

Überdies erfassen die in der 
EIGV bisher aufgeführten Fälle 
nicht alle, die durch den Durch-
führungsbeschluss vorgesehen 
sind, was für Rechtsunsicherheit 
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beim Anwender führt.  

§ 41 Ordnungswidrigkeiten § 40 (neu )Ordnungswidrigkeiten  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 1 
Nummer 6 Buchstabe a des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 1 
Nummer 6 Buchstabe a des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

2. ohne Genehmigung nach § 9 Absatz 2 Satz 1 
oder Absatz 4 Satz 1 ein Teilsystem oder eine Ei-
senbahninfrastruktur in Betrieb nimmt, 

2. ohne Genehmigung nach § 9 Absatz 2 oder Absatz 
4 Satz 1 ein Teilsystem oder eine Eisenbahninfra-
struktur in Betrieb nimmt, 

Redaktionelle Folgeänderung 
der Streichung von § 9 As. 2 S. 
2 EIGV (s.o.). 

 2a. entgegen § 18 Absatz 5 Satz 2 die Nachweise 
verspätet vorgelegt hat, 

 

 7a. außerhalb des Geltungsbereiches einer Aner-
kennung nach § 35 Absatz 1 eine Prüfbescheini-
gung bzw. eine Gebrauchstauglichkeits- und Kon-
formitätsbescheinigung ausstellt, 

Aufnahme einer neuen Rege-
lung zur Sanktionierung von 
anerkannten Stellen: 

Stellen halten sich teilweise 
nicht daran, nur EG-Prüfungen 
durchzuführen und EG-
Prüfbescheinigungen sowie Ge-
brauchstauglichkeits- und Kon-
formitäts- oder Gebrauchstaug-
lichkeitsbescheinigungen für die 
jeweiligen Geltungsbereiche der 
ausgesprochenen Anerkennung 
zu erteilen. Das Anerkennungs- 
und Überwachungsverfahren 
wurde vom BAV im Jahr 2024 
einer Innenrevision unterzogen 
und diese Problematik festge-
stellt. Als Ergebnis der Innenre-
vision wurde die Einführung 
eines entsprechenden OWi-TBs 



 

Seite 77 von 113 

gesehen.  

Hinweis: Auch die ERA hat um 
entsprechende rechtliche Mög-
lichkeiten einer Sanktionierung 
gebeten. Eine europäische Lö-
sung scheidet aus, da die EU 
keine entsprechende Gesetzge-
bungskompetenz für OWI-
Tatbestände oder Strafmaß-
nahmen hat. Ordnungswidrigkei-
ten fallen somit in die Kompe-
tenz der MS. Zudem ist nicht 
absehbar, ob und wann eine 
entsprechende Änderung im 
EU-Recht (z.B. RL (EU) 
2016/797) erfolgen könnte. Ak-
tuell liegen keine Anhaltpunkte 
dafür vor, dass in absehbarer 
Zeit eine Änderung im EU-Recht 
angedacht ist. 

Je nach Wahlrecht des MS wer-
den die Kompetenzen von Stel-
len mittels Akkreditierung oder 
Anerkennung nachgewiesen. In 
DE hat man sich für das Instru-
ment der Anerkennung ent-
schieden. Der vom EBA im An-
erkennungsverfahren festge-
stellte Kompetenzbereich bildet 
den Anerkennungsbereich. Die-
ser wird im Anerkennungsbe-
scheid und in der Anerken-
nungsurkunde dokumentiert und 
in die entsprechenden EU-
Datenbanken wie NANDO oder 
ERADIS notifiziert, und zusätz-
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lich auf der Webseite des eBA 
publiziert. Daher dürfen aner-
kannte Stellen zwingend nur 
innerhalb ihres Anerkennungs-
bereiches tätig werden. Das 
müssen die MS mit entspre-
chenden Maßnahmen sicher-
stellen. Die Gefahr einer Un-
gleichbehandlung ausländischer 
Stellen besteht insoweit nicht, 
auch gerade vor dem Hinter-
grund des Grundsatzes „keine 
Gleichbehandlung im Unrecht“. 
Zudem besteht bereits ein ähnli-
cher OWI-TB in § 41 Abs. 1 Nr. 
7 EIGV. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 1 
Nummer 6 Buchstabe b des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 1 
Nummer 6 Buchstabe b des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 21 Absatz 1 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig 
macht, 

1. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig macht, 

Streichung „nicht in der vorge-
schriebenen Weise“, da keine 
bestimmte Weise in EIGV vor-
geschrieben. 

Streichung „nicht rechtzeitig“: 
Redaktionelle Folgeänderung 
der Änderung des § 21 Abs. 1 
Satz 2 EIGV in eine „Soll-
Vorschrift“. 

3. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 2 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig aushändigt, 

3. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 2 eine Unterlage, Ge-
nehmigung oder einen Nachweis nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

Klarere Regelung des Owi-
Tatbestandes in Nr. 3: 

Einbeziehung aller in § 32 Abs. 
1 S. 1 EIGV aufgeführten Unter-
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lagen, zu denen auch die Ge-
nehmigung und die zu ihrer Er-
langung erforderlichen Nach-
weise gehören.  

4. entgegen § 32 Absatz 2 Satz 1 eine Aufzeich-
nung nicht oder nicht richtig führt oder 

4. entgegen § 32 Absatz 2 Satz 1 eine Aufzeichnung 
nicht oder nicht richtig führt oder 

 

5. entgegen § 38 Absatz 3 Satz 1 eine Änderung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig 
einträgt. 

5. entgegen § 38 Absatz 2 Satz 2 eine Änderung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig mitteilt. 

Ergänzung eines Owi-
Tatbestandes für eine Eintra-
gungspflichtverletzung 

Anpassung ist erforderlich, da in 
der Praxis Änderungen oft nur 
zögerlich, in falscher Art und 
Weise oder überhaupt nicht mit-
geteilt werden. § 38a EIGV stell-
te die Nachfolgeregelung des § 
38 EIGV dar, deren Außer- bzw. 
Inkrafttreten am 16. Juni 2021 
aufgrund der §§ 42 Abs. 4 und 
43 EIGV erfolgte. Eine Ände-
rung des § 41 Abs. 2 lit. 5 EIGV 
ist im Gleichschritt nicht erfolgt. 
Die Eintragung erfolgt durch die 
Eintragungsstelle, sodass sich 
der OWI-Tatbestand auf die 
Mitteilungspflicht des § 38 Abs. 
2 S. 2 bezieht. 

8. entgegen § 39 Absatz 2 ein Fahrzeug verwen-
det. 

8. entgegen § 29b ein Fahrzeug verwendet. Redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund Verschiebung des In-
haltes des § 39 Abs. 2 in den 
neuen § 29b. 

§ 42 Übergangsvorschriften § 41 Übergangsvorschriften  
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(1) Eisenbahnen und Halter von Eisenbahn-
fahrzeugen haben dem Eisenbahn-Bundesamt 
die erforderlichen Angaben nach § 38 Absatz 1 
bezüglich ihrer Fahrzeuge, die sich am 11. Au-
gust 2018 bereits im Betrieb befanden, in einem 
vom Eisenbahn-Bundesamt bestimmten For-
mat bis zum 1. August 2020 zu übermitteln. Das 
Eisenbahn-Bundesamt stellt die Angaben un-
verzüglich in das Fahrzeugeinstellungsregister 
ein. 

(weggefallen) Übergangsvorschrift hat sich 
durch Zeitablauf erledigt. 

(2) Sofern für ein Fahrzeug das Verwendungsge-
biet erweitert werden soll und hierfür eine Geneh-
migung erforderlich ist, gilt eine Inbetriebnahme-
genehmigung als eine Genehmigung für das Inver-
kehrbringen. 

(1) Eine Inbetriebnahmegenehmigung sowie ande-
re vor dem 24. Juni 2020 erteilte Genehmigungen 
gelten als Genehmigung für das Inverkehrbringen, 
sofern 

1. das Verwendungsgebiet eines Fahrzeugs er-
weitert werden soll und hierfür eine Genehmi-
gung erforderlich ist, oder 

2. ein Fahrzeug ohne Erweiterung des Verwen-
dungsgebietes in benachbarten Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union auf Grenzbe-
triebsstrecken oder Durchgangsstrecken ge-
mäß § 11 Absatz 3 EIGV eingesetzt wird. 

Klarstellung der Genehmi-
gungswirkung bei Erweiterung 
des Verwendungsgebiets und 
Gültigkeit der Genehmigung für 
Grenzbetriebs- und Durch-
gangsstrecken 

Die Änderung des § 42 Absatz 2 
EIGV regelt klar, dass Inbetrieb-
nahmegenehmigungen sowie 
vor dem 24.06.2020 erteilte Ge-
nehmigungen als Genehmigung 
für das Inverkehrbringen gelten, 
wenn das Verwendungsgebiet 
eines Fahrzeuges erweitert 
werden soll oder die Genehmi-
gung ohne Erweiterung des 
Verwendungsgebietes nach 
§ 11 Absatz 3 EIGV für Grenz-
betriebsstrecken oder Durch-
gangsstrecken gültig ist. Damit 
wird die bisher notwendige ana-
loge Anwendung des § 42 Ab-
satz 2 EIGV überflüssig. Die 
Änderung schafft Rechtssicher-
heit und vermeidet Interpretati-
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onsspielräume. 
 
Hinweis: Bislang behilft sich das 
EBA mit einer analogen Anwen-
dung § 42 Absatz 2 EIGV analog 
i.V.m. Art. 21 Absatz 8 Satz 4 RL 
(EU) 2016/797 sowie § 11 Ab-
satz 3 EIGV. Auch letzterer 
muss zur Harmonisierung des 
EU-Rechts angepasst werden. 
Nach dem Erst-Recht-Schluss 
(argumentum a maiore ad mi-
nus) ist § 42 Absatz 2 EIGV auf 
die Erweiterung der Gültigkeit 
der Genehmigung um eine ein-
zelne Grenzbetriebsstrecke an-
zuwenden, da die Vorschrift 
bereits für die umfassende Er-
weiterung des Verwendungsge-
biets gilt 

(3) Die Inbetriebnahmegenehmigung des Teil-
systems streckenseitige Zugsteuerung, Zugsiche-
rung und Signalgebung, die die Ausrüstung um-
fasst mit  

1. dem Europäischen Zugsicherungs- und Zug-
steuerungssystem oder 

2. dem Globalen Mobilfunksystem für Eisenbah-
nen, 

unterliegt bis zum 16. Juni 2031 nicht dem Ver-
fahren nach § 16 Absatz 2, wenn die Verträge 
vor dem 15. Juni 2016 unterzeichnet worden sind. 
In diesem Fall arbeitet das Eisenbahn-Bundesamt 
mit der Agentur zusammen, um sicherzustellen, 
dass die technischen Lösungen entsprechend dem 

(2) Umfasst die Ausrüstung des Teilsystems stre-
ckenseitige Zugsteuerung, Zugsicherung und Signal-
gebung  

1. das Europäische Zugsicherungs- und Zugsteue-
rungssystem oder 

2. das Globale Mobilfunksystem für Eisenbahnen, 

unterliegen die Vorhaben nicht der Zustimmung 
durch die Agentur nach § 16 Absatz 2, wenn die 
Ausschreibung und die Vertragsvergabe vor dem 
16. Juni 2020 abgeschlossen worden sind. Vorha-
ben nach Satz 1 unterliegen ebenfalls nicht der 
Zustimmung durch die Agentur bis zum 16. Juni 
2031 bei Verträgen, die vor dem 15. Juni 2016 unter-
zeichnet worden sind, auch wenn sie erst nach dem 

Genauere Umsetzung von Art. 
55 Abs. 3 und 4 RL (EU) 
2016/797 
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Artikel 30 Absatz 3 und dem Artikel 31 Absatz 2 
der Verordnung (EU) 2016/796 in vollem Umfang 
interoperabel sind. 

15. Juni 2016 umgesetzt werden.  

(3) In den Fällen, bei denen keine ERTMS-
Zustimmung aufgrund von Absatz 2 vorliegt, arbei-
tet das Eisenbahn-Bundesamt mit der Agentur zu-
sammen, um sicherzustellen, dass die technischen 
Lösungen entsprechend dem Artikel 30 Absatz 3 und 
dem Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2016/796 in vollem Umfang interoperabel sind. 

(4) § 38a ist erstmals ab dem 16. Juni 2021 an-
zuwenden. 

(weggefallen) Übergangsvorschrift hat sich 
durch Zeitablauf erledigt. 

(5) Fahrzeuge, denen aufgrund der Transeuropäi-
sche-Eisenbahn-Interoperabilitätsverordnung oder 
der Eisenbahn-
Inbetriebnahmegenehmigungsverordnung in der 
Fassung vom 11. August 2018 Serienzulassungen 
erteilt worden sind, dürfen ab dem 16. Juni 2020 
ohne eine Genehmigung für das Inverkehrbringen 
oder ohne eine Fahrzeugtypgenehmigung nicht 
mehr in Betrieb genommen werden. Serienzulas-
sungen, die nach einer in Satz 1 genannten Ver-
ordnung erteilt worden sind, verlieren ab dem 16. 
Juni 2020 ihre Gültigkeit. Fahrzeuge, die bis zum 
16. Juni 2020 in Betrieb genommen worden sind, 
dürfen weiterhin betrieben werden. 

(4) Fahrzeuge, denen aufgrund der Transeuropäi-
sche-Eisenbahn-Interoperabilitätsverordnung oder der 
Eisenbahn-Inbetriebnahmegenehmigungsverordnung 
in der Fassung vom 11. August 2018 Serienzulassun-
gen erteilt worden sind, dürfen ab dem 30. Oktober 
2020 ohne eine Genehmigung für das Inverkehrbrin-
gen oder ohne eine Fahrzeugtypgenehmigung nicht 
mehr in Betrieb genommen werden. Serienzulassun-
gen, die nach einer in Satz 1 genannten Verordnung 
erteilt worden sind, verlieren ab dem 30. Oktober 
2020 ihre Gültigkeit. Fahrzeuge, die bis zum 30. Ok-
tober 2020 in Betrieb genommen worden sind, dürfen 
weiterhin betrieben werden.  

Mit der Fachmitteilung 17/2020 
vom 12.06.2020 des Eisenbahn-
Bundesamtes wurde die Erwei-
terung des zeitlichen Anwen-
dungsbereichs der Übergangs-
regelungen begründet und be-
kannt gegeben. Zur konsisten-
ten Darstellung der bestehen-
den Rechtslage ist eine ent-
sprechende Anpassung in § 41 
Abs. 4 daher erforderlich. 

 

(6) Das Eisenbahn-Bundesamt verwendet die Ein-
tragungsfunktion nach Nummer 2.1.4 des Anhangs 
II des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/1614 
bis zum 16. Juni 2024 dezentral. 

PLATZHALTER: (weggefallen) PLATZHALTER: Es ist mit der 
Umstellung entsprechend den 
Vorgaben Nummer 2.1.4 des 
Anhangs II des Durchführungs-
beschlusses (EU) 2018/1614 bis 
zum Inkrafttreten der novellier-
ten EIGV zu rechnen. Die Über-
gangsvorschrift in § 42 Abs. 6 
aF hätte sich dann erledigt und 
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würde entfallen. 

(7) Im Ausland betriebene Fahrzeuge, 

1. die dort über eine gültige Zulassung verfügen 
und 

2. die am 24. Juni 2020 auf deutschem Hoheitsge-
biet ausschließlich auf Grenzbetriebsstrecken be-
trieben werden, 

können abweichend von § 11 Absatz 3 weiterhin 
nach § 21 Absatz 1 in der Fassung vom 26. Juli 
2018 (BGBl. I S. 1270) auf deutschem Hoheitsge-
biet ausschließlich auf Grenzbetriebsstrecken be-
trieben werden. 

(6) Im Ausland betriebene Fahrzeuge, 

1. die dort über eine gültige Zulassung verfügen und 

2. die am 24. Juni 2020 auf deutschem Hoheitsgebiet 
ausschließlich auf Grenzbetriebsstrecken oder Durch-
gangsstrecken betrieben werden, 

können abweichend von § 11 Absatz 3 weiterhin nach 
§ 21 Absatz 1 in der Fassung vom 26. Juli 2018 
(BGBl. I S. 1270) auf deutschem Hoheitsgebiet aus-
schließlich auf Grenzbetriebsstrecken oder Durch-
gangsstrecken betrieben werden. 

Redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund Wegfalls von Abs. 4. 

§ 43 Befristung 

§ 38 tritt am 16. Juni 2021 außer Kraft. 

(weggefallen)  

Anlagen Anlagen  

Anlage 1 Anlage 1  

3.1.3 Die mit der Verordnung (EU) Nr. 321/2013 
der Kommission vom 13. März 2013 über die tech-
nische Spezifikation für die Interoperabilität des 
Teilsystems „Fahrzeuge – Güterwagen“ des Ei-
senbahnsystems in der Europäischen Union und 
zur Aufhebung der Entscheidung 2006/861/EG der 
Kommission (ABl. L 104 vom 12.4.2013, S. 1), die 
zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2019/776 geändert worden ist, teilweise aufgeho-
bene Entscheidung 2006/861/EG der Kommission 
vom 28. Juli 2006 über die technische Spezifikati-
on für die Interoperabilität (TSI) zum Teilsystem 
„Fahrzeuge – Güterwagen“ des konventionellen 

3.1.3 Die mit der Verordnung (EU) Nr. 321/2013 der 
Kommission vom 13. März 2013 über die technische 
Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems 
„Fahrzeuge – Güterwagen“ des Eisenbahnsystems in 
der Europäischen Union und zur Aufhebung der Ent-
scheidung 2006/861/EG der Kommission (ABl. L 104 
vom 12.4.2013, S. 1), die zuletzt durch die Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2020/387 (ABl. L 73 vom 
10.3.2020, S. 6) geändert worden ist, teilweise aufge-
hobene Entscheidung 2006/861/EG der Kommission 
vom 28. Juli 2006 über die technische Spezifikation 
für die Interoperabilität (TSI) zum Teilsystem „Fahr-
zeuge – Güterwagen“ des konventionellen transeuro-
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transeuropäischen Bahnsystems (ABl. L 344 vom 
8.12.2006, S. 1; L 345 vom 29.12.2011, S. 35), die 
zuletzt durch den Beschluss 2012/464/EU geän-
dert worden ist, ist nach Maßgabe der Nummer 3.3 
weiterhin anzuwenden auf 

a) die Fortführung von Vorhaben, die nach der 
Entscheidung 2006/861/EG genehmigt worden 
sind, und 

b) Vorhaben, die ein neues, umzurüstendes oder 
zu erneuerndes Fahrzeug betreffen, soweit diese 
Vorhaben zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
Verordnung (EU) Nr. 321/2013 in einem fortge-
schrittenen Entwicklungsstadium oder Gegenstand 
eines in der Durchführung befindlichen Vertrages 
waren. 

päischen Bahnsystems (ABl. L 344 vom 8.12.2006, S. 
1; L 345 vom 29.12.2011, S. 35), die zuletzt durch den 
Beschluss 2012/464/EU geändert worden ist, ist nach 
Maßgabe der Nummer 3.3 weiterhin anzuwenden auf 

a) die Fortführung von Vorhaben, die nach der Ent-
scheidung 2006/861/EG genehmigt worden sind, und 

b) Vorhaben, die ein neues, umzurüstendes oder zu 
erneuerndes Fahrzeug betreffen, soweit diese Vorha-
ben zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Verord-
nung (EU) Nr. 321/2013 in einem fortgeschrittenen 
Entwicklungsstadium oder Gegenstand eines in der 
Durchführung befindlichen Vertrages waren. 

3.1.4 Der mit der Verordnung (EU) Nr. 1302/2014 
der Kommission vom 18. November 2014 über 
eine technische Spezifikation für die Interoperabili-
tät des Teilsystems „Fahrzeuge – Lokomotiven und 
Personenwagen“ des Eisenbahnsystems in der 
Europäischen Union (ABl. L 356 vom 12.12.2014, 
S. 228; L 10 vom 16.1.2015, S. 45; L 334 vom 
22.12.2015, S. 65; L 103 vom 19.4.2016, S. 50), 
die durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2019/776 geändert worden ist, teilweise aufgeho-
bene Beschluss 2011/291/EU der Kommission 
vom 26. April 2011 über eine technische Spezifika-
tion für die Interoperabilität des Fahrzeug-
Teilsystems „Lokomotiven und Personenwagen“ 
des konventionellen transeuropäischen Eisen-
bahnsystems (ABl. L 139 vom 26.5.2011, S. 1), der 
zuletzt durch den Beschluss 2012/464/EU geän-
dert worden ist, ist nach Maßgabe der Nummer 3.3 
weiterhin anzuwenden auf  

3.1.4 Der mit der Verordnung (EU) Nr. 1302/2014 der 
Kommission vom 18. November 2014 über eine tech-
nische Spezifikation für die Interoperabilität des Teil-
systems „Fahrzeuge – Lokomotiven und Personen-
wagen“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen 
Union (ABl. L 356 vom 12.12.2014, S. 228; L 10 vom 
16.1.2015, S. 45; L 334 vom 22.12.2015, S. 65; L 103 
vom 19.4.2016, S. 50), die zuletzt durch die Durch-
führungsverordnung (EU) 2020/387 geändert worden 
ist, teilweise aufgehobene Beschluss 2011/291/EU 
der Kommission vom 26. April 2011 über eine techni-
sche Spezifikation für die Interoperabilität des Fahr-
zeug-Teilsystems „Lokomotiven und Personenwagen“ 
des konventionellen transeuropäischen Eisenbahn-
systems (ABl. L 139 vom 26.5.2011, S. 1), der zuletzt 
durch den Beschluss 2012/464/EU geändert worden 
ist, ist nach Maßgabe der Nummer 3.3 weiterhin an-
zuwenden auf  

a) die Fortführung von Vorhaben, die nach dem Be-
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a) die Fortführung von Vorhaben, die nach dem 
Beschluss 2011/291/EU genehmigt worden sind, 
und 

b) Vorhaben, die ein neues, umzurüstendes oder 
zu erneuerndes Fahrzeug betreffen, soweit diese 
Vorhaben zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
Verordnung (EU) Nr. 1302/2014 nach Abschnitt 
7.1.1.2 des Anhangs der genannten Verordnung in 
einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium oder 
Gegenstand eines in der Durchführung befindli-
chen Vertrages waren oder auf einem vor dem 1. 
Januar 2015 entwickelten Baumuster beruhen. 

schluss 2011/291/EU genehmigt worden sind, und 

b) Vorhaben, die ein neues, umzurüstendes oder zu 
erneuerndes Fahrzeug betreffen, soweit diese Vorha-
ben zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Verord-
nung (EU) Nr. 1302/2014 nach Abschnitt 7.1.1.2 des 
Anhangs der genannten Verordnung in einem fortge-
schrittenen Entwicklungsstadium oder Gegenstand 
eines in der Durchführung befindlichen Vertrages wa-
ren oder auf einem vor dem 1. Januar 2015 entwickel-
ten Baumuster beruhen. 

5.1.1 Die folgenden Vorschriften sind nach Maß-
gabe der Nummer 5.2 anzuwenden auf Infrastruk-
turen und führende Fahrzeuge von Zügen: 

a) die Verordnung (EU) 2016/919 der Kommission 
vom 27. Mai 2016 über die technische Spezifikati-
on für die Interoperabilität der Teilsysteme „Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung“ des 
Eisenbahnsystems in der Europäischen Union 
(ABl. L 158 vom 15.6.2016, S. 1; L 279 vom 
15.10.2016, S. 94), die durch die Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/776 geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, 

b) die Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 der 
Kommission vom 5. Januar 2017 über den europä-
ischen Bereitstellungsplan für das Europäische 
Eisenbahnverkehrsleitsystem (ABl. L 3 vom 
6.1.2017, S. 6) in der jeweils geltenden Fassung 
und 

c) der Anhang III Nummer 7.3.2.3 des Beschlusses 
2012/88/EU der Kommission vom 25. Januar 2012 

5.1.1 Die folgenden Vorschriften sind nach Maßgabe 
der Nummer 5.2 anzuwenden auf Infrastrukturen und 
führende Fahrzeuge: 

a) die Verordnung (EU) 2016/919 der Kommission 
vom 27. Mai 2016 über die technische Spezifikation 
für die Interoperabilität der Teilsysteme „Zugsteue-
rung, Zugsicherung und Signalgebung“ des Eisen-
bahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 158 
vom 15.6.2016, S. 1; L 279 vom 15.10.2016, S. 94), 
die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2020/420 (ABl. L 84 vom 20.3.2020, S. 5) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

b) die Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 der 
Kommission vom 5. Januar 2017 über den europäi-
schen Bereitstellungsplan für das Europäische Eisen-
bahnverkehrsleitsystem (ABl. L 3 vom 6.1.2017, S. 6) 
in der jeweils geltenden Fassung und 

c) der Anhang III Nummer 7.3.2.3 des Beschlusses 
2012/88/EU der Kommission vom 25. Januar 2012 
über die Technische Spezifikation für die Interoperabi-

Redaktionelle Änderung: An-
passung an die Formulierung in 
§ 28 EBO 
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über die Technische Spezifikation für die Interope-
rabilität der Teilsysteme „Zugsteuerung, Zugsiche-
rung und Signalgebung“ des transeuropäischen 
Eisenbahnsystems (ABl. L 51 vom 23.2.2012, S. 
1), der zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2016/919 geändert worden ist. 

lität der Teilsysteme „Zugsteuerung, Zugsicherung 
und Signalgebung“ des transeuropäischen Eisen-
bahnsystems (ABl. L 51 vom 23.2.2012, S. 1), der 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2016/919 geändert 
worden ist. 

5.1.2 Die mit dem Beschluss 2012/88/EU teilweise 
aufgehobene Entscheidung 2006/679/EG der 
Kommission vom 28. März 2006 über die Techni-
sche Spezifikation für die Interoperabilität (TSI) 
zum Teilsystem „Zugsteuerung/Zugsicherung und 
Signalgebung“ des konventionellen transeuropäi-
schen Eisenbahnsystems (ABl. L 284 vom 
16.10.2006, S. 1), die zuletzt durch den Beschluss 
2012/463/EU (ABl. L 217 vom 14.8.2012, S. 11) 
geändert worden ist, ist nach Maßgabe der Num-
mer 5.2 weiterhin anzuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und 
an den führenden Fahrzeugen von Zügen des 
konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsys-
tems im Zusammenhang mit Vorhaben, die nach 
der Entscheidung 2006/679/EG genehmigt worden 
sind, und … 

5.1.2 Die mit dem Beschluss 2012/88/EU teilweise 
aufgehobene Entscheidung 2006/679/EG der Kom-
mission vom 28. März 2006 über die Technische Spe-
zifikation für die Interoperabilität (TSI) zum Teilsystem 
„Zugsteuerung/Zugsicherung und Signalgebung“ des 
konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems 
(ABl. L 284 vom 16.10.2006, S. 1), die zuletzt durch 
den Beschluss 2012/463/EU (ABl. L 217 vom 
14.8.2012, S. 11) geändert worden ist, ist nach Maß-
gabe der Nummer 5.2 weiterhin anzuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und an 
den mit ETCS oder GSM-R ausgerüsteten Fahrzeu-
gen des konventionellen transeuropäischen Eisen-
bahnsystems im Zusammenhang mit Vorhaben, die 
nach der Entscheidung 2006/679/EG genehmigt wor-
den sind, und … 

Redaktionelle Änderung: An-
passung an die Formulierung in 
§ 28 EBO 

5.1.3 Die mit dem Beschluss 2012/88/EU teilweise 
aufgehobene Entscheidung 2006/860/EG der 
Kommission vom 7. November 2006 über die 
technische Spezifikation für die Interoperabilität 
des Teilsystems „Zugsteuerung, Zugsicherung und 
Signalgebung“ des transeuropäischen Hochge-
schwindigkeitsbahnsystems und zur Änderung von 
Anhang A der Entscheidung 2006/679/EG vom 28. 
März 2006 über die technische Spezifikation für die 
Interoperabilität des Teilsystems „Zugsteue-
rung/Zugsicherung und Signalgebung“ des kon-
ventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems 

5.1.3 Die mit dem Beschluss 2012/88/EU teilweise 
aufgehobene Entscheidung 2006/860/EG der Kom-
mission vom 7. November 2006 über die technische 
Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems 
„Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung“ des 
transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahnsys-
tems und zur Änderung von Anhang A der Entschei-
dung 2006/679/EG vom 28. März 2006 über die tech-
nische Spezifikation für die Interoperabilität des Teil-
systems „Zugsteuerung/Zugsicherung und Signalge-
bung“ des konventionellen transeuropäischen Eisen-
bahnsystems (ABl. L 342 vom 7.12.2006, S. 1), die 

Redaktionelle Änderung: An-
passung an die Formulierung in 
§ 28 EBO 
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(ABl. L 342 vom 7.12.2006, S. 1), die zuletzt durch 
den Beschluss 2012/463/EU geändert worden ist, 
ist nach Maßgabe der Nummer 5.2 weiterhin an-
zuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und 
an den führenden Fahrzeugen von Zügen des 
Hochgeschwindigkeitsbahnsystems im Zusam-
menhang mit Vorhaben, die nach der Entschei-
dung 2006/860/EG genehmigt worden sind, und … 

zuletzt durch den Beschluss 2012/463/EU geändert 
worden ist, ist nach Maßgabe der Nummer 5.2 weiter-
hin anzuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und an 
den mit ETCS oder GSM-R ausgerüsteten Fahrzeu-
gen des Hochgeschwindigkeitsbahnsystems im Zu-
sammenhang mit Vorhaben, die nach der Entschei-
dung 2006/860/EG genehmigt worden sind, und … 

5.1.4 Die mit der Entscheidung 2006/860/EG teil-
weise aufgehobene Entscheidung 2002/731/EG 
der Kommission vom 30. Mai 2002 über die tech-
nische Spezifikation für die Interoperabilität des 
Teilsystems „Zugsteuerung, Zugsicherung und 
Signalgebung“ des transeuropäischen Hochge-
schwindigkeitsbahnsystems gemäß Artikel 6 Ab-
satz 1 der Richtlinie 96/48/EG (ABl. L 245 vom 
12.9.2002, S. 37; L 275 vom 11.10.2002, S. 3), die 
zuletzt durch den Beschluss 2012/462/EU geän-
dert worden ist, ist nach Maßgabe der Nummer 5.2 
weiterhin anzuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und 
an den führenden Fahrzeugen von Zügen des 
Hochgeschwindigkeitsbahnsystems im Zusam-
menhang mit Vorhaben, die nach der Entschei-
dung 2002/731/EG genehmigt worden sind, und … 

5.1.4 Die mit der Entscheidung 2006/860/EG teilweise 
aufgehobene Entscheidung 2002/731/EG der Kom-
mission vom 30. Mai 2002 über die technische Spezi-
fikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung“ des 
transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahnsys-
tems gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 
96/48/EG (ABl. L 245 vom 12.9.2002, S. 37; L 275 
vom 11.10.2002, S. 3), die zuletzt durch den Be-
schluss 2012/462/EU geändert worden ist, ist nach 
Maßgabe der Nummer 5.2 weiterhin anzuwenden auf 

a) Instandhaltungsarbeiten an der Infrastruktur und an 
den mit ETCS oder GSM-R ausgerüsteten Fahrzeu-
gen des Hochgeschwindigkeitsbahnsystems im Zu-
sammenhang mit Vorhaben, die nach der Entschei-
dung 2002/731/EG genehmigt worden sind, und … 

Redaktionelle Änderung: An-
passung an die Formulierung in 
§ 28 EBO 

Anlage 2 (zu § 6 Absatz 2) 

Übrige Eisenbahninfrastruktur 

Entfällt Siehe Begründung zu § 2 Nr. 
11a. 

Anlage 4  

Maßnahmen, die für die Bestandteile des Ei-
senbahnsystems als genehmigungspflichtige 

Anlage 4  

Maßnahmen, die für die Bestandteile des Eisen-
bahnsystems als genehmigungspflichtige Aufrüs-
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Aufrüstung oder Erneuerung einzustufen sind tung oder Erneuerung einzustufen sind 

1. Allgemeines 1. Allgemeines  

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Er-
neuerung gelten alle Maßnahmen an Bestandteilen 
des Eisenbahnsystems, die 

1.1 jeweils in Kapitel 7 der Technischen Spezifi-
kationen für die Interoperabilität als genehmi-
gungspflichtige Aufrüstung oder Erneuerung nä-
her bezeichnet sind, 

1.2 in den Umsetzungsplänen zu den Technischen 
Spezifikationen für die Interoperabilität vorge-
schrieben sind oder 

1.3 eines der nachfolgenden Kriterien erfüllen. 

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Erneue-
rung gelten alle Maßnahmen an Bestandteilen des 
Eisenbahnsystems, 

1.1 bei denen in Abschnitt 7 der Technischen Spezi-
fikationen für die Interoperabilität für die Aufrüstung 
oder Erneuerung eine Inbetriebnahmegenehmigung 
gefordert wird, 

1.2 die in den Umsetzungsplänen zu den Techni-
schen Spezifikationen für die Interoperabilität vorge-
schrieben sind oder 

1.3 die mindestens eines der nachfolgenden Krite-
rien erfüllen. 

 

2. Teilsystem Infrastruktur sowie die entspre-
chende übrige Eisenbahninfrastruktur 

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Er-
neuerung gelten: 

2. Teilsystem Infrastruktur 

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Erneue-
rung gelten: 

 

2.1 Bauliche Änderungen, die die Anforderungen 
für einen anderen Verkehrscode gemäß Anlage E 
der Verordnung (EU) Nr. 1299/2014 erfüllen, 

2.1.1 die Erhöhung der Geschwindigkeit um min-
destens 20 Kilometer pro Stunde nach dem Ver-
zeichnis der zugelassenen Geschwindigkeit, 

2.1.2 die Erhöhung der Belastbarkeit des Ober-
baus über 225 kN (22,5 t) je Achse, 

2.1 Bauliche Änderungen, 

2.1.1 die die Anforderungen für einen anderen Ver-
kehrscode gemäß Anlage E der Verordnung (EU) Nr. 
1299/2014 erfüllen, 

2.1.2 die die Erhöhung der Geschwindigkeit um min-
destens 20 Kilometer pro Stunde nach dem Verzeich-
nis der zugelassenen Geschwindigkeit ermöglichen, 

2.1.3 die die Erhöhung der Belastbarkeit des Ober-
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2.1.3 die Änderung des Lichtraumprofils, 
baus über 225 kN (22,5 t) je Achse ermöglichen, 

2.1.4 die die Änderung des Lichtraumprofils zur Folge 
haben, 

2.4 die Erstellung oder die Erneuerung von Eisen-
bahnbrücken mit einer Überbaulänge von mindes-
tens 15 m oder soweit die Erstellung oder die Er-
neuerung von Eisenbahnbrücken die bezüglich 
des Schwierigkeitsgrades der Honorarzone 4 
oder 5 gemäß der Bundeseisenbahngebühren-
verordnung zugeordnet sind, 

2.4 die Erstellung oder die Erneuerung von Eisen-
bahnbrücken sowie auch von Hilfsbrücken als 
Dauerbehelf (Liegedauer von mindestens zwei 
Jahren) mit einer Überbaulänge von mindestens 15 m 
oder soweit die Erstellung oder die Erneuerung von 
Eisenbahnbrücken dem Schwierigkeitsgrad der Ge-
bührenzone 4 oder 5 gemäß der Besonderen Ge-
bührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt zuge-
ordnet sind, 

Aus Sicht des Fachdienstes 
sollte der Einsatz von Hilfsbrü-
cken als Dauerbehelf IBG-
pflichtig werden. 

2.6 die Erstellung oder die Erneuerung von Stütz-
bauwerken oder Trögen zur Stützung des Unter-
baus von Gleisen, deren Höhe im Druckbereich 
mindestens 5 m beträgt, 

2.6 die Erstellung oder die Erneuerung von Stützbau-
werken oder Trögen mit einer Stützhöhe von min-
destens 5,00 m, 

Erweiterung aus fachdienstlicher 
Sicht erforderlich. Neu aufge-
nommen sind Bauwerke, die 
oberhalb der Gleise liegen, da 
auch von diesen eine Betriebs-
gefährdung ausgehen kann. 

2.7 die Erstellung oder die Erneuerung von Stütz-
bauwerken oder Trögen mit Verankerung zur 
Stützung des Unterbaus von Gleisen, 

2.7 die Erstellung oder die Erneuerung von Stützbau-
werken oder Trögen mit Ankern oder vergleichbaren 
statisch wirksamen Zugelementen sowie an offene 
Gewässer angrenzende Stützbauwerke, 

Spezifizierung aus fachdienstli-
cher Sicht erforderlich. Die auf-
geführten Bauwerke bzw. Her-
stellungsrandbedingungen (An-
ker) bedürfen aufgrund ihrer 
Sicherheitsrelevanz einer IBG. 

2.9 die Erstellung von technisch gesicherten 
Bahnübergängen in der Regel anstelle von bis-
her nicht technisch gesicherten Bahnübergän-
gen,* 

(weggefallen)  

2.10 die Erstellung von technisch gesicherten 
Bahnübergängen, welche über den reinen „1:1-
Austausch“ hinausgehen,* 

2.9 die Erstellung von technisch gesicherten Bahn-
übergängen, welche über den reinen „1:1-Austausch“ 
hinausgehen, 
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2.11 wesentliche Änderungen oder Nutzungsände-
rungen mit Auswirkungen auf das Brandschutz-
konzept (Auswirkung auf beispielsweise Rettungs-
wege, Feuerwiderstandsdauer, Gebäudeklasse) 
oder die Standsicherheit des Gesamtgebäudes, 
der nachfolgend genannten Gebäude und bauli-
chen Anlagen sowie deren Errichtung: 

2.10 wesentliche Änderungen oder Nutzungsände-
rungen mit Auswirkungen auf das Brandschutzkon-
zept (Auswirkung auf beispielsweise Rettungswege, 
Feuerwiderstandsdauer, Gebäudeklasse) oder die 
Standsicherheit des Gesamtgebäudes, der nachfol-
gend genannten Gebäude und baulichen Anlagen 
sowie deren Errichtung: 

 

2.11.1 Gebäude mit einer Höhe von mehr als 13 
m,* 

2.10.1 Gebäude mit einer Höhe der Fußbodenober-
kante des höchstgelegenen Geschosses, in dem 
ein Aufenthaltsraum möglich ist, von mehr als 13 
m, 

Anpassung der Definition des 
Begriffs »Höhe« entsprechend 
der Musterbauordnung. 

2.11.2 Gebäude mit mehr als 1 600 m² Grundflä-
che des Geschosses mit der größten Ausdeh-
nung,* 

2.11.3 Gebäude mit Räumen, die einzeln für die 
Nutzung von mehr als 100 Personen bestimmt 
sind,* 

2.10.2 Gebäude mit mehr als 1 600 m² Grundfläche 
des Geschosses mit der größten Ausdehnung, 

2.10.3 Gebäude mit Räumen, die einzeln für die Nut-
zung von mehr als 100 Personen bestimmt sind, 

 

2.11.4 Bahnsteige mit Nutzerzahlen von über 
1 000 Personen pro Stunde, wenn der Rettungs-
weg durch ein Gebäude führt, 

2.10.4 Bahnsteige mit Nutzerzahlen von über 1 000 
Personen pro Stunde in einer Personenverkehrsan-
lage, 

Präzisierung der Anforderung 

2.11.5 unterirdische Personenverkehrsanlagen und 
Personenverkehrsanlagen mit Bahnsteighallen,* 

2.10.5 unterirdische Personenverkehrsanlagen und 
Personenverkehrsanlagen mit Bahnsteighallen, 

 

2.11.6 Industriebauten nach Muster der Industrie-
baurichtlinien,* 

2.10.6 Industriebauten nach der Muster-Industriebau-
Richtlinie, 

Redaktionell 

2.12 die Errichtung eines neuen oberirdischen 
oder unterirdischen Personenbahnhofes oder 
einer Personenverkehrsanlage, 

2.11 die Erstellung einer neuen oberirdischen oder 
unterirdischen Personenverkehrsanlage, 

Redaktionell 

2.13 der Neubau eines Bahnhofsgebäudes. 2.12 die Erstellung eines neuen Empfangsgebäu-
des. 

Präzisierung der Anforderung 



 

Seite 91 von 113 

3.Teilsystem Energie und die entsprechende 
übrige Eisenbahninfrastruktur 

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Er-
neuerung gelten: 

3.Teilsystem Energie 

Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Erneue-
rung gelten: 

 

3.1 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung von Umrichterwerken (15 kV), Unterwerken 
oder Schaltposten, 

3.1 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
von Bahnstromerzeugungsanlagen oder 
Bahnstromschaltanlagen, 

Eigenbedarf ist im elektrotechni-
schen Bereich ein feststehender 
Begriff. Eigenbedarf sind die 
Teilanlagen, die die elektrische 
Energie für den Bedarf der 
kompletten Anlage bereitstellen. 

 3.2 die Erstellung oder die Erneuerung von 
Bahnstromfernleitungen ab zehn Masten ein-
schließlich ihrer Gründung, 

 

3.2 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung von Oberleitungsanlagen einschließlich 
Rückstromführung und Bahnerdung, die sich je 
Gleis über mehr als eine Nachspannlänge und 
mehr als 1 500 m Kettenwerk erstrecken, wobei 
Weichenverbindungen bei der Mengenermitt-
lung unberücksichtigt bleiben; kommen dabei 
Oberleitungsbauarten zur Anwendung, die 
nach den Technischen Spezifikationen für die 
Interoperabilität zertifiziert sind, und entspricht 
die Planung und Ausführung der für die Tech-
nischen Spezifikationen für die Interoperabilität 
relevanten Anteile vollständig Zeichnungswer-
ken, Richtlinien und Normen, die den Zertifika-
ten zugrunde liegen, so erhöht sich das Kriteri-
um auf mehr als vier Nachspannlängen und 
mehr als 5 000 m Kettenwerk je Gleis, 

3.3 die Erstellung, die Aufrüstung oder die Erneue-
rung einer Oberleitungsanlage, 

3.3.1 die sich über eine Gesamtlänge von mindes-
tens 10.000 m auf der freien Strecke oder mindes-
tens 2.500 m in einem Bahnhof erstreckt oder 

3.3.2 wenn die Oberleitungsbauart geändert wird, 

 

 3.4 die Erstellung oder die Erneuerung von Ab-
nehmeranlagen, Gleichstromunterwerken, Gleich-
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richterwerken und Kuppelstellen im Bereich der 
Gleichspannungsanlagen der S-Bahn Berlin und 
Hamburg, 

3.5 die Erstellung oder die Erneuerung von Strom-
schienenanlagen einschließlich Speisekabel und 
Rückstromführung bei Gleichstrombahnen von 
mehr als 1.500 m im Bereich der Gleichspan-
nungsanlagen der S-Bahn Berlin und Hamburg, 

3.6 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung einer Leitstelle  

3.3 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung von Oberleitungs-
Spannungsprüfautomatik für Fahrleitungen in 
einem Eisenbahntunnel, 

entfällt  

3.4 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte der Energieanlagen (50 Hertz) für 
Rettungszwecke in einem Eisenbahntunnel, 

[vgl. 3.8]  

3.5 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte der Tunnelsicherheitsbeleuchtungs-
anlagen in einem Eisenbahntunnel, 

3.7 die Erstellung oder die Erneuerung der Tunnelsi-
cherheitsbeleuchtungsanlagen  

 

[vgl. 3.4] 3.8 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Energieverteilungsanlagen und deren Überwa-
chungseinrichtungen für Rettungszwecke in einem 
Eisenbahntunnel, 

 

3.6 die Erstellung oder die Erneuerung von 
mehr als der Hälfte aller elektrischen Anlagen 
auf einem oder mehreren Bahnsteigen in einem 
Bahnhof mit mehr als 5 000 Reisenden pro 
Stunde, 
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3.7 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte aller elektrischen Anlagen in ei-
nem Bahnhof mit mehr als 1 000 Reisenden pro 
Stunde,** 

 

3.9 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Allgemeinbeleuchtungs- oder Verteileranlagen 
auf einem Bahnsteig ab 5.000 Reisenden pro Tag 
oder einer Personenverkehrsanlage ab 5.000 Rei-
senden pro Tag, 

 

3.8 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte der Allgemeinbeleuchtungen in einer 
unterirdischen Personenverkehrsanlage, 

3.10 die Erstellung oder die Erneuerung der Allge-
meinbeleuchtungen in einer unterirdischen Personen-
verkehrsanlage, 

 

3.9 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte der Sicherheitsbeleuchtungen oder 
Sicherheitsstromversorgungen in einem Bahnhof, 

3.11 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Sicherheitsbeleuchtungen oder Sicherheitsstrom-
versorgungen in einer Personenverkehrsanlage, 

 

3.10 die Erstellung oder die Erneuerung von mehr 
als der Hälfte der Ersatzbeleuchtungen oder Er-
satzstromversorgungen in einem Bahnhof. 

3.13 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Ersatzbeleuchtungen oder Ersatzstromversor-
gungsanlagen in einer Personenverkehrsanlage, 

 

4. Teilsystem Zugsteuerung, Zugsicherung und 
Signalgebung sowie die entsprechende übrige 
Eisenbahninfrastruktur 

4.1 Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder 
Erneuerung des Teilsystems streckenseitige Zug-
steuerung, Zugsicherung und Signalgebung und 
der entsprechenden übrigen Eisenbahninfra-
struktur gelten: 

4. Teilsystem Zugsteuerung, Zugsicherung und Sig-
nalgebung 

4.1 Als genehmigungspflichtige Aufrüstung oder Er-
neuerung am Teilsystem streckenseitige Zugsteue-
rung, Zugsicherung und Signalgebung gelten: 

 

4.1.2 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung der gesamten Stellwerksanlage oder Bahn-
übergangssicherungsanlage, welche über den 
„1:1-Austausch“ hinausgeht,* 

4.1.3 die Erweiterung einer Stellwerksanlage 
durch zusätzliche abgesetzte elektronische 
Stellwerke,* 

4.1.2 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung der gesamten Innen- oder Außenanlage von 
zentralen Anlagen zum Einstellen und Sichern von 
Fahrzeugbewegungen, 

entfällt 

Anpassung der Begrifflichkeit an 
die Technik DSTW 
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4.1.4 Umbaumaßnahmen mit dauerhafter Erwei-
terung oder Reduzierung der Streckenkapazität 
um mindestens 10 % durch beispielsweise zu-
sätzliche oder entfallende Weichenverbindun-
gen oder zusätzliche oder entfallende Signale,* 

entfällt  

4.1.5 Migration eines gesamten sicherungstechni-
schen Teilsystems oder einer Komponente 

4.1.5.1 der Zugsicherung: punktförmige Zugbe-
einflussung oder Linienzugbeeinflussung auf 
die Zugbeeinflussung ETCS oder *Fahrsperre 
auf Zugbeeinflussungssystem S-Bahn Berlin, 
*Linienzugbeeinflussung nach Linienzugbeein-
flussung CIR-ELKE, die mit einer Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit im Kernnetz verbunden ist, 
höherer ETCS-Level, 

entfällt ETCS wird mit den Punkten 1.1 
und 1.2 erfasst. 

4.1.5.2 der Signalisierung: von Lichthaupt- und 
Lichtvorsignal oder Hauptsignal und Vorsignal 
auf Kombinationssignale,* 

4.1.3 Migration eines gesamten sicherungstechni-
schen Teilsystems der Signalisierung: Wechsel des 
Signalisierungssystems, 

 

4.1.5.3 in Bezug auf die Hochrüstung einer Stell-
werksinnenanlage oder eines Bedienplatzes, wie 
der Erneuerung der Hardware,* 

4.1.4 eine mit einer Funktionalitätsänderung ver-
bundene Hochrüstung einer Innenanlage gemäß 
Nummer 4.1.2 oder eines Bedienplatzes, 

Anpassung, damit die Begriff-
lichkeit auch zur DSTW-
Technologie passt. 

 4.1.5 Migration eines gesamten sicherungstechni-
schen Teilsystems der Gleisfreimeldung, 

 

4.1.6 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung der Mobilfunkvermittlungsstelle, der Railver-
mittlungsstelle oder des Basisstationscontrollers, 

4.1.6 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Mobilfunkvermittlungsstelle für bahnbetriebliche 
Zwecke, 

 

4.1.7 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung aller Basisstationen einer gesamten GSM-R-
Kette oder eines gesamten GSM-R-Loops oder 
eines Rangierfunkpolygons GSM-R, 

4.1.7 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
der Funkanlagen für bahnbetriebliche Zwecke für 
Funkversorgung für mehr als 20 Km Streckenlänge, 
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4.1.8 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung von Anlagen im Zuge der Neuerrichtung eines 
Eisenbahntunnels in Bezug auf 

4.1.8.1 den Schutz vor unbefugten Zutritt zu Not-
ausgängen und Technikräumen sowie in Bezug 
auf die Branddetektion, 

4.1.8.2 die Notfallkommunikation, 

4.1.8.3 die Heißläuferortung, 

4.1.8.4 die Luftströmungsmeldeanlagen, 

4.1.8.5 die Tunnelnotrufsysteme, 

4.1.8.6 die Ortsbatterie-Steckdosenanlagen, 

4.1.8 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
von Anlagen im Zuge der Neuerrichtung eines Eisen-
bahntunnels in Bezug auf 

4.1.8.1 den Schutz vor unbefugten Zutritt zu Notaus-
gängen und Technikräumen sowie in Bezug auf die 
Branddetektion, 

4.1.8.2 die Notfallkommunikation, 

4.1.8.3 die Luftströmungsmeldeanlagen, 

4.1.8.4 die Tunnelnotrufsysteme, 

4.1.8.5 die Ortsbatterie-Steckdosenanlagen, 

 

4.1.9 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung von Zentralsystemen zur Gefahrenmel-
dung, wie dem Meldeanlagesystem 90,* 

4.1.12 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
von Datennetzen oder Teilnetzen für die Fern-
überwachung und Steuerung, sowie zur Übertra-
gung von eisenbahnbetrieblich notwendigen 
Alarmen, Störungs- und Zustandsmeldungen, 

der Begriff „Zentralsystem“ führt 
zu unterschiedlichen Interpreta-
tionen. Mit der Änderung in Da-
tennetzen oder Teilnetzen wird 
die Bedeutsamkeit von zentraler 
Steuer- und Verarbeitungskom-
ponente, sowie das Daten-
netz/Teilnetz als Übertragungs-
system hervorgehoben 

4.1.10 die Erstellung oder die vollständige Erneue-
rung des elektroakustischen Anlagen-
Ausstattungsniveaus 1 oder der elektroakustischen 
Anlagen-Evakuierung.* 

4.1.13 die Erstellung oder die vollständige Erneuerung 
des elektroakustischen Anlagen-Ausstattungsniveaus 
1 oder der elektroakustischen Anlagen-Evakuierung, 

 

 4.1.14 die Erstellung oder der Umbau von Heißläu-
fer- oder Festbremsortungsanlagen, wenn im 
Rahmen der Maßnahme ein anderer Standort für 
Gleiseinrichtung oder Standortelektronik festge-
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legt wird oder die Stellorte geändert werden. 

Von Nummer 4.1 ausgenommen sind Maßnah-
men aufgrund von Bauteiltausch oder Soft-
wareanpassungen ohne Auswirkung auf beste-
hende Funktions- und Sicherheitsanforderun-
gen des Bestandteils des Eisenbahnsystems. 

(weggefallen)  

4.2.3.4 dies auf Grundlage einer (Zwischen-
)Prüfbescheinigung einer bestimmten Stelle im 
Rahmen einer Genehmigung zum Inverkehrbrin-
gen und Verwenden für das geänderte Teilsystem 
fahrzeugseitige Zugsteuerung, Zugsicherung und 
Signalgebung nach § 27 bestätigt wird; 

4.2.3.4 dies auf Grundlage einer (Zwischen-
)Prüfbescheinigung einer bestimmten Stelle im Rah-
men einer Genehmigung zum Inverkehrbringen und 
Verwenden für das geänderte Teilsystem fahrzeugsei-
tige Zugsteuerung, Zugsicherung und Signalgebung 
nach § 27a Absatz 2 Nummer 1 bescheinigt wird; 

 

* Diese Maßnahmen lösen keine EG-Prüfung 
aus. Empfangsgebäude und Hallen der Perso-
nenbahnhöfe fallen ab einer Nutzerzahl von 
1 000 Personen pro Stunde unter die Genehmi-
gungspflicht. Werden in diesen Gebäuden auch 
die zugehörigen Personenverkehrsanlagen er-
stellt oder vollständig erneuert oder umgerüs-
tet, gelten für diese Verkehrsanlagen die Sätze 
1 und 2 nicht. 

** Diese Maßnahmen lösen keine Genehmi-
gungspflicht aus, soweit sie nur Räume in 
Bahnhofsgebäuden oder Personenverkehrsan-
lagen betreffen, die ausschließlich dem Einzel-
handel oder dem Reisebedarf dienen. 

*** Bezugsbasis für die Änderungen sind der 
Fahrzeugzustand oder die zugrunde liegenden 
Parameter der letzten eisenbahnrechtlichen 
Genehmigung, wie Abnahme oder Inbetrieb-
nahmegenehmigung. 

 Kann entfallen, da EG-
Prüfungen für IBG-pflichtige und 
anzeigepflichtige Maßnahmen 
im übergeordneten Netz ande-
renorts geregelt sind.  

http://www.gesetze-im-internet.de/eigv/anlage_4.html#FnR.FnA1-F803125_03
http://www.gesetze-im-internet.de/eigv/anlage_4.html#FnR.FnA1-F803125_04
http://www.gesetze-im-internet.de/eigv/anlage_4.html#FnR.FnA1-F803125_05
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Anlage 5  

Maßnahmen, die für die Teilsysteme Infrastruk-
tur, Energie, streckenseitige Zugsteuerung, 
Zugsicherung und Signalgebung sowie für die 
übrige Eisenbahninfrastruktur als Austausch 
im Zuge von Instandhaltungsarbeiten einzustu-
fen sind 

Entfällt Anlage 5 gesamthaft zu strei-
chen infolge des Vorschlags 
zum neuen § 21 Abs. 1 (s.o., 
Anzeigepflicht für Maßnahmen 
der Anlage 4 und mit Projekt-
kosten von XXXX Euro). 

Anlage 6  

Unterlagen zum Antrag auf Inbetriebnahmege-
nehmigung für die Teilsysteme Infrastruktur, 
Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsi-
cherung und Signalgebung sowie für die übrige 
Eisenbahninfrastruktur 

Anlage 6  

Unterlagen zum Antrag auf Inbetriebnahmege-
nehmigung für die Teilsysteme Infrastruktur, 
Energie, streckenseitige Zugsteuerung, Zugsiche-
rung und Signalgebung 

 

1.2 Bauvorlageberechtigte 

1.2.1 Benennung der Bauvorlageberechtigten mit 
Datum der Anerkennung durch das Eisenbahninf-
rastrukturunternehmen unter Angabe der Fachbe-
reiche und Zuordnung der Bauvorlageberechtigten 
zu den konkreten Anlagen,* 

1.2.2 Bestätigung der korrekten Aufgabenwahr-
nehmung durch die Vertreter des Eisenbahninfra-
strukturunternehmens (sekundäre Bauüberwa-
chung).** 

1.3 Bauüberwacher Bahn 

1.3.1 Benennung der Bauüberwacher Bahn mit 
Datum der Anerkennung durch das Eisenbahninf-
rastrukturunternehmen unter Angabe der Fachbe-
reiche und Zuordnung der Bauüberwacher Bahn 
zu den konkreten Anlagen,* 

[entfallen] Streichung der EIU-internen 
Funktionen und Prozesse, die 
für die IBG-Erteilung irrelevant 
sind (Nr. 1.2 – 1.4). 

Zudem Streichung der Nr. 4, da 
kein praktisches Bedürfnis be-
steht. Bei Bedarf können diese 
Anhänge zur Nachvollziehbar-
keitsprüfung gesondert angefor-
dert werden. 
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1.3.2 Bestätigung der korrekten Aufgabenwahr-
nehmung durch die Vertreter des Eisenbahninfra-
strukturunternehmens (sekundäre Bauüberwa-
chung).** 

1.4 Inbetriebnahmeverantwortlicher oder anderer 
geeigneter Mitarbeiter* 

Benennung des Inbetriebnahmeverantwortlichen 
oder eines anderen geeigneten Mitarbeiters unter 
Angabe des Datums der Ernennung durch das 
jeweilige Eisenbahnunternehmen sowie der Fach-
bereiche und der Zuordnung der Inbetriebnahme-
verantwortlichen oder anderen geeigneten Mitar-
beiter zu den konkreten Anlagen. 

2. Unterlagen zu den strukturellen Teilsystemen** 2. Unterlagen zu den strukturellen Teilsystemen**  

 2.1 EG-Prüferklärung gemäß § 16 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1, 

 

2.1 Konformitätserklärungen der Interoperabilitäts-
komponenten in Kopie, 

2.2 Liste der Ausnahmegenehmigungen nach § 5 
oder Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 und den 
Technischen Spezifikationen für die Interoperabili-
tät, 

2.3 Liste der Ausnahmen von den Technischen 
Spezifikationen für die Interoperabilität nach § 5 im 
Fall von Aufrüstungen oder Erneuerungen und 

2.2 Konformitätserklärungen der Interoperabilitäts-
komponenten in Kopie, 

2.3 Liste der Ausnahmegenehmigungen nach § 5 oder 
Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 und den Techni-
schen Spezifikationen für die Interoperabilität, 

2.4 Liste der Ausnahmen von den Technischen Spezi-
fikationen für die Interoperabilität nach § 5 im Fall von 
Aufrüstungen oder Erneuerungen und 

 

2.4 Erklärungen und Unterlagen zur Anwen-
dung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
402/2013. 

2.5 bei Maßnahmen am Europäischen Zugsiche-
rungs- und Zugsteuerungssystem oder am Globa-
len Mobilfunksystem für Eisenbahnen die Zu-
stimmung der Agentur nach § 16 Absatz 2. 

Bisherige Nr. 2.4 nun Nr. 3.1.2 
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3. Anlagenbezogener Teil 

Anlagenbezogen sind folgende Angaben zu ma-
chen: 

3. Anlagenbezogener Teil 

Anlagenbezogen sind folgende Angaben zu machen: 

 

3.1 Anzuwendendes Regelwerk* 3.1 Anzuwendendes Regelwerk, anlagenspezifische 
Genehmigungen und Zulassungen (nur bei Maß-
nahmen, die einer Inbetriebnahmegenehmigung 
bedürfen) 

3.1.1 Liste aller nach § 18 Absatz 3 anzuwenden-
den Vorschriften **, 

3.1.2 Erklärungen und Unterlagen zur Anwendung 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013**. 

Die ergänzten Unterlagen fehl-
ten bisher in der Anlage. 

3.2 Abweichungen von den anerkannten Regeln 
der Technik** 

3.2 Abweichungen von den anerkannten Regeln der 
Technik 

 

3.2.1 Benennung der Abweichungen und der 
Nachweis gleicher Sicherheit, sofern dies nicht 
durch Erklärungen und Unterlagen nach Nummer 
2.5 der Anlage 6 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 402/2013 bereits erfolgt ist, und 

3.2.2 Benennung der Zustimmung im Einzelfall, 
Zulassung von Bauprodukten und Bauarten 
sowie Genehmigung zum Inverkehrbringen und 
Verwenden von sicherungstechnischen oder 
elektrotechnischen Systemen und deren Be-
standteilen. 

Tabellarische Auflistung der Abweichungen, für die 
Nachweise nach § 18 Absatz 5 vorzulegen sind*, 

 

 

 

 

 

Redaktionelle Anpassung 

3.3 Benennung der Prüfer* 3.3 Benennung der Prüfsachverständigen* Redaktionelle Anpassung 

3.3.1 Benennung der Prüfsachverständigen für 
bautechnische Nachweise und für Nachweise des 
baulichen Brandschutzes und 

3.3.1 Benennung der Prüfsachverständigen für bau-
technische Nachweise und für Nachweise des bauli-
chen Brandschutzes, 

Redaktionelle Anpassung, da in 
§ 16 Abs. 1 S. 3 nF nicht mehr 
gefordert. 
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3.3.2 Benennung der Plan- und Abnahmeprüfer. 3.3.2 Benennung der Prüfsachverständigen für die 
Abnahmeprüfung und 

3.3.3 Benennung der Prüfsachverständigen für 
festgestellte Abweichungen von technischen Vor-
schriften oder behördlichen Entscheidungen bei 
Anwendung der eigenen Sicherheitsmethode. 

3.4 Prüfberichte** 3.4 Übersicht der Prüfberichte**  

3.4.1 Tabellarische Übersicht der Prüfberichte für 
die Standsicherheit, Brandschutz, Linienführung 
und Fahrdynamik mit Datum, Gegenstand, Akten-
zeichen für Ingenieurbau-, Oberbau- und Hochbau-
Anlagen, 

3.4.2 Vorlage der Planprüfberichte für Signal-, 
Telekommunikations- und elektrotechnische 
Anlagen. 

Tabellarische Übersicht der Prüfberichte für die 
Standsicherheit, Brandschutz, Linienführung und 
Fahrdynamik mit Datum, Gegenstand, Aktenzeichen 
für Ingenieurbau-, Oberbau- und Hochbau-Anlagen. 

Redaktionelle Anpassung, da in 
§ 16 Abs. 1 S. 3 nF nicht mehr 
gefordert. 

3.5 Abnahmebescheinigungen** 3.5 Abnahmebescheinigungen**  

Tabellarische Übersicht über die durchgeführten 
und ausstehenden Abnahmen mit Datum, Gegen-
stand, Abnahmeverantwortlichem und Ergebnis für 
Ingenieurbau-, Oberbau- und Hochbau- oder Sig-
nal-, Telekommunikations- und elektrotechnische 
Anlagen. 

Tabellarische Übersicht über die durchgeführten und 
ausstehenden Abnahmen mit Datum, Gegenstand, 
Prüfsachverständigem für die Abnahmeprüfung 
oder Abnahmeverantwortlichem und Ergebnis für In-
genieurbau-, Oberbau- und Hochbau- oder Signal-, 
Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen. 

 

3.6 Erklärung der Eisenbahnen 3.6 Erklärung der Eisenbahnen  

seitens eines Inbetriebnahmeverantwortlichen oder 
anderen geeigneten Mitarbeiters, dass 

entfällt Redaktionelle Folgeänderung 
des Wegfalls der Funktionsträ-
ger in den bisherigen § 18 Abs. 
4 und § 23 Abs. 1 

3.6.1 die Ingenieurbau-, Oberbau-, Hochbau-, Sig- 3.6.1 Die Ingenieurbau-, Oberbau-, Hochbau-, Signal-,  
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nal-, Telekommunikations- oder elektrotechnischen 
Anlagen entsprechend der planungsrechtlichen 
Zulassungsentscheidung, dem gültigen Regelwerk 
und den anerkannten Regeln der Technik erstellt 
worden sind,** 

Telekommunikations- oder elektrotechnischen Anla-
gen erfüllen die grundlegenden Anforderungen, 
insbesondere die technische Kompatibilität sowie 
die sichere Integration ist gewährleistet.*** 

3.6.1.1 Die Anlagen sind entsprechend der planungs-
rechtlichen Zulassungsentscheidung, dem gültigen 
Regelwerk und den anerkannten Regeln der Technik 
erstellt worden. 

3.6.1.2 Alle notwendigen Schnittstellenbetrach-
tungen sind durchgeführt worden. 

3.6.1.3 Alle ermittelten Gefährdungen und damit 
verbundenen Risiken werden auf einem vertretba-
ren Niveau gehalten, einschließlich Gefährdungen 
durch Cyber-Angriffe. 

3.6.2 die Auflagen der unternehmensinternen Ge-
nehmigungen und Zustimmungen im Einzelfall, 
insbesondere der darin enthaltenen Nebenbe-
stimmungen, eingehalten und umgesetzt sind,** 

3.6.2 Die Auflagen der unternehmensinternen Ge-
nehmigungen, Sicherheitsbewertungsberichte und 
Zustimmungen im Einzelfall, insbesondere der darin 
enthaltenen Nebenbestimmungen, sind eingehalten 
und umgesetzt.*** 

Der Sicherheitsbewertungsbe-
richt gemäß Art. 15 Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 402/2013 
enthält i.d.R. ebenfalls Auflagen 
und Nebenbestimmungen. 

 3.6.3 Die Bauüberwachung durch den Antragstel-
ler ist ordnungsgemäß durchgeführt worden.*** 

Sichergestellt werden soll, dass 
die Bautätigkeit insbesondere im 
Gleisbereich vorschriftenkon-
form und ohne Gefährdung für 
den laufenden Eisenbahnbetrieb 
erfolgte. Die Bestätigung des 
Antragstellers bzgl. der korrek-
ten Aufgabenwahrnehmung der 
Bauüberwachung und der Se-
kundären Bauüberwachung des 
durch den Antragsteller bestätigt 
dies. Siehe auch § 4 Abs. 1 
AEG. 
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3.6.3 sämtliche Abnahmeprüfungen durchgeführt 
worden sind,***  

3.6.4 keine sicherheitsrelevanten Mängel vorhan-
den sind,** 

3.6.5 die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Inbetriebnahmegenehmigung gegeben sind** und 

3.6.6 der sichere Bahnbetrieb gemäß § 4 Absatz 3 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes gewährleistet 
ist.** 

3.6.4 sämtliche Abnahmeprüfungen durchgeführt wor-
den sind,*** 

3.6.5 keine sicherheitsrelevanten Mängel vorhanden 
sind oder sicherheitsrelevante Mängel wirksam 
kompensiert worden sind und vorhandene Mängel 
innerhalb einer zu bestimmenden, angemessenen 
Frist beseitigt werden,*** 

3.6.6 der sichere Bahnbetrieb gemäß § 4 Absatz 3 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes gewährleistet ist 
und*** 

3.6.7 die Voraussetzungen für die Erteilung einer In-
betriebnahmegenehmigung gegeben sind.** 

 

4 (Anhänge) [entfallen] Streichung der Nr. 4, da kein 
praktisches Bedürfnis besteht. 
Bei Bedarf können diese An-
hänge zur Nachvollziehbarkeits-
prüfung gesondert angefordert 
werden. 

Anlage 7 Anlage 7  

1. Gegenstand einer Genehmigung nach § 27 
können sicherungstechnische oder elektrotechni-
sche Systeme oder Bestandteile dieser Systeme 
sein, wenn 

1. Gegenstand einer Genehmigung nach § 27 können 
sicherungstechnische oder elektrotechnische Systeme 
sein, wenn 

 

 1.3 an ihnen der technische Schutz zur Vermei-
dung von Störungen der Verfügbarkeit, Integrität, 
Authentizität und Vertraulichkeit geändert wird, 

Text lehnt sich an § 8a Abs. 1 
BSIG an. 

1.4 sie erstmals eingesetzt werden oder 1.4 sie erstmals bei Errichtung einer neuen Infra-
struktur oder in einem neuen Fahrzeug betreffend 
die Klasse B Ausrüstung oder die Ausrüstung mit 
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dem Zugbeeinflussungssystem ZBS (Berliner S-
Bahn) oder bei einer genehmigungspflichtigen 
Aufrüstung oder Erneuerung nach Anlage 4 einge-
setzt werden, 

1.5 ihre bestehende Genehmigung fortgeschrieben 
wird. 

1.5 ihre bestehende Genehmigung fortgeschrieben 
wird und dabei eine Änderung in der Systemstruk-
tur oder eine Änderung bei der Realisierung der 
sicherheitsrelevanten Funktionen vorgenommen 
wird oder 

 

 1.6 sie eine Funktion zur Gewährleistung der IT-
Sicherheit ausführen. 

 

2. Eine Genehmigung zum Inverkehrbringen 
und Verwenden wird nicht erteilt für Bestandtei-
le von sicherungstechnischen oder elektrotechni-
schen Systemen, 

2. Gegenstand einer Genehmigung nach § 27 kön-
nen nur Bestandteile von sicherungstechnischen oder 
elektrotechnischen Systemen sein, wenn sie ein Kri-
terium nach Nummer 1 erfüllen und 

 

2.1 die selbst keine Sicherheitsfunktionen ausfüh-
ren und 

2.1 mindestens eine Sicherheitsfunktion oder eine 
sicherheitsbezogene Funkton ausführen, 

2.2 eine Funktion zur Gewährleistung der IT-
Sicherheit ausführen oder 

 

2.2.1 die vom übergeordneten System über-
wacht werden oder 

2.2.2 für die keine einschlägigen Normen und 
Regelwerke mit bahnspezifischen Anforderun-
gen vorliegen. 

2.3 eine bahnspezifische Anforderung aus ein-
schlägigen Normen oder Regelwerken vorliegt. 

 

Änderungen in der Verordnung zur Anerkennung, zum Einsatz und zur Überwachung von Prüfsachverständigen im Eisenbahnbe-
reich (EPSV) 

Teil 1 

Allgemeine Vorschriften 

Teil 1 

Allgemeine Vorschriften 
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§ 1 Anwendungsbereich § 1 Anwendungsbereich  

(1) Diese Verordnung regelt die Anerkennung, den 
Einsatz und die Überwachung der Prüfsachver-
ständigen nach § 4b des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes in dem Fachbereich Ingenieurbau, Ober-
bau und Hochbau sowie in dem Fachbereich Sig-
naltechnik, Telekommunikation und Elektrotechnik. 

(1) Diese Verordnung regelt die Anerkennung, den 
Einsatz und die Überwachung der Prüfsachverständi-
gen und Prüforganisationen nach § 4b des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes in dem Fachbereich Inge-
nieurbau, Oberbau und Hochbau sowie in dem Fach-
bereich Signaltechnik, Telekommunikation und Elekt-
rotechnik. 

Beabsichtigt ist die Legitimie-
rung des Systems der Prüfstel-
len bzw. Prüfleitstellen (Prüfor-
ganisationen), in denen sich 
Prüfsachverständige im STE-
Bereich organisieren können. 
Die Prüforganisationen haben 
u.a. folgende Aufgaben: Vorbe-
reitung der Verfahren zur Aner-
kennung von PSV durch das 
Eisenbahn-Bundesamt, Monito-
ring der ihr zugehörigen PSV 
und Förderung bzw. Ausbildung 
der Nachwuchskräfte. Die 
Prüforganisationen ermöglichen 
eine Verwaltung und Unterstüt-
zung insbesondere der ange-
henden Prüfsachverständigen, 
wodurch die Tätigkeit insgesamt 
attraktiver gemacht und dem 
Mangel an Prüfsachverständi-
gen im STE-Bereich begegnet 
werden soll. Zudem führt die 
Bündelung administrativer Tä-
tigkeiten (Dokumentation u.a. 
der vorbereitenden Überwa-
chung, des Vertragsmanage-
ments, der Fortbildungsnach-
weise, der Verlängerungsanträ-
ge usw.) zur Entbürokratisierung 
und Ressourcenschonung auf 
Seiten der Industrie, Eisenbah-
nen, Prüfsachverständigen und 
des EBA. 
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Die Prüforganisationen werden 
nur vorbereitend tätig, über-
nehmen aber keine eigenstän-
digen hoheitlichen Aufgaben 
oder Entscheidungen (wie z.B. 
Anerkennung, Widerruf, Ermah-
nung), diese verbleiben beim 
EBA. Die Prüforganisationen 
werden auch nicht selbst als 
Prüfstelle tätig, die Prüftätigkei-
ten verbleiben bei den dort täti-
gen Prüfsachverständigen. 

§ 2 Fachbereiche und Tätigkeiten der Prüf-
sachverständigen 

§ 2 Fachbereiche und Tätigkeiten der Prüfsach-
verständigen, Prüforganisationen 

 

(…) (…) 

(3) Prüfsachverständige, die für die Ausübung der 
Tätigkeiten nach Absatz 2 Nummer 2 – 6 aner-
kannt sind, können sich in Prüforganisationen 
zusammenschließen. Prüforganisationen können 
als 

1. Prüfstellen bei Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen, 

2. Prüfleitstellen bei Herstellern von sicherungs-
technischen und elektrotechnischen Systemen 
sowie deren Bestandteilen, 

eingerichtet, betrieben und anerkannt werden.  

(4) Anerkannte Prüforganisationen können 

1. die Anerkennung dort tätiger angehender Prüf-
sachverständiger gebündelt fachlich und organi-

Die Prüforganisation ist für ein 
geordnetes Verfahren für die 
Vorbereitung der Anerkennung 
von angehenden Prüfsachver-
ständigen, die i.R.d. Prüforgani-
sation tätig werden sollen, ver-
antwortlich. Die Vorbereitung 
des Anerkennungsverfahrens 
durch die Prüforganisation soll 
so weitgehend erfolgen, dass 
dem Eisenbahn-Bundesamt 
möglichst eine Dokumentation 
zur Verfügung gestellt wird, die 
eine Anerkennung des Prüf-
sachverständigen auf Basis die-
ser Aktenlage erlauben soll. Die 
Anerkennung von Prüfsachver-
ständigen erfolgt durch das Ei-
senbahn-Bundesamt. Die 
Prüforganisation legt dem EBA 
geeignete Nachweise zur 
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satorisch vorbereiten,  

2. Tutorien für angehende Prüfsachverständige 
durchführen, die im Rahmen der Anerkennungs-
voraussetzungen gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 2 
und 3 zu berücksichtigen sind,  

3. die Prüfsachverständigen hinsichtlich der Mit-
wirkungspflichten bei der Aufsicht durch das Ei-
senbahn-Bundesamt unterstützen, 

4. das Eisen-Bahnbundesamt auf Feststellungen 
von Mängeln in der Prüftätigkeit der dort tätigen 
Prüfsachverständigen hinweisen. 

grundsätzlichen Eignung des 
Kandidaten, zu seiner Qualifika-
tion, speziellen Fachkunde, Er-
fahrung und Integrität der Per-
son vor. 

Ein geplantes Tutorium ist vorab 
dem EBA anzuzeigen. Der Tutor 
muss ein vom Eisenbahn-
Bundesamt persönlich aner-
kannter Prüfsachverständiger 
gemäß § 4b AEG in dem jewei-
ligen Fachgebiet sein. Der Tutor 
muss nicht organisatorisch der 
beantragenden Prüforganisation 
oder dem gleichen Unterneh-
men wie die Prüforganisation 
zugordnet sein.  

Dokumentation des Tutoriums: 
Im Fall von Tutorien für die Tä-
tigkeiten nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 EPSV hat der Kandidat 
neben dem Tutor einen Prüfbe-
richt zur Planung bzw. eine Ab-
nahmeniederschrift zu erstellen. 
Im Fall von Tutorien für die Tä-
tigkeitsgebiete nach § 2 Abs. 2 
Nr. 4, 5 und 6 EPSV hat der 
Tutor den vom Kandidaten er-
stellten und vom ihm geprüften 
Prüfbericht / Inspektionsbericht 
verantwortlich zu zeichnen (der 
Kandidat zeichnet ebenfalls, 
aber mit der Kennzeichnung 
‚Tutorium‘). Der Tutor hat einen 
Bericht über den Verlauf und 
das Ergebnis des Tutoriums zu 
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erstellen. Das Tutorium muss 
mit einem Abschlussgespräch 
durch die Prüforganisation unter 
Teilnahme des Tutors abge-
schlossen und dokumentiert 
werden.  

§ 3 Zuständige Behörde § 3 Zuständige Behörde  

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Be-
hörde für die Anerkennung und Überwachung der 
Prüfsachverständigen gemäß den Teilen 2 und 5. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Behör-
de für die Anerkennung und Überwachung der Prüf-
sachverständigen und Prüforganisationen gemäß 
den Teilen 2 und 5. 

Redaktionelle Folgeänderung.  

Teil 2 

Anerkennung 

Teil 2 

Anerkennung 

 

§ 4 Anerkennungsvoraussetzungen § 4 Anerkennungsvoraussetzungen  

(1) Prüfsachverständige bedürfen vor Aufnahme 
ihrer Tätigkeit der Anerkennung durch die zustän-
dige Behörde. 

(1) Prüfsachverständige und Prüforganisationen 
bedürfen vor Aufnahme ihrer Tätigkeit der Anerken-
nung durch die zuständige Behörde. 

 

 (3) Die zuständige Behörde erkennt eine Organisa-
tion von Prüfsachverständigen auf deren Antrag 
als Prüforganisation an, wenn diese in einem Pro-
zesshandbuch Prozesse festlegt, die gewährleis-
ten, dass die Prüforganisation 

1. Rechtspersönlichkeit besitzt, 

2. über die erforderlichen Mittel verfügt, um die 
technischen und administrativen Aufgaben in an-
gemessener Weise zu erledigen, und Zugang zu 
allen benötigten Ausrüstungen und Einrichtungen 
hat, 

Für die Sicherstellung der Un-
abhängigkeit der Prüforganisati-
on ist die Leitung des Eisen-
bahninfrastrukturunternehmens 
beziehungsweise Herstellerbe-
triebes verantwortlich. Die Un-
abhängigkeit der Prüforganisati-
onen muss schriftlich durch das 
Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen beziehungsweise den 
Herstellerbetrieb erklärt werden. 

Zur Gewährleistung der Unab-
hängigkeit dürfen auf Prüforga-
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3. über die für die Prüftätigkeiten jeweils erforder-
lichen aktuellen Vorschriften verfügt und diese 
den Prüfsachverständigen zur Verfügung stellt, 

4. über qualitätssichernde Verfahren in den fol-
genden Bereichen verfügt: 

a) Aus- und Fortbildung der Prüfsachver-
ständigen und -anwärter und 

b) Sicherstellung der Weisungsfreiheit und 
Unabhängigkeit der Tätigkeiten der Prüf-
sachverständigen, 

5. von einem geschäftsführenden Prüfsachver-
ständigen geleitet wird, 

6. die für ihre Unabhängigkeit erforderlichen An-
forderungen an Inspektionsstellen (Typ B oder C) 
gemäß der DIN ISO-IEC 17020 erfüllt. 

nisationen keine innerbetriebli-
chen Metriken, z.B. zur Leis-
tungsmessung der OE oder de-
ren Mitarbeiter*innen oder zur 
Mittelbemessung etc., ange-
wendet werden. 

 (4) Die qualitätssichernden Verfahren gemäß Ab-
satz 3 Nr. 4 Buchstabe b) müssen mindestens 
vorsehen, dass durch die Prüforganisation fol-
gendes durchgeführt wird: 

1. eine stichprobenartige zyklische Auswertung 
der Prüftätigkeit jedes dort tätigen Prüfsachver-
ständigen mindestens einmal alle fünf Jahre und 

2. ein zyklisches Fachgespräch durch den Leiter 
der Prüforganisation oder einen durch ihn autori-
sierten Prüfsachverständigen mit jedem dort täti-
gen Prüfsachverständigen mindestens einmal alle 
fünf Jahre.  

Im Rahmen des Fachgesprächs gemäß Satz 1 
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Nummer 2 sind zu dokumentieren: der Stand der 
Qualifikation auf Basis des aktuellen Standes der 
technischen Vorschriften für das Teilgebiet inner-
halb der Tätigkeit nach § 2 Abs. 2 EPSV und der 
Stand des Wissens bezüglich der aktuellen, ge-
setzlichen Grundlagen für das Teilgebiet und die 
ausreichend durchgeführte Fortbildung durch den 
Prüfsachverständigen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt wird von der Prüfor-
ganisation über das Ergebnis des Fachgesprächs-
jährlich informiert. 

§ 5 Antragsverfahren § 5 Antragsverfahren  

(1) Die erstmalige Anerkennung als Prüfsachver-
ständiger, die Verlängerung der Anerkennung, die 
Erweiterung einer vorhandenen Anerkennung und 
eine projektspezifische Anerkennung als Prüfsach-
verständiger erfolgen auf Antrag bei der zuständi-
gen Behörde. 

(…) 

(1) Die erstmalige Anerkennung als Prüfsachverstän-
diger, die Verlängerung der Anerkennung, die Erwei-
terung einer vorhandenen Anerkennung, und eine 
projektspezifische Anerkennung als Prüfsachverstän-
diger und die erstmalige Anerkennung als Prüfor-
ganisation sowie die Verlängerung der Anerken-
nung als Prüforganisation erfolgen auf Antrag bei 
der zuständigen Behörde. 

(…) 

(3a) Dem Antrag auf Anerkennung als Prüforgani-
sation sind folgende Unterlagen beizufügen: 

1. Die Angaben zum Leiter sowie zum stellvertre-
tenden Leiter der Prüforganisation und deren An-
erkennungen als Prüfsachverständige; 

2. eine Auflistung der Prüfer der Prüforganisation; 

3. die gemäß § 4 Absatz 3 zu erbringenden Nach-
weise. 
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Besitzt die Prüforganisation eine Anerkennung 
des Eisenbahn-Bundesamtes als unabhängige 
Bewertungsstelle nach CSM-RA oder eine Akkre-
ditierung der DAkkS nach DIN ISO IEC 17020, kann 
sie diese dem Antrag beilegen. Die dort bereits 
geprüften Prozessteile werden ohne weitere Prü-
fung durch die zuständige Behörde im Rahmen 
der Anerkennung als Prüforganisation übernom-
men und nicht nochmals geprüft. 

§ 6 Anerkennung als Prüfsachverständiger § 6 Anerkennung als Prüfsachverständiger oder 
als Prüforganisation 

 

(…) 

(3) Die Anerkennung gilt längstens für fünf Jahre. 
Sie kann jeweils um längstens fünf Jahre verlän-
gert werden. 

(1a) Die Prüforganisation erhält über ihre Aner-
kennung einen Bescheid. In dem Bescheid ist die 
Dauer der Anerkennung festzulegen. 

(3) Die Anerkennung als Prüfsachverständiger gilt 
längstens für fünf Jahre, als Prüforganisation für 
sieben Jahre. Die Anerkennung als Prüfsachver-
ständiger kann jeweils um längstens fünf Jahre ver-
längert werden, die Anerkennung als Prüforganisa-
tion um sieben Jahre. 

 

§ 7 Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der 
Anerkennung 

§ 7 Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der An-
erkennung 

 

(1) Die Anerkennung erlischt 

1. durch schriftlichen oder elektronischen Verzicht 
des Prüfsachverständigen gegenüber der zustän-
digen Behörde, 

2. mit der Vollendung des 70. Lebensjahres des 
Prüfsachverständigen oder 

3. mit dem Ablauf der Geltungsdauer der Anerken-

(1) Die Anerkennung erlischt 

1. durch schriftlichen oder elektronischen Verzicht des 
Prüfsachverständigen oder der Prüforganisation 
gegenüber der zuständigen Behörde mit dessen Ein-
gang bei der Behörde, 

2. mit der Vollendung des 70. Lebensjahres des Prüf-
sachverständigen oder 
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nung. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Anerkennung 
zurücknehmen, wenn bei der Erteilung der Aner-
kennung eine der Anerkennungsvoraussetzungen 
nicht vorgelegen hat. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Anerkennung 
widerrufen, wenn der Prüfsachverständige 

1. die Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr 
erfüllt, 

2. nicht über einen Versicherungsschutz gemäß § 
16 verfügt oder 

3. gegen eine Pflicht nach den §§ 14 bis 23 wie-
derholt oder gröblich verstoßen hat oder gegen 
mehrere Pflichten nach den §§ 14 bis 23 verstoßen 
hat. 

Ein Widerruf wegen eines wiederholten Verstoßes 
setzt voraus, dass wegen eines vorangegangenen 
Verstoßes eine Ermahnung ausgesprochen und 
auf die Möglichkeit eines Widerrufes hingewiesen 
worden ist. 

3. mit dem Ablauf der Geltungsdauer der Anerken-
nung. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Anerkennung 
zurücknehmen, wenn bei der Erteilung der Anerken-
nung eine der Anerkennungsvoraussetzungen nicht 
vorgelegen hat. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Anerkennung 
widerrufen, wenn der Prüfsachverständige oder die 
Prüforganisation 

1. die Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr er-
füllt, 

2. nicht über einen Versicherungsschutz gemäß § 16 
verfügt oder 

3. gegen eine einschlägige Pflicht nach den §§ 14 bis 
23 wiederholt oder gröblich verstoßen hat oder gegen 
mehrere Pflichten nach den §§ 14 bis 23 verstoßen 
hat. 

Ein Widerruf wegen eines wiederholten Verstoßes 
setzt voraus, dass wegen eines vorangegangenen 
Verstoßes eine Ermahnung ausgesprochen und auf 
die Möglichkeit eines Widerrufes hingewiesen worden 
ist. 

Teil 4 

Pflichten der Prüfsachverständigen 

Teil 4 

Pflichten der Prüfsachverständigen und Prüforga-
nisationen 

Redaktionelle Anpassung 

§ 14 Unabhängigkeit, Weisungsfreiheit und 
Gewissenhaftigkeit 

§ 14 Unabhängigkeit, Weisungsfreiheit und Ge-
wissenhaftigkeit 
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(…) (…) 

(4) Der Verpflichtung nach den Absätzen 1 bis 3 
steht nicht entgegen, dass ein bei einer Prüforga-
nisation tätiger Prüfsachverständiger auch ander-
weitige Tätigkeiten in dem Unternehmen ausübt, 
dem die Prüforganisation angehört, solange die 
Leitung der Prüforganisation gewährleistet, dass 
der Prüfsachverständige seine Sachverständigen-
tätigkeit unabhängig, weisungsfrei und gewissen-
haft ausüben kann.    

 

 

§ 21 Anzeigepflichten zur Person und zur beruf-
lichen oder gewerblichen Tätigkeit des Prüf-
sachverständigen 

§ 21 Anzeigepflichten zur Person und zur berufli-
chen oder gewerblichen Tätigkeit des Prüfsach-
verständigen, Anzeigepflichten der Prüforganisa-
tionen 

 

(…) (2) Die Prüforganisation hat der zuständigen Be-
hörde unverzüglichen anzuzeigen: 

1. Die Änderung der Geschäftsadresse, 

2. Personelle Veränderungen hinsichtlich der auf-
gelisteten Prüfer der Prüforganisation, 

3. Neubesetzungen des Leiters oder des stellver-
tretenden Leiters. 

 

Teil 5 

Überwachung der Prüfsachverständigen 

Teil 5 

Überwachung der Prüfsachverständigen und 
Prüforganisationen 

Redaktionelle Anpassung. 

§ 24 Überwachung § 24 Überwachung  
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(1) Die zuständige Behörde überwacht die Prüf-
sachverständigen regelmäßig. 

(2) Die Überwachung kann insbesondere erfolgen 
in Form 

1. einer Durchsicht von Arbeitsergebnissen, 

2. einer Begleitung bei der Durchführung von Prü-
fungen, 

3. einer Befragung, 

4. einer Auditierung oder 

5. einer Auswertung von elektronisch gespeicher-
ten Arbeitsergebnissen 

(1) Die zuständige Behörde überwacht die Prüfsach-
verständigen und Prüforganisationen regelmäßig. 

(2) Die Überwachung kann insbesondere erfolgen in 
Form 

1. einer Durchsicht von Arbeitsergebnissen, 

2. einer Begleitung bei der Durchführung von Prüfun-
gen, 

3. einer Befragung, 

4. einer Auditierung, bei Prüforganisationen insbe-
sondere bezüglich der Wirksamkeit der qualitäts-
sichernden Verfahren, oder 

5. einer Auswertung von elektronisch gespeicherten 
Arbeitsergebnissen 

Das Eisenbahn-Bundesamt 
überwacht 

1. die Prüforganisation 
stichprobenartig hinsicht-
lich des Aufrechterhal-
tens der Anerkennungs-
voraussetzungen  

2. „die Prüfsachverständi-
gen innerhalb der 
Prüforganisation u.a. 
durch stichprobenartige 
Überwachung des Moni-
torings innerhalb der 
Prüforganisation.“ 

 

 


